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1. Einleitung 

1.1. Persönlicher Zugang 

 

Thema meiner Diplomarbeit ist das Bild Italiens in der österreichischen Presse zwischen der 

Machtergreifung von Benito Mussolini in Italien 1922 und dem Tod von Bundeskanzler 

Engelbert Dollfuß im Juli 1934.  

Im Rahmen der Diplomarbeit sollen drei verschiedene Tageszeitungen, unterschiedlicher 

ideologischer Ausrichtung, untersucht werden, um einen differenzierteren Eindruck des 

Italienbildes in der österreichischen Presse der Zwischenkriegszeit zu erhalten. Es soll 

versucht werden, anhand einer sozialdemokratischen, einer konservativ-christlich 

ausgerichteten und einer liberal geprägten Zeitung einige ausgewählte Schlüsselereignisse der 

italienischen und/ oder österreichisch-italienischen Geschichte zu beleuchten, zu analysieren 

und ihren Widerhall in der damaligen österreichischen Zeitungslandschaft zu untersuchen. 

Daher fußt der erste Teil der Arbeit vornehmlich auf Sekundärquellen, während der zweite 

Teil auf Primärquellen beruht. 

Einer der Hauptgründe für meine Entscheidung, dieses Thema zu wählen, liegt sicherlich 

darin, dass ich Historikerin bin und den zweiten Studienabschnitt meines ersten Studiums in 

Italien absolviert habe, wodurch ich mich fast zwei Jahre lang mit italienischer Zeitgeschichte 

befasst habe. Nach meinem Studium habe ich als Radio-Journalistin für den ORF gearbeitet, 

womit mein Interesse für die Presse zusammenhängt.  

Diese Arbeit bietet die Möglichkeit, sowohl landeskundliche, politische, historische, aber 

auch journalistische Aspekte eines Themas, nämlich der Zwischenkriegszeit, zu betrachten 

und zu untersuchen. Dieses Jahr jährt sich die Gründung der Republik Österreich zum 100. 

Mal, ebenso wie sich der Anschluss Österreichs an Deutschland 1938 zum 80. Mal jährt. Die 

Zeit zwischen diesen beiden einschneidenden Ereignissen verdient also schon allein aus 

diesen Gründen eine genauere Betrachtung. Für die Geschichte Österreichs bilden diese 20 

Jahre eine entscheidende Phase, auf welche das faschistische Italien und sein Führer Benito 

Mussolini einen nicht unbedeutenden Einfluss hatten. Es liegt also nahe, die Rezeption dieses 

Einflusses zu betrachten und sie zum Thema einer landeskundlichen Arbeit zu machen.  
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Die Betrachtung der Pressekommentare, Zeitungsartikel und Interviews gewinnt aber erst vor 

dem Hintergrund der politischen Ereignisse in diesen fast 13 Jahren, die das Thema dieser 

Diplomarbeit sind, Bedeutung.  

 

Österreich in der Zwischenkriegszeit 

Österreich steht nach dem 1. Weltkrieg vor „den Resten“ eines einst mächtigen 

Vielvölkerstaates. Das Staatsgebiet beträgt nur mehr sechs Siebentel seiner einstigen Größe 

und statt ca. 52 Millionen Einwohner hatte es nur mehr rund sechs Millionen.1 In dem nun 

kleinen Land wird am 12. November 1918 die Republik Deutsch-Österreich ausgerufen und 

die Demokratie eingeführt. Wie schon der Namen erahnen lässt, sehen sich die Vertreter der 

drei relevantesten Parteien, der Sozialdemokraten, der Christlichsozialen und der 

Deutschnationalen, als Teil des Deutschen Reiches. Sie alle werden in den folgenden Jahren 

mehr oder weniger stark für den Anschluss Österreichs an Deutschland eintreten. Durch den 

Friedensvertrag von St. Germain 1919 allerdings ist der Anschluss an das Deutsche Reich 

explizit verboten und andere außenpolitische Optionen müssen erwogen werden. Die 

Regierungen der 1920-er Jahre entschließen sich zu einer vollen Kooperation mit dem 

Völkerbund, von dessen Anleihen Deutsch-Österreich wirtschaftlich abhängig ist, und zu 

einer möglichst äquidistanten Außenpolitik zu den das kleine Land umgebenden Nachbarn. 

Diese wird bis ca. 1929 anhalten, während es ab dann zu einer schrittweisen Annäherung an 

das faschistische Italien kommt. 

Im Inneren Österreichs bilden die 1920-er und frühen 1930-er Jahre zwar eine Phase der 

Demokratie, aber auch der zunehmenden Radikalisierung der politischen Lager. Die großen 

Parteien bilden Wehrverbände, den Schutzbund und die Heimwehr, die unter anderem 

aufgrund der vielen im Umlauf befindlichen Waffen zunehmend an politischem Gewicht 

gewinnen. Ihre Zusammenstöße und deren Folgen (Schattendorfer Prozess) werden 1927 die 

Demokratie und die Rechtsstaatlichkeit des jungen Österreich ins Wanken bringen und zu 

einer Wende in der politischen Landschaft führen.2 Mit und nach diesem Ereignis etabliert 

sich die eigentlich der Christlichsozialen Partei nahestehende Heimwehr zusehends als 

eigenständige Macht und drängt auf die politische Bühne. Sie wird ab 1928 von Benito 

Mussolini finanziell unterstützt. 1932 übernimmt dann der christlichsoziale Kanzler Engelbert 

Dollfuß die Macht und baut den Staat sukzessive in einen autoritären „Ständestaat“, in ein 
                                                           
1 www.österreich-forum.at (Zugriff am 2.3.2018) 
2 Kershaw, Ian (2016): Höllensturz. Europa 1914 bis 1949. München: Deutsche Verlagsanstalt, S. 263 
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austrofaschistisches System, um. Im Juli 1934 endet die Ära Dollfuß mit dessen Ermordung 

bei einem nationalsozialistischen Putschversuch.  

 

Italien 

Im Gegensatz zu Österreich geht Italien aus dem Ersten Weltkrieg als Sieger hervor und 

konstituiert sich in der folgenden Zeit ebenfalls als Demokratie. Diese junge Demokratie muss 

aber – wie fast alle europäischen Staaten – nach dem „großen Krieg“ mit extrem schlechten 

wirtschaftlichen Gegebenheiten und einer großen Unzufriedenheit in der Bevölkerung 

umgehen. Das schwache parlamentarische System wird der Nachkriegskrise nicht Herr und 

bald kommt es zur Bildung von den sogenannten fasci, paramilitärischen, faschistischen 

Schlägertrupps. Aus einer dieser Gruppen geht Benito Mussolini als Führer des bald darauf 

gegründeten Partito Nazionale Fascista hervor.3 Als erster Staat in Europa etabliert sich im 

Oktober 1922 ein faschistischer Machthaber. In den folgenden Jahren kommt es zu einer 

schrittweisen Aushöhlung der Demokratie und der Errichtung einer Diktatur durch Benito 

Mussolini – bei gleichzeitiger Belassung der „äußeren“ Zeichen einer Demokratie und der 

konstitutionellen Monarchie. Ab 1925 ist der Faschismus in Italien konsolidiert und Mussolini 

zum unumstößlichen Diktator geworden. Die faschistische Außenpolitik ist von Anfang an 

durch einen klaren Imperialismus gekennzeichnet, der sich nicht nur auf territoriale 

Eroberungen in Afrika und im Mittelmeerraum konzentriert, sondern auch ganz konkret auf 

Italiens Nachbarstaaten, so zum Beispiel Österreich.4  

 

Das Verhältnis 

Nicht nur die Innenpolitik Österreichs und Italiens ist hier relevant, nein, auch das Verhältnis 

zwischen den beiden Staaten. 

Das Verhältnis Österreichs zu Italien ist nach dem – für Österreich verlorenen – Ersten 

Weltkrieg ein schwieriges. Zahlreiche Konflikte und Reibungspunkte entzweien die beiden 

jungen Staaten. Italien, das als Teil der Entente und damit der Siegermächte Gebietsgewinne, 

wie etwa Südtirol verbuchen kann, beginnt rund um die Machtergreifung Benito Mussolinis 

                                                           
3 Ebd., S. 198 
4 Vergl. Malfèr, Stefan (1978): Wien und Rom nach dem Ersten Weltkrieg. Österreichisch-italienische 
Beziehungen 1919 – 1923. Wien/Köln/Graz: Böhlau, S. 10 ff. 
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1922 jedoch eine Italianisierungspolitik, welche zwangsweise zu Konflikten mit der 

Schutzmacht Österreich führen muss. 

Auch auf dem Parkett des Völkerbundes sind die beiden Staaten ab 1920 eng miteinander 

verbunden und Österreich in mehreren Fällen, vor allem bei Völkerbundanleihen, auf die 

Zustimmung Italiens angewiesen. So ist es kein Zufall, dass es im Lauf der 1920-er Jahre und 

in den 30-er Jahren zu mehreren Besuchen österreichischer Regierungschefs in Italien kommt.  

Ab 1928 setzt zudem eine massive Hilfe des faschistischen Italiens für die Heimwehren ein. 

Damit versucht Benito Mussolini – nach indirekten Versuchen – eine faschistisch-autoritär 

agierende Gruppe zu unterstützen und so die christlichsozialen Bundeskanzler, vor allem 

Engelbert Dollfuß, unter Druck zu setzen. Ein besonders prägnanter Beleg dafür sind die 

Briefe, welche Mussolini und Engelbert Dollfuß zwischen 1932 und 1934 austauschten.5 

Zuletzt – wenn man den in dieser Diplomarbeit untersuchten Zeitraum betrachtet, also 1922 

bis 1934 – kommt es denn auch zu einer Faschisierung Österreichs nach dem Vorbild Italiens.  

1.2. Auswahl der Zeitungen und der Ereignisse 

 

Als Spiegel des Italienbildes dieser Zeit sollen ausgewählte Tageszeitungen dienen. Die 1920-

er und 1930-er Jahre sind noch eine von der gedruckten Presse dominierte Zeit. 

Tageszeitungen als Spiegel der Ereignisse und des Italienbildes sind gewählt worden, da die 

sie in dieser Zeit das wichtigste Medium für die Publikation von staatlicher Propaganda, aber 

auch von kritischen und dem Regierungsstandpunkt entgegengesetzten Meinungen sind. 

Zudem sind Zeitungen in der Zwischenkriegszeit das Medium mit der weitesten Verbreitung. 

Genau wie es in der Zeit von 1922 bis 1934 politisch zu großen Umwälzungen kommt, 

verändert sich die Lage der Presse ebenfalls. Nach dem Zusammenbruch der Monarchie und 

der Ausrufung der Republik beginnt für die gedruckten Medien in Österreich ein neues 

Zeitalter. Ein neues Pressegesetz bringt 1922 zahlreiche Erleichterungen, einen Aufschwung 

an Auflagen und eine neue Vielfalt an Zeitungen.6  

                                                           
5 Maderthaner, Wolfgang (Hg.) (2004): "Der Führer bin ich selbst": Engelbert Dollfuß - 
Benito Mussolini, Briefwechsel. Wien : Löcker, S. 30 ff. 
6 Vergl. Wanivenhaus, Helga (1971): Die Pressefreiheit in Österreich. Die Geschichte ihrer Verwirklichung und 
ihrer gesetzlichen Normen. Wien: Univ. Diss. S. 101-127 
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Ein wichtiger Punkt bei den Vorbereitungen zu dieser Diplomarbeit war die Auswahl der zu 

untersuchenden Zeitungen: Ausgewählt wurden die sozialdemokratische Arbeiterzeitung, die 

christlichsoziale Reichspost und die Neue Freie Presse, ein liberal-bürgerliches Blatt.  

Besonderes Augenmerk wurde bei der Auswahl der Publikationen darauf gelegt, dass nicht 

nur parteipolitisch stark gebundene Zeitungen genommen wurden, die damit auch die große 

Spaltung der politischen Landschaft widerspiegeln, sondern auch ein etwas freier agierendes 

und publizierendes Medium.  

Die Arbeiterzeitung und die Reichspost gehören eindeutig zu den parteipolitisch gebundenen 

Veröffentlichungen, während die Neue Freie Presse eben unabhängiger von einer konkreten 

Partei schreibt. In der vorliegenden Arbeit soll es nicht um eine sprachliche Analyse der 

ausgesuchten Zeitungsartikel gehen, sondern um eine landeswissenschaftlich-historische 

Betrachtung der Inhalte. Sprachliche und stilistische Mittel werden nur am Rande 

angesprochen, der Schwerpunkt liegt auf der inhaltlich-politischen Analyse. Folgende 

Fragestellungen sollen den Ablauf der Arbeit begleiten: 

● An welchen historischen Punkten der Zeit von 1922 bis 1934 kommt es zu Kontakten 

bzw. Konflikte zwischen Österreich und Italien?  

● Welches generelle Italienbild bietet sich der österreichischen Leserschaft Jahre 1922 – 

1934? 

● Wie werden die österreichischen Politiker in ihrem Verhältnis zu Mussolini (oder 

anderen Repräsentanten des faschistischen Italiens) gezeichnet? 

● Wird Italien als (mögliches) Vorbild für Österreich gesehen? 

● Lässt sich der große Einfluss Benito Mussolinis auf Engelbert Dollfuß aus den 

Zeitungsartikeln herauslesen?  

 

Ausgewählt wurden: der Besuch Bundeskanzlers Ignaz Seipel in Italien 1923 wenige Monate 

nach der Machtübernahme Mussolinis bei eben diesem, die Rede Mussolinis am 3. Jänner 

1925 und Engelbert Dollfuß‘ Besuch in Riccione im August 1933. In all diesen Fällen kann 

angenommen werden, dass eigene Korrespondenten berichtet oder österreichische 

Journalisten die Besuche begleitet haben.  Der Besuch Ignaz Seipels ist interessant, da 

Mussolini zu jenem Zeitpunkt erst wenige Monate im Amt ist und ihn noch niemand genauer 

kennt. Die Rede von Mussolini zwei Jahre später gehört sicher zu den Schlüsselereignissen 

der italienischen Geschichte. Interessant ist hier vor allem die ausführliche Berichterstattung 

sowohl über Mussolini selbst, als auch über den Faschismus an sich. 1933 stehen die Dinge in 
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Österreich bereits ganz anders als acht Jahre vorher. Österreich ist mittlerweile ein autoritärer 

Staat geworden. Italien ist nun in gewisser Weise das Vorbild und damit ist dieses Ereignis 

natürlich auch von großem Interesse für eine Zeitungsanalyse. 

1.3.  Einteilung der Arbeit  

 

Die Einteilung der Arbeit folgt im Groben den historischen Ereignissen. In der hier 

vorliegenden Einleitung sollen die Ideen der Arbeit in Grundzügen dargestellt sowie die 

Forschungsfragen aufgeführt werden. Zudem soll kurz auf die Auswahl der Zeitungen 

eingegangen und die Rolle der Landeswissenschaft beleuchtet werden.  

Der erste, theoretische, Teil der Arbeit widmet sich den historischen und politischen 

Hintergründen des ausgewählten Zeitraumes, die für eine sinnvolle und inhaltlich interessante 

Analyse notwendig sind.  

Das erste Kapitel beschreibt die Motivation der Verfasserin sich mit der vorliegenden 

Thematik zu beschäftigen und bietet eine Einführung in die Thematik, ohne den Artikeln 

vorzugreifen. Zudem werden die Fragestellungen, die die Durchsicht der Artikel begleiten 

sollen, angeführt.  

Das zweite Kapitel widmet sich der Geschichte Österreichs zwischen 1922 und 1934. Ohne 

ihre Darstellung sind die verschiedenen Presseartikel politisch und historisch nicht 

einordenbar. Es sollen daher die wichtigsten Entwicklungen, die diese Periode prägen, 

dargestellt und ihre Bedeutung herausgearbeitet werden. Zuerst wird auf die noch relativ 

ruhige Zeit von 1922 bis 1927 eingegangen. Dann folgt ein Unterkapitel, in dem die Zeit vom 

Justizpalastbrand 1927 bis zur Machtergreifung von Engelbert Dollfuß 1932 dargestellt wird. 

Zuletzt soll die Zeit des autoritären Ständestaates beleuchtet werden.  

Das dritte Kapitel ist Italien gewidmet und ist in drei Unterkapitel gegliedert. Hierbei befasst 

sich das erste Teilkapitel mit der Machtergreifung der Faschisten und der Konsolidierung 

ihrer Macht in Italien zwischen 1922 und 1925. Besonders soll auch auf die berühmt-

berüchtigte Rede von Mussolini am 3. Jänner 1925 eingegangen werden. Sie markiert ja die 

eindeutige unumschränkte Herrschaftsübernahme durch den „Duce“.  Im zweiten Teil des 

dritten Kapitels folgt die Periode von 1925 bis 1934.  

Im vierten Kapitel stehen die historisch-politischen Beziehungen und Kontakte zwischen 

Österreich und Italien im Mittelpunkt. Das Kapitel widmet sich der faschistischen 
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Außenpolitik der gesamten Periode. Angesprochen werden zudem die Reibungspunkte, aber 

auch Faszinationen zwischen Österreich und dem faschistischen Italien: Das reicht von der 

brenzligen Südtirol-Frage über die Unterstützung der Heimwehr bis hin zur direkten 

Einflussnahme auf die österreichische Politik in der Ära Dollfuß. 

Das fünfte Kapitel soll die Presselandschaft der Zwischenkriegszeit und ihre Entwicklung 

kurz skizziert werden.  

Im sechsten Kapitel werden die Besonderheiten der Presse in der Zwischenkriegszeit 

behandelt, danach folgen nach jeweils einer kurzen Beleuchtung der Ereignisse die Analysen 

der verschiedenen Zeitungen. Hier soll direkt das Ereignis im Zentrum stehen und die 

unterschiedliche Berichterstattung und die Darstellung Italiens herausgearbeitet werden. Es 

soll auf die positive/negative Darstellung des Faschismus eingegangen werden, genauso wie 

auf die Frage in welchem Licht Benito Mussolini dargestellt wird.  

In dem siebenten Kapitel soll ein kritisches Resümee gezogen werden. Welche 

Forschungsfragen konnten überhaupt beantwortet werden? Welche Antworten haben wir auf 

die gestellten Fragen erhalten?  

Die Diplomarbeit schließt mit einem Anhang, der die wichtigsten Artikel enthält, einem 

Abstract  und einem Riassunto auf Italienisch am Ende der Arbeit. 

1.4. Landeswissenschaftliche Analyse 

 

Landeskunde als Teil der Romanistik ist ein Fachgebiet, welches sich den historischen, 

geografischen, aber auch den politischen und kulturellen Eigenheiten der Länder mit 

romanischen Sprachen widmet. Die Länder mit romanischen Sprachen sollen dabei aber nicht 

als in sich alleinstehende Staaten gesehen werden, sondern sie sollen auch in ihrem (inter-) 

kulturellen Austausch und ihrer Beeinflussung betrachtet werden. Ebenso soll die Perzeption 

durch Fremde und die Rezeption des jeweiligen Kulturraumes betrachtet werden.7 Genau das 

soll in der vorliegenden Arbeit getan werden. 

Betrachtet man die Studienpläne des Instituts für Romanistik an der Universität Wien, so 

werden die Ziele der Landeskunde im Studienplan von 2017 folgendermaßen beschrieben: 

                                                           
7 Höhne, Roland: Die romanistische Landeswissenschaft. Das ungeliebte Kind der deutschen Romanistik. In: 
Fisch, Stefan /Guazy, Florence /Metzger, Chantal (Hg.) (2007): Lernen und Lehren in Frankreich und 
Deutschland. Apprendere ed enseigner en Allemagne et en France. Stuttgart: Franz Steiner Verlag, S. 232 
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„- Die Absolventinnen und Absolventen verfügen über vertiefte Kenntnisse der Geographie, 

Geschichte und aktuellen Entwicklung der Länder der gewählten Sprach- und Kulturräume, 

ihrer ökonomischen Grundlagen, Gesellschaftsstrukturen, ihrer politischen Systeme, Medien, 

Kunst und Kultur.  

- Sie haben sich eine hohe landeswissenschaftliche Analysekompetenz angeeignet und können 

länder-, sprach- und kulturraumrelevante Frage- und Problemstellung selbstständig 

wissenschaftlich bearbeiten; sie können mittels kritisch-analytischen Umgangs mit 

verschiedenen landeswissenschaftlich relevanten Texten deren kulturelle, interkulturelle und 

historische Bedeutung bestimmen.  

- Sie sind in der Lage, situationsgebundene Kontexte und gesellschaftlich relevante Themen 

der jeweiligen Sprach- und Kulturräume interdisziplinär und kontrastiv zu analysieren und 

darstellerisch aufzubereiten.  

- Die Absolventinnen und Absolventen verfügen über eine vertiefte interkulturelle Kompetenz 

und können Kulturkontakt- und -konfliktphänomene in ihrer politisch-historischen 

Bedingtheit bestimmen.  

- Sie können sprach- und kulturraumrelevante Problemstellungen in Anlehnung an die 

Methoden der Soziologie, Politikwissenschaft, Geschichtswissenschaft, Kunstwissenschaft, 

Anthropologie sowie der Sprach-, Literatur- und Medienwissenschaften selbstständig 

wissenschaftlich bearbeiten.“8 

Sprache, ihre Ausdrucksformen und ihre Entwicklung kann man nicht ohne ihren 

historischen, politischen und gesellschaftlichen Kontext sehen. Daraus ergibt sich die 

Relevanz von landeswissenschaftlichen Arbeiten für die Romanistik an sich. Auch in diese 

Diplomarbeit sollen etliche Aspekte der oben genannten Zielsetzungen einfließen. Relevant 

ist vor allem der Punkt, dass sich Absolventinnen und Absolventen der Romanistik „… 

landeswissenschaftliche Analysekompetenz angeeignet (haben) und länder-, sprach- und 

kulturraumrelevante Frage- und Problemstellung […] bearbeiten (können)“. Diese Aspekte 

sollen in der vorliegenden Arbeit behandelt werden. 

Als hilfreiche Handreichung zur Analyse der ausgewählten Artikel dient daher die im Buch 

„Landeswissen. Ein Methodenbuch“ von Michael Metzeltin dargelegte Textanalyse und 

                                                           
8https://senat.univie.ac.at/fileadmin/user_upload/s_senat/konsolidierte_Masterstudien/MA_Romanistik_Version
2017.pdf (Zugriff am 1.3.2018) 
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Textinterpretation.9 Sie soll in der vorliegenden Arbeit nicht komplett, aber in Grundzügen 

übernommen werden.  

Ganz im Sinne von Metzeltin ist „… eine der primären Aufgaben von Wissenschaft die 

Entdeckung und Erklärung von Zusammenhängen.“10 Genau dies ist das Ziel, dem diese 

Diplomarbeit verpflichtet ist. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                           
9 Metzeltin, Michael/ Bru Peral, Javier (2017): Landeswissen. Ein Methodenbuch. Wien / Praesens Verlag, S. 
266 f. 
10 Ebd., S. 265 
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2. Österreich zwischen 1922 und 1934 

2.1. Ende der Habsburgermonarchie 

 

Die Österreicherinnen und Österreicher standen 1918 vor dem „Rest, der Österreich ist“. Aus 

dem riesigen Vielvölkerstaat war ein Kleinstaat geworden, an dessen Überlebensfähigkeit nur 

die wenigsten glaubten. Große Teile der Bevölkerung und alle Parteien unterstützen zu dieser 

Zeit die Idee eines Anschlusses an Deutschland. Aufgrund des Friedensvertrags von St. 

Germain sollte aus der „Republik Deutsch-Österreich“ Österreich werden und der Anschluss 

an Deutschland verboten werden. Von der politischen Führung in Wien wurde zudem die 

Vereinigung aller deutschsprachigen Gebiete der ehemaligen Habsburger Monarchie 

gefordert. Aber auch dies wurde von den Siegermächten untersagt. Das Sudetenland wurde 

Teil der neu gegründeten Tschechoslowakei, etliche andere geforderten Gebiete sollten an die 

nun neuen Nachbarn gehen. Der südliche Teil von Tirol – bis zur Brennergrenze – wurde 

bereits bei Kriegsende von den Truppen Italiens besetzt und dieses Gebiet sollte in den Pariser 

Vororteverträgen Italien zugesprochen werden. Das Burgenland ging nach einer 

Volksabstimmung 1921 zum Großteil an Österreich – mit Ausnahme des Gebietes rund um 

Ödenburg/Sopron.  

Aber nicht nur politisch, sondern auch gesellschaftlich und wirtschaftlich stand die Erste 

Republik vor größten Herausforderungen. Arbeitslosigkeit, Lebensmittelrationierungen und 

eine rasant steigende Inflation bereiteten der Bevölkerung und der Regierung Sorgen. Unter 

diesen Umständen wurde der Sozialdemokrat Dr. Karl Renner der erste Staatskanzler der 

Ersten Republik. Bei den ersten Wahlen der jungen Republik im Februar 1919 errang die 

Sozialdemokratische Arbeiterpartei eine relative Mehrheit und bildete eine 

Koalitionsregierung mit der christlichsozialen Partei.  

Eine der großen Verdienste dieser Koalition aus Sozialdemokraten und Christlichsozialen war 

die Erarbeitung einer Verfassung für das junge Österreich. Dieses Grundgesetz wurde durch 

den Juristen und Verfassungsexperten Hans Kelsen ausgearbeitet und am 20. Oktober 1920 

von der Nationalversammlung angenommen. Damit wurde eine staatliche Ordnung 

geschaffen, welche an der Spitze einen Bundespräsidenten mit wenig Macht, demgegenüber 

aber ein relativ starkes Parlament hatte. Noch wurde das Staatsoberhaupt nicht in einer 
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Volkswahl, sondern durch die Bundesversammlung, also den Nationalrat und den Bundesrat 

gemeinsam, gewählt.  

1920 sollte die Regierungskoalition aber auseinanderbrechen und die gemeinsame 

Anstrengung um den wirtschaftlichen und politischen Aufbau der Republik ein Ende haben.11 

2.2. Phase der Stabilität 1922 – 1927 

 

Die nun folgenden christlichsozialen Bundeskanzler mussten sich vorderhand um die 

wirtschaftlichen Schwierigkeiten kümmern. Österreich hatte ja, als Folge des 

Auseinanderbrechens des riesigen Wirtschaftsraumes, den die Habsburgermonarchie gebildet 

hatte, mit fehlenden Rohstoffen und einer zu geringen Nahrungsmittelproduktion zu 

kämpfen.12  

Im Frühjahr 1922 wurde Prälat Dr. Ignaz Seipel neuer Bundeskanzler. Wenige Monate später 

erreichten die Wirtschaftskrise und die Inflation in Österreich ihren Höhepunkt. Viele 

Menschen glaubten das Ende der Republik nahe, vor allem, da alle Hilferufe der 

österreichischen Regierung an die britische und französische Staatsführung unbeantwortet 

blieben.13 

Ende August 1922 gelang es Bundeskanzler Seipel in zwei Reden vor dem Völkerbund in 

Genf die anwesenden Regierungsvertreter davon zu überzeugen, Österreich finanzielle Hilfe 

zukommen zu lassen. „Anfang Oktober erreichte die Regierung Seipel beim Völkerbund eine 

Anleihe, die der Schlüssel zur Sanierung der Währung werden sollte und mit der 

außenpolitischen Situation Österreichs verbunden wurde: Die Selbstständigkeit Österreichs 

wurde garantiert, der Anschluss an Deutschland verboten ...“14 Diese zwischen England, 

Frankreich, Italien, der Tschechoslowakei und Österreich abgeschlossenen Genfer Protokolle 

vom 4. Oktober 1922 brachten Österreich eine Anleihe von 650 Millionen Goldkronen. Es 

folgten die wirtschaftlich ruhigsten Jahre der jungen Republik.15  

                                                           
11 Vergl. Brzobohaty, Johannes u.a. (2013): Zeitfenster 7. Geschichte und Sozialkunde/Politische Bildung. Wien: 
Verlag Ed. Hölzel, S. 62 f.  
12 Vergl. ebd. S. 65 
13 Vergl. Dusek, Peter, Pelinka, Anton, Weinzierl, Erika (1995): Zeitgeschichte im Aufriß. Österreich seit 1918. 
50 Jahre Zweite Republik. Wien: Verlag Jugend & Volk, S. 210 f.  
14 Pammer, Michael (2008): Krise, Krieg, Normalisierung: die österreichische Wirtschaft 1918-1983, In: Karner, 
Stefan, Mikoletzky, Lorenz (Hg.): Österreich. 90 Jahre Republik. Beitragsband zur Ausstellung im Parlament. 
Wien: Studienverlag, S. 225 
15 Vergl. Dusek (1995), S. 212 
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Einer besonderen Erwähnung bedürfen an dieser Stelle die paramilitärischen Gruppen, welche 

sich kurz nach dem Ersten Weltkrieg in Österreich gebildet hatten. Sie entstanden in 

ländlichen Gebieten Österreichs als sogenannte Frontkämpfervereinigungen, Bürgerwehren 

und Selbstschutzverbände und bestanden zum Großteil aus abgerüsteten Soldaten der k.u.k 

Armee. Viele dieser konservativen Verbände standen der christlichsozialen Partei nahe, 

manche aber auch der Großdeutschen Volkspartei und den Nationalsozialisten. In den 

folgenden Jahren ging die „Heimwehr“ als dominanter Verband aus dieser gemischten 

Gruppe hervor und wurde unter anderem von steirischen Großindustriellen finanziell 

unterstützt, die in ihr eine Abwehr gegen die Arbeiterschaft sahen.16 Von konservativen 

Landesregierungen, wie etwa der Tiroler, wurden die Heimwehren von Anfang an als eine Art 

Hilfspolizei, der man unter der Hand so viele Waffen wie möglich zuschob, verwendet.17  

Es sollte aber auch ein Gegengewicht zu den Heimwehren geben: „… so kommt es Anfang 

1923 zur Gründung des Republikanischen Schutzbundes, der die sogenannte 

„Ordnerorganisation“, […] die seit dem November 1918 bestehenden Fabriks- und 

Arbeiterwehren, ablöst […] und danach direkt der (Sozialdemokratischen Arbeiterpartei, 

Anm.) Partei unterstellt wird.“18  

Sicherlich kann diesen paramilitärischen Gruppen, die sich von Anfang an als Gegner sahen, 

eine Mitschuld an der hohen Gewaltbereitschaft, welche die Erste Republik prägte, gegeben 

werden. „Infolge dieser Wehrformationen, die fast wöchentlich zu Machtdemonstrationen 

aufmarschierten und nicht selten zusammenstießen, kam es seit 1923 immer wieder zu 

blutigen Auseinandersetzungen.“19 Diese nahmen zu, als unter dem Eindruck der Erfolge 

Mussolinis in Italien der Faschismus Schule zu machen begann. Es folgte ein Wettrüsten 

zwischen diesen nicht-staatlichen Gruppen.20 

  

                                                           
16 Vergl. Brzobohaty (2013), S. 68 
17 Felix Kreissler (1970): Von der Revolution zur Annexion. Österreich 1918 bis 1938. Wien/Frankfurt/Zürich: 
Europa Verlag, S. 145 
18 Haas, Karl (1973): Wehrpolitik der Sozialdemokratie. In: Jedliczka, Ludwig / Neck, Rudolf (1973): Österreich 
1927 bis 1938. Protokoll des Symposions in Wien 23. bis 28. Oktober 1972. Wien: Verlag für Geschichte und 
Politik, S. 83 
19 Botz, Gerhard (1973): Der “15. Juli 1927”, seine Ursachen und Folgen. In: Jedliczka, Ludwig / Neck, Rudolf 
(1973): Österreich 1927 bis 1938. Protokoll des Symposions in Wien 23. bis 28. Oktober 1972. Wien: Verlag für 
Geschichte und Politik, S. 32 
20 Vergl. Dusek (1995), S. 214 
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2.3. Von Schattendorf 1927 bis 1930 

 

Seit Oktober 1920 war die Sozialdemokratische Partei nicht mehr an der Regierung beteiligt 

gewesen: Dies führte rund um 1927 zu immer lauteren Forderungen ihrer Anhängerschaft 

nach der Erfüllung ihrer Anliegen. Dazu gehörten unter anderem die Altersversorgung bzw. 

eine Alterspension für die Arbeiterschaft oder eine Neuregelung der Mieten, ein für die 

ärmeren Schichten der Bevölkerung besonders wichtiges Thema.  

Die christlichsozialen Bundeskanzler waren dazu nicht bereit. Zusammen mit einer Reihe von 

Finanzskandalen und Bankenzusammenbrüchen21 führten all diese Entwicklungen einerseits 

zu einer „… sich immer mehr verschärfenden Spaltung, Konfrontation und Polarisierung, in 

der beide Seiten in ständig zunehmender Sorge und wachsendem Misstrauen, begleitet von 

aggressiven Reden, […] sich auf den als unvermeidlich angesehenen Angriff des Gegners 

vorbereiten.“22, andererseits zu einem Wahlergebnis bei den Wahlen im April 1927, welches 

die Christlichsozialen nicht erfreuen konnte. Ihr Vorsprung auf die Sozialdemokraten schmolz 

auf zwei Mandate zusammen. Während die Sozialdemokraten ihren Stimmanteil auf 42,3 

Prozent23 erhöhten, konnte sich Bundeskanzler Ignaz Seipel und seine christlichsoziale Partei 

nur mehr durch eine Koalition mit Hilfe des nationalliberalen Landbundes an der Macht 

halten. Dies führte zu einer für Kanzler Seipel nur schwer handhabbaren Tagespolitik. Vor 

diesem Hintergrund ereigneten sich die Schüsse von Schattendorf, vor allem aber die 

Ereignisse rund um den 15. Juli 1927.  

Am 30. Jänner 1927 waren in dem kleinen burgenländischen Ort Schattendorf mehrere 

Kundgebungen angesagt: Sowohl die Heimwehr als auch der Schutzbund marschierten durch 

die kleine Gemeinde an der Grenze zu Ungarn. Bis zum Nachmittag wurde ein (blutiges) 

Zusammentreffen der Gruppen vermieden. Am Nachmittag jedoch kam es zu Schüssen aus 

einem Gasthaus, welches als Hauptquartier der Heimwehr diente. Zwei Menschen starben: ein 

Kriegsinvalide und ein achtjähriger Bub. Diese Schüsse sollten fatale Nachwirkungen für die 

österreichische Innenpolitik haben. 

„Am Abend des 14. Juli 1927 waren die Schützen von Schattendorf – die ihre Schüsse 

keineswegs ableugneten – von einem Wiener Geschworenengericht freigesprochen worden. 

                                                           
21 Vergl ebd., S. 213 
22 Wandruszka, Adam: Die Erbschaft von Krieg und Nachkrieg. In: Jedliczka, Ludwig / Neck, Rudolf (1973): 
Österreich 1927 bis 1938. Protokoll des Symposions in Wien 23. bis 28. Oktober 1972. Wien: Verlag für 
Geschichte und Politik, S. 30 
23 Botz (1973), S. 33  
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Unbeschreiblich war daraufhin die Erregung, die sich daraufhin der Arbeiterschaft 

bemächtigte.“24 Nun beschlossen die Arbeiter der Elektrizitätswerke zu streiken und zu 

demonstrieren. Von der sozialdemokratischen Parteileitung erhielten sie keine Anweisungen. 

In der Früh des 15. Juli zogen tausende Arbeiterinnen und Arbeiter aus den Vorstädten in die 

innere Stadt, um gegen das Urteil zu protestieren. Die Demonstrationszüge hatten den 

Justizpalast als Symbol des Fehlurteils zum Ziel. Schon an Weg kam es zu Zusammenstößen 

mit der berittenen Polizei und zu einer immer größeren Erregung unter den Demonstranten. 

Einige von ihnen drangen in den Justizpalast ein und warfen Aktenbündel heraus. Diese 

wurden angezündet und wieder hineingeschmissen. Drei Stunden lang war der Platz vor dem 

Justizpalast von der Polizei verlassen gewesen. Die sozialistische Führung war in der 

Zwischenzeit mit Bundeskanzler Seipel zusammengekommen, um eine friedliche und 

politische Lösung zu erreichen. Seipel lehnte entschieden ab und gab Polizeipräsidenten 

Schober den Schießbefehl. Daraufhin begann die Polizei auf die Massen, unter denen sich 

mittlerweile viele schaulustige Männer, Frauen und Kinder befanden, zu schießen. Am Ende 

des Tages waren 89 Menschen tot und 1057 verwundet. Demgegenüber standen vier tote 

Polizisten. Viele Autoren sehen dies als Beweis dafür, dass die Demonstranten nicht mit 

Schusswaffen ausgerüstet gewesen waren und keinen Putsch geplant hatten.25   

„Gewinner“ dieser Ereignisse waren eindeutig der bürgerliche Bundeskanzler Seipel und die 

Heimwehren. Trotz Rücktrittsforderungen der Opposition trat der Bundeskanzler nicht zurück 

und es folgte eine Verhaftungswelle. Auf die Bitten der sozialdemokratischen Führer um eine 

Amnestie reagierte Seipel, der „Prälat ohne Milde“, ablehnend. Von den bürgerlichen 

Schichten wurde Seipel nun gefeiert.26  

Der darauffolgende Generalstreik wurde – vor allem in den Bundesländern – mit Hilfe der 

Heimwehr, welche wieder als Hilfspolizei eingesetzt wurde, unterdrückt. Ab diesem 

Zeitpunkt war die Sozialdemokratische Arbeiterpartei geschwächt, hatte sie doch den 

Generalstreik nicht aufrechterhalten können und auch nicht mit Waffengewalt durchgesetzt, 

da sie einen Bürgerkrieg vermeiden wollte.27 

Aus dem Justizpalastbrand und der Unterdrückung bzw. dem Abbruch des Generalstreiks 

danach zogen rechte, faschistische Gruppen neue Kraft: „Für die Führer der faschistischen 

Heimwehren in den Bundesländern war die Haltung Seipels im Jahre 1927 noch zu milde und 

                                                           
24 Kreissler (1970), S. 152 
25 Vergl. Dusek (1995), S. 216 
26 Vergl. Botz (1973), S. 39 
27 Kreissler (1970), S. 155 
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noch zu „demokratisch“. Sie versuchten verschiedentlich Druck auf ihn auszuüben, … Je 

mehr der Kanzler die Heimwehr als „Hilfspolizei“ und als Keimzelle einer neuen 

Staatsordnung schätzte und öffentlich anerkannte, umso stärker flossen auch für die 

Heimwehr die finanziellen Quellen der großen Industrie und der Bankinstitute. Ungarn und 

Italien leisteten in verstärktem Maße Unterstützung für die Heimwehren, da sie in ihnen ein 

geeignetes Instrument ihrer Politik erkannten. […] Durch die massive Propaganda und die 

Verzerrung des 15. Juli 1927 zum „roten Umsturzversuch“ stieg nun die in den ersten Jahren 

nur zögerlich anwachsende Zahl der Heimwehrmitglieder sprunghaft an, so dass der 

Faschismus binnen weniger Jahre eine ernstzunehmende innenpolitische Gefahr wurde.“28 

Trotz seines Autoritätsgewinnes durch den Justizpalastbrand war sich Kanzler Ignaz Seipel 

bewusst, dass die Sozialdemokraten bei den Wahlen im April des Jahres 1927 dazugewonnen 

hatten und er mit Sorge auf die nächsten Wahlen würde blicken müssen. Es würde schwierig 

werden, den Führungsanspruch der Konservativen auf parlamentarischer Ebene weiter 

durchzusetzen. Prälat Ignaz Seipel wollte daher eine autoritäre Verfassung durchsetzen: eines 

der wichtigsten Ziele der Verfassungsänderung wäre es gewesen, Wien als eigenes 

Bundesland abzuschaffen, was einen Frontalangriff gegen die Sozialdemokratie bedeutet 

hätte. Ebenso sollte für das Kino und das Theater die Zensur wiedereingeführt werden. Seipel 

konnte natürlich nicht mit der Zustimmung der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei zu einer 

solchen Entmachtung ihrer selbst rechnen.29 

Nach langen und schwierigen Verhandlungen einigten sich die Parlamentsparteien im 

Dezember 1929 auf eine gemischt präsidial-parlamentarische Variante und nicht auf das von 

Prälat Seipel und den Heimwehren geforderte autoritäre Regierungssystem.30 Diesen 

Änderungen gaben nun auch die Sozialdemokraten ihre Zustimmung, wodurch die nötige 

Zweidrittelmehrheit erreicht wurde. 

„Ab nun sollte der Bundespräsident direkt vom Volk gewählt werden. Er konnte die 

Bundesregierung ernennen und entlassen, er hatte den Oberbefehl über das Bundesheer und 

konnte den Nationalrat auflösen. Das wichtigste Recht jedoch, das dem Bundespräsidenten 

und damit der Bundesregierung eingeräumt wurde, war das Notverordnungsrecht. Dieses 

Recht, das sich auf das Kriegswirtschaftliche Ermächtigungsgesetzt aus dem Jahre 1917 

                                                           
28 Botz (1973), S. 42 
29 Maderthaner, Wolfgang (1997): 12. Februar 1934: Sozialdemokratie und Bürgerkrieg. In: Steininger, Rolf/ 
Gheler, Michael (Hg.) (1997): Österreich im 20. Jahrhundert. Von der Monarchie bis zum 2. Weltkrieg. 
Wien/Köln/ Weimar Verlag, S. 160 
30 Ebd. S. 161 
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stützte, gab 1933 der Regierung Dollfuß die Möglichkeit, bei Ausschaltung des Parlaments 

mit Notverordnungen zu regieren.“31 

Mit diesem Ergebnis waren die Heimwehrgruppierungen nicht zufrieden, wollten sie doch 

keine „halben Lösungen“. Ihrer Meinung nach war die „Gefahr“ eines Sieges der 

Sozialdemokraten bei zukünftigen demokratischen Wahlen noch immer nicht gebannt. In der 

Folge blickten Heimwehrführer immer intensiver nach Italien, von wo sie immer mehr 

finanzielle Unterstützung bezogen.32 

In der Heimwehr gewannen zunehmend antidemokratische und antiparlamentarische 

Tendenzen Oberwasser. Aber nicht nur in diesen faschistischen Gruppen, sondern auch in der 

Bevölkerung verstärkte sich der Ruf nach einem „starken Mann“ an der Spitze des Staates als 

Folge der wirtschaftlichen Krise, die 1929 auch Österreich erreichte. 

Am 18. Mai 1930 kam es zu einem Treffen aller Heimwehrgruppen in Korneuburg. Hier 

sollten die Ziele der eigentlich sehr heterogenen Heimwehrgruppen definiert und die Führer 

der einzelnen Gruppen auf das „gemeinsame Ziel“ eingeschworen werden. Im sogenannten 

Korneuburger Eid hieß es unter anderem: 

„Wir wollen Österreich von Grund auf erneuern! Wir wollen den Volksstaat der Heimwehren 

[...] Wir wollen nach der Macht im Staate greifen und zum Wohl des gesamten Volkes Staat 

und Wirtschaft neu ordnen. Wir müssen den eigenen Vorteil vergessen, müssen alle 

Bindungen und Forderungen der Partei unserem Kampfziele unbedingt unterordnen, da wir 

der Gesamtheit des deutschen Volkes dienen wollen. Wir verwerfen den westlichen 

demokratischen Parlamentarismus und den Parteienstaat! [...]“33 

Dieser Eid muss als ein eindeutiges Bekenntnis zum faschistischen Staat, aber auch zum 

Nationalsozialismus gesehen werden. Felix Kreissler sieht in diesem Schwur eine 

Abwandlung des nationalsozialistischen Slogans „Gemeinnutz vor Eigennutz“ mit dem „die 

Nazis ihr Räuberregime“ begründeten. Auffällig an dem Schwur ist aber auch die 

Selbstbezeichnung der Heimwehren als Partei – oder ist mit Partei die christlichsoziale Partei 

gemeint? Dies geht aus der Formulierung nicht klar hervor.  

                                                           
31 Kreissler (1970), S. 164 
32 Vergl. Ebd., S. 165 
33 Ebd., S. 165 
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Der Großteil der anwesenden Führer leistete den Eid. Mit diesem Schwur auf den Faschismus 

vergrößerte sich allerdings der Abstand zwischen den Heimwehren und der christlichsozialen 

Partei zusehends.  

Schon die Verfassungsreform von Bundeskanzler Johann Schober im Jahr zuvor hatte die 

Heimwehren unzufrieden zurückgelassen, war doch ihr Traum von einem sofortigen 

autoritären Staat nicht erfüllt worden. Nun wollte Schober Ruhe im Staat, um neue 

ausländischen Anleihen nicht zu gefährden, und legte ein Gesetz vor, durch welches es zu 

einer Abrüstung der paramilitärischen Verbände kommen sollte. Daraufhin forderte die 

Heimwehr, dass zuerst der sozialdemokratische Schutzbund entwaffnet werden müsste und 

zwar unter der Kontrolle der Heimwehr. Das lehnte der christlichsoziale Kanzler Schober 

eindeutig ab und distanzierte sich von den Heimwehren. Der Bruch war vollzogen.  

Kurz darauf wurde Schober gestürzt und das nächste Minderheitskabinett bereits aus 

Mitgliedern der Christlichsozialen und der Heimwehr gebildet.34 

2.4. Der Weg der Demokratie wird verlassen: 1930 – 1932 

 

Die nun folgende Periode wird von etlichen Historikern, so auch Felix Kreissler, nicht als ein 

Ablauf einer Reihe von Regierungen, sondern als eine durchgehende Linie, die immer mehr 

von der der Demokratie wegführte, gesehen. Kreissler ortet eine zweigeteilte Entwicklung mit 

einer sich immer weiter zurückziehenden Sozialdemokratie und einer immer faschistischer 

werdenden Heimwehr. Einige in der Heimwehr, wie Fürst Rüdiger von Starhemberg aus 

Oberösterreich und Dr. Walter Pfrimer, Führer der steirischen Heimwehr, standen dem 

Nationalsozialismus nahe; andere, wie der Tiroler Heimwehrführer Dr. Richard Steidle, und 

der Niederösterreicher Dipl. Ing Julius Raab, den Christlichsozialen.35   

Bereits im Vorfeld der Nationalratswahlen vom 9. November 1930 wurde von der Regierung 

versucht Stimmung gegen die Opposition zu machen. Die sozialdemokratisch dominierten 

Bundesbahnen bekamen einen christlichsozialen Generaldirektor und Zeitungen der 

Opposition wurden fast täglich beschlagnahmt. Ein breiter, konservativer Bürgerblock sollte – 

so die Hoffnung der Christlichsozialen – als Sieger aus dieser Wahl hervorgehen. Das gelang 

nicht. Die Heimwehren kandidierten bereits mit einer eigenen Liste, dem „Heimatblock“, 

erreichten aber nur 228 000 Stimmen, das sind sechs Prozent der Wahlbeteiligten. Die 
                                                           
34 Vergl. Ebd. 
35 Vergl. Ebd. , S. 159 
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Nationalsozialisten, welche bei dieser Wahl bereits angetreten waren, errangen lediglich drei 

Prozent der Stimmen und kein Mandat für den Nationalrat. Im Gegensatz zu den bürgerlichen 

und extrem rechten Parteien erhielt die Sozialdemokratische Arbeiterpartei 41 Prozent der 

Stimmen, konnte sich also gegenüber den Wahlen von 1927 ihren Stimmenanteil in etwa 

halten.  

Zeitgleich begann aber der Aufstieg der Nationalsozialisten. Vor allem unter Soldaten und 

unter der jüngeren Bevölkerung hatte der Nationalsozialismus großen Zulauf. Britische 

Gesandte berichteten, dass die Nationalsozialisten vor allem von der Bankenkrise und der 

zwischen prodeutscher und profaschistischer Richtung zerriebenen Heimwehr profitiert 

hätten. Zahlreiche Überfälle und Gewaltakte gegen Juden und Ausländer trugen noch zum 

„Ruhm“ der aufstrebenden Nazis bei.36 

Trotz dieses Misserfolgs bei der Wahl wurde die Heimwehr Teil der Koalition und 

Heimwehrführer Rüdiger von Starhemberg Innenminister. Es begann eine Serie von 

Waffensuchen in Arbeiterheimen und Schutzbundlokalen in ganz Österreich. Die zwei 

Monate währende Regierung hinterließ noch größere Gräben zwischen den Bürgerlichen und 

den Arbeiterparteien, als zuvor schon da waren. Eine folgende Regierung sollte wieder Dr. 

Ignaz Seipel zusammenstellen. Ganz im Gegensatz zu seiner Haltung im Juli 1927 machte er 

nun nach einigem Zögern der Sozialdemokratie ein Koalitionsangebot. Doch diese lehnte ab.   

Wenige Monate später – nach einem gescheiterten Versuch eine Zollunion mit Deutschland 

einzugehen – sollte es zur nächsten Etappe auf dem Weg zur Zerschlagung der Demokratie in 

Österreich kommen. Im September 1931 versuchte die steirische Heimwehr einen Putsch 

durchzuführen, den nach ihrem Führer benannten „Pfrimer-Putsch“.  

„Der steirische Heimwehrführer proklamierte sich selbst zum „Staatsführer“. Das war der 

lange angekündigte Putsch der Heimwehr, mit dem Ziel, den faschistischen Ständestaat zu 

errichten, das Parlament abzuschaffen und die Sozialdemokratie zu vernichten.“37  

Der Putsch der Teil-Heimwehr scheiterte kläglich, da er außerhalb der Steiermark zum 

Großteil nicht befolgt wurde. Zu unterschiedlich waren die Ausrichtungen der Heimwehr-

Gruppen in den einzelnen Bundesländern. Der sozialdemokratische Schutzbund wollte nicht 

intervenieren, außer das Bundesheer würde der Lage nicht Herr werden. Damit „vergab“ der 
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sozialdemokratische Schutzbund eine Möglichkeit auf sich aufmerksam zu machen und 

Stärke zu zeigen.  

Zugleich allerdings wuchs die nationalsozialistische Bewegung in Österreich immer stärker.  

„Bei den Landtagswahlen in Wien, Niederösterreich, Salzburg, Kärnten und der Steiermark 

im April 1932 stiegen die Stimmen für die Nationalsozialisten jedoch zum Teil auf das 

Sechsfache. Insgesamt haben damals 336.000 Österreicher und Österreicherinnen 

nationalsozialistisch gewählt, von denen der weitaus größte Teil aus dem großdeutschen 

Lager kam, aber auch die Christlichsozialen und vor allem die Heimwehr mussten 

Stimmeneinbußen in Kauf nehmen, während die Sozialdemokraten ungefähr bei ihrer 

früheren Wählerzahl blieben. Dieses Ergebnis verstärkte die seit 1930 latente Angst der 

Christlichsozialen Partei vor Neuwahlen für das Parlament, die nunmehr die 

Sozialdemokraten und die Nationalisten forderten. Wahlen zu verhindern, war schon das Ziel 

von Buresch gewesen. Dollfuß hat es erreicht: um den Preis der Zerstörung der 

parlamentarischen Demokratie.“38 

2.5. Das Ende der Demokratie 1933 - 1934 

 

Der 4. März 1933 kann mit Recht als das Ende der parlamentarischen Demokratie bezeichnet 

werden. Ab diesem Datum kommt es in raschen Schritten zur Auflösung aller für eine 

Demokratie wichtigen Institutionen und politischen Gruppen: Zuerst löst der christlichsoziale 

Bundeskanzler Engelbert Dollfuß nach einer Geschäftsordnungspanne den Nationalrat und in 

der Folge das Parlament auf, Ende März 1933 wird der Republikanische Schutzbund aufgelöst 

(aber nicht die Heimwehr), im Mai 1933 wird die kommunistische Partei aufgelöst und nach 

den Februarkämpfen 1934 auch die Sozialdemokratische Arbeiterpartei, bis schließlich im 

Juli 1934 Kanzler Dollfuß bei einem Putschversuch von Nationalsozialisten ermordet wird. 

Es ist eine Zeit, in der es um den Erhalt der Unabhängigkeit Österreichs geht, die einerseits 

durch den immer stärker werdenden Nationalsozialismus in Österreich und aus Deutschland 

in Gefahr gerät; die andererseits auch unter dem Druck des faschistischen Diktators Benito 

Mussolini steht, der immer offener und direkter die Umsetzung einer faschistischen Diktatur 

und die komplette Ausschaltung der Sozialdemokratie (und anderer Oppositionsgruppen) 

verlangt.   
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Hier sieht Fritz Kreissler einen tragischen und historischen Irrtum von Dollfuß im Jahr 1933: 

„… der darin beruhte, dass er (Dollfuß, Anm.) glaubte, diese Unabhängigkeit mit 

diktatorischen Methoden wirksam verteidigen zu können, dass er die Unmöglichkeit, den 

Kampf gegen den Hitlerschen Imperialismus ohne die Unterstützung der österreichischen 

Arbeiterschaft und ihrer politischen Organisationen wirksam führen zu können, außer Acht 

ließ, und dass, historisch gesehen, der Kampf für ein unabhängiges Österreich nur dann einen 

Sinn hatte, wenn er auf demokratischen Boden, in einem demokratischen Staat ausgefochten 

wurde.“39 

Seit 1932 war die politische Landschaft verändert, die Regierungskoalition waren unsicher 

und Dollfuß Kanzler verfügte über eine „gerade eben“-Mehrheit: 

„Als Engelbert Dollfuß im Mai 1932 sein Amt als Bundeskanzler antrat, stand er einer 

Koalitionsregierung vor, bestehend aus einem großen Regierungspartner, den 

Christlichsozialen, und zwei kleinen Fraktionen, dem Landbund und der Heimwehr. Es 

handelte sich um ein Kabinett, das nur über eine sehr schmale politische Basis verfügte, 

nachdem die christlichsozial-großdeutsche Ära der Regierungszusammenarbeit, die von 

kurzen Unterbrechungen abgesehen seit 1922 für die Koalitionsbildungen maßgeblich 

gewesen war, infolge der erdrutschartigen Gewinne der Nationalsozialisten bei den am 24. 

April 1932 stattgefundenen Landtagswahlen in Wien, Niederösterreich und Salzburg zu Ende 

gegangen war.“40 

In diese Zeit, also den Sommer 1932, fällt der Versuch eine weitere internationale Anleihe, 

die „Lausanner Anleihe“ zu erhalten. Doch die Sozialdemokraten lehnen die Zustimmung zur 

Anleihe ab, wahrscheinlich mit dem Ziel Neuwahlen zu erzwingen.  

Der Wiener Historiker Helmut Wohnout sieht bei Dollfuß zu diesem Zeitpunkt einen 

Meinungsumschwung. Wohnout vermutet, dass durch die Ablehnung der Sozialdemokratie  

der Anleihe zuzustimmen, sich bei im bürgerlichen Lager und allen voran bei Dollfuß die 

Meinung durchgesetzt hätte, dass mit den Sozialdemokraten „keine Politik mehr zu machen 

sei und daher der Parlamentarismus insgesamt eine sinnlose Zeitverschwendung sei. Kurz 
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nach diesem Sommer im Herbst 1932 kam es dann auch zum ersten Mal zur Erlassung einer 

Verordnung nach dem kriegswirtschaftlichen Ermächtigungsgesetz von 1917.41 

Parallel zu dieser immer größeren Ablehnung den Sozialdemokraten, gewinnt die Heimwehr 

– wie schon vorher erwähnt –überproportional an Macht und Stimme: „Ausschlaggebend 

dafür war in erster Linie die zunehmende Verschärfung der politischen Auseinandersetzung 

nach links wie nach rechts – nach links gegenüber der oppositionellen Sozialdemokratie und 

nach rechts gegenüber dem immer gewalttätigeren Formen annehmenden NS-Terrorismus auf 

der Straße. Dies führte dazu, dass der Heimwehr als dem größten paramilitärischen 

Wehrverband des bürgerlichen Lagers innerhalb der Regierungskoalition ein über seine 

politisch-parlamentarische Bedeutung hinausgehender Einfluss zuzukommen begann. Die 

Ernennung (Emil, Anm.) Feys, eines militanten Gegners der Sozialdemokratie, wurde von 

dieser als Provokation empfunden, umso mehr als der neue Staatssekretär sofort ein 

Aufmarschverbot nicht nur für nationalsozialistische Verbände, sondern auch für solche der 

Sozialdemokraten und Kommunisten erließ.“42 

Eine Eskalation der Lage und eine weitere Verschlechterung der Gesprächsbasis (falls 

überhaupt noch vorhanden) zwischen Christlichsozialen und Sozialdemokraten war die 

logische Konsequenz. Der neue Innenminister Emil Fey, zugleich Führer der Wiener 

Heimwehr, nutze alle Möglichkeiten als Innenminister, um die Sozialdemokratie und den 

Schutzbund in ihrer bzw. seiner Handlungsfähigkeit zu beschränken und zu behindern. 

In dieser politisch sehr angespannten Stimmung – zusätzlich noch angeheizt durch eine 

Korruptionsaffäre um illegale Waffenlieferungen von Italien über Österreich an Ungarn – 

kam es am 4. März 1933 zu einem Misstrauensantrag der sozialdemokratischen und 

großdeutschen Opposition im Nationalrat. Zu diesem Zeitpunkt verfügte die Regierung 

lediglich über eine Mehrheit von nur einer einzigen Stimme. Nach einem Formfehler bei der 

Abstimmung legte zuerst der erste sozialdemokratische Parlamentspräsident Dr. Karl Renner, 

dann der zweite christlichsoziale Präsident und zuletzt auch der dritte Präsident von der 

großdeutschen Partei jeweils sein Amt nieder. Der Rücktritt aller drei Parlamentspräsidenten 

hatte die Aktionsunfähigkeit des Hohen Hauses zur Folge.  

Kanzler Engelbert Dollfuß erkannte seine Chance: Er bot dem Bundespräsidenten seinen 

Rücktritt an. Dieser – anstatt Neuwahlen auszurufen – betraute ihn wieder mit der Regierung. 

Ab diesem Moment war das Parlament ausgeschaltet und sein Zusammentreten wenige Tage 
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später von Dollfuß und der Polizei verhindert. Dollfuß erklärte nun, dass die 

„Selbstausschaltung“ des Parlaments keine Regierungskrise wäre, und regierte ab diesem 

Moment autokratisch per Verordnung.43 

„Ab dem 5. März 1933 begann der christlichsoziale Teil der Regierungskoalition einen 

radikalen Schwenk in Richtung rechts zu vollziehen. Politikern der Christlichsozialen, die den 

von Dollfuß gemeinsam mit der Parteiführung eingeschlagenen Weg, ohne Parlament 

autoritär weiter zu regieren, nicht mitzutragen bereit waren, blieb nur der vorläufige Rückzug 

aus der obersten politischen Führungsebene.“44 

Bedenken gegen diese autoritäre Politik ließ Dollfuß nicht gelten. Er argumentierte damit, 

dass er gezwungen sei, einen Zweifrontenkrieg gegen den Nationalsozialismus und gegen den 

Marxismus zu führen, daher seien die Maßnahmen gerechtfertigt. Bereits am 31. März 1933 

wurde der sozialdemokratische Schutzbund verboten.45 

Schutz und Stärkung suchte Dollfuß im Ausland: bei Italien und Ungarn. Engelbert Dollfuß 

hatte zu Ostern 1933 Rom besucht, dort aber nicht nur den Papst, sondern vor allem Benito 

Mussolini besucht. Dieser hatte ihm die Wahrung der Selbstständigkeit und Unabhängigkeit 

Österreichs zugesagt. Der Preis dafür war aber eine Verfolgung der sozialdemokratischen 

Opposition. Dollfuß versprach Mussolini in Rom und später auch brieflich die Erfüllung 

dieser Forderungen und den Aufbau eines faschistischen Ständestaates in Österreich. Im 

August 1933 fuhr der Bundeskanzler auf Mussolinis Wunsch nochmals nach Italien, dieses 

Mal nach Riccione. Dort unterstrich und forderte Mussolini erneut die Ausschaltung des 

Marxismus. Kurz darauf hielt Engelbert Dollfuß seine bekannte Rede am Wiener 

Trabrennplatz. In dieser Rede, gehalten am 11. September 1933, verkündete der Kanzler eine 

ständische Verfassung, welche eine „starke autoritäre Führung“ haben sollte.  

Trotz all dieser Entwicklungen in Richtung einer augenscheinlichen Auflösung der 

Demokratie und des Rechtsstaates protestiere die Sozialdemokratie nicht. Inzwischen war 

nämlich Adolf Hitler in Deutschland am 5. März 1933 in seiner Rolle als Reichskanzler 

bestätigt worden und die österreichischen Sozialdemokraten mussten zusehen, was mit ihrer 

Partei in Deutschland passiert war.  
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Ganz im Gegenteil, die sozialdemokratische Führung versuchte mit Kompromissvorschlägen 

auf Dollfuß zuzugehen und ständische Elemente im Staatsaufbau zu akzeptieren.46 „Als der 

Kanzler davon hörte, sagte er jedoch: “Das wäre sehr schön, aber wenn ich das tue, wirft mich 

Mussolini Hitler in den Rachen.“47 

Engelbert Dollfuß war also der Weg nach „links“, sich mit den Sozialdemokraten zu 

verbünden, durch die Aufträge aus Riccione verschlossen. In den folgenden Monaten 

versuchte er Verhandlungen mit allen Seiten zu führen: mit Italien und mit Deutschland. Sein 

Ziel war eine Vereinigung – unter seiner Führung natürlich – aller national gesinnten Kräfte 

in Österreich. Zur gleichen Zeit verfolgten die Heimwehren aber ihre eigenen Wege und 

waren ebenfalls in (geheimen) Verhandlungen mit den Genannten. Sie forderten zugleich ein 

immer radikaleres Vorgehen gegen die Sozialdemokratie.  

Im Februar 1934 kam es – zum wiederholten Male – zu Hausdurchsuchungen und 

Waffensuchen in Parteilokalen der NSDAP. Am 12. Februar 1934 wurde das Parteiheim im 

Hotel Schiff in Linz nach Waffen durchsucht: Der Schutzbund reagierte mit Schüssen auf die 

Razzia und ein Bürgerkrieg brach aus. In den Industriestädten Österreichs folgte nun eine 

bewaffnete Erhebung des Schutzbundes, so in Wien, Wiener Neustadt, Steyr, Kapfenberg 

usw. Zwei Tage dauerte der Kampf. Die Regierungstruppen (Armee und Polizei) wurden 

durch die paramilitärischen Heimwehr-Truppen unterstützt. Die Angaben über die Zahl der 

Toten gehen weit auseinander, sicher ist jedoch, dass auf Seiten der Exekutive weniger als 50 

Toten verzeichnet wurden, auf Seiten der Sozialdemokraten zwischen 270 und 1000. Neun 

Aufständische wurde standrechtlich hingerichtet.48 

Ab der Machtergreifung Hitlers im Deutschen Reich wuchs der nationalsozialistische Einfluss 

in Österreich immer spürbarer. Dazu kam, dass einzelne Heimwehren, wie etwa die steirische, 

sich mit den Nationalsozialisten verbündeten. Zwischen März 1933 und Juli 1934 erschütterte 

eine Welle von nationalsozialistischen Terroranschlägen, wie etwa Sprengstoffanschläge, 

Österreich, zugleich verstärkte die NSDAP ihre Propaganda in Österreich massiv. Über das 

damals neue Medium Radio wurde versucht, Stimmung für eine nationalsozialistische 
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Machtübernahme im Land zu machen. Hitler hoffe auf diese Art einen Rücktritt von 

Bundeskanzler Dollfuß zu erreichen. 49 

Am Vormittag des 25. Juli 1934 kam es zu einem nationalsozialistischen Putsch, der 

allerdings bereits vorher verraten worden war. Bundeskanzler Engelbert Dollfuß brach 

daraufhin den laufenden Ministerrat ab und schickte die Minister nach Hause. Trotz erfolgter 

Sicherheitsvorkehrung gelang es den als Bundesheersoldaten verkleideten Nationalsozialisten 

kurz nach Mittag ins Bundeskanzleramt zu gelangen. Dollfuß traf auf der Flucht mit einer 

Gruppe unter der Führung von Otto Planetta zusammen. Zwei Schüsse trafen den Kanzler 

tödlich und er starb, ohne dass ein Arzt und ein Priester gerufen worden waren, am 

Nachmittag. Etwa zur gleichen Zeit war die von den Nazi-Putschisten besetzte 

Rundfunkstation der RAVAG zurückerobert worden. Am 30. Juli war dann der – recht 

linkische und schlecht organisierte – Nazi-Putsch in ganz Österreich zu Ende. 220 Menschen 

hatten ihr Leben gelassen. 12 Putschisten wurden zum Tode verurteilt und auch hingerichtet. 

Die anderen Mitverschwörer wurden zu Gefängnisstrafen verurteilt, jedoch erfolgten die 

Begnadigungen bereits bald danach. Am 16. Februar 1936, also weniger als zwei Jahre später, 

waren alle am Putsch Beteiligten wieder auf freiem Fuß.   

In der Folge des Putsches distanzierte sich Hitler von den aufständischen österreichischen 

Nationalsozialisten. „Hitler tat das wohl im Interesse seines internationalen Prestiges, vor 

allem aber infolge der Haltung Mussolinis, der noch am Abend des 25. Juli vier Divisionen 

am Brenner aufmarschieren ließ und zu einer bewaffneten Intervention zugunsten Österreichs 

entschlossen gewesen sein dürfte.“50 
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3. Italien zwischen 1922 und 1934  

 

Am 17. März 1861 wurde in Turin das Königreich Italien ausgerufen. Herrscher wurden die 

Savoyen, bis dahin Könige des Königreichs Piemont-Sardinien. Venetien, Triest, Dalmatien 

und Istrien waren aber zu diesem Zeitpunkt noch nicht Teil Italiens. Diese Teile – bald darauf 

von Nationalisten als terre irredente, also „unerlöste Gebiete“ bezeichnet – gehörten noch 

zum Kaiserreich Österreich.   

1914 stand das junge Königreich Italien vor der Entscheidung in den 1. Weltkrieg einzutreten 

oder nicht. Die politische Elite des Landes war gespalten. Zuletzt setzten sich die 

„Interventionisten“, rechtsstehende Nationalisten, wie zum Beispiel der Schriftsteller Gabriele 

D’Annunzio, durch und Italien trat in den Krieg ein. Aufgrund des Dreibundes hätte der junge 

Staat auf Seiten Österreich-Ungarns und Deutschlands kämpfen müssen. Italien jedoch stellte 

zahlreiche Bedingungen und als diese nicht erfüllt wurden, trat es auf Seiten der Entente-

Mächte in den Krieg ein. Von diesen – Großbritannien und Frankreich – wurden ihm 1915 

zahlreiche Gebietsversprechungen für den Fall eines Sieges gemacht. 

3.1. Machtübernahme der Faschisten 1922 – 1925 

 

Der Erste Weltkrieg endete für Italien mit einer großen Anzahl von gefallen Soldaten und eine 

am Boden liegende Wirtschaft. Territorial gesehen brachten die Versailler 

Friedensverhandlungen Italien aber große Gewinne: Südtirol, auf Italienisch Trentino-Alto 

Adige, wurde Italien zugesprochen, ebenso Triest und Istrien. Lediglich Dalmatien mit der 

Hafenstadt Fiume, wurde nicht Teil des Königreiches.51  

„Hätten die Ergebnisse der Friedensverhandlungen noch einige Jahre zuvor selbst die 

kühnsten Wünsche nationalistischer Eiferer übertroffen, so gaben die nun aufgrund völlig 

überzogener Erwartungen Anlass zu allgemeiner Enttäuschung. Hinzu gesellte sich die 

Unzufriedenheit der vielen Frontkämpfer, für deren zivile Reintegration dem Staat angesichts 

der gewaltigen Kriegsschulden die nötigen Mittle fehlten. So setzte sich die Krise der 

italienischen Gesellschaft unter ökonomisch verschärften Bedingungen fort, während die von 
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nationalistischer Seite hochgepeitschte Enttäuschung über die Resultate von Versailles 

letztlich auf das Ansehen der Monarchie und der politischen Klasse zurückfiel.“52 

In dieser Atmosphäre trat der ehemalige sozialistische Zeitungsredakteur Benito Mussolini 

auf die politische Bühne. Im Gegensatz zu seinen vormaligen sozialistischen Parteifreunden 

hatte er 1914 den Kriegseintritt befürwortet.  

1919 gründete Mussolini die Fasci di Combattimento (= Kampfverbände) auf der Mailänder 

Piazza San Sepolcro. Erstes Ziel der Fasci war der Kampf gegen Sozialismus und 

Bolschewismus.  

In den folgenden zwei Jahren kam es zu einer tiefen Spaltung in der italienischen Politik. Die 

Sozialisten und die Partei des sizilianischen Priesters Don Luigi Sturzo, der Partito Popolare 

Italiano (PPI), wurden zu Massenparteien, während die bis dahin dominierenden Liberalen 

stark an Einfluss verloren. Regieren konnten beiden Parteien weder alleine noch zusammen: 

Die Sozialisten sträubten sich gegen eine Mitarbeit am „bourgeoisen“ Staat, während der PPI 

ein zu breites Spektrum an politischen und gesellschaftlichen Interessen repräsentierte und 

dadurch politisch äußerst heterogen war. Parallel zu diesem politischen Stillstand erschütterte 

Italien eine Wirtschaftskrise. 1920 schnellten die Arbeitslosenzahlen, vor allem im Norden 

des Landes, dramatisch hoch, während im Süden aus dem Krieg heimkehrende Tagelöhner 

und Kleinbauern endlich die versprochenen Landzuteilungen forderten. Keine der im raschen 

Wechseln folgenden Nachkriegsregierungen war fähig mit dem sogenannten biennio rosso 

(die zwei roten, d.h. kommunistisch-sozialistischen Jahre: Ende 1918 bis Sommer 1920, 

Anm.) umzugehen und den wirtschaftlichen Problemen Abhilfe zu schaffen.53 

Durch dieses Vakuum an den Schalthebeln der Macht und die Unfähigkeit des Staates 

Ordnung zu garantieren, konnte der Faschismus erst aufsteigen. Die Jahre 1920, 1921 und 

1922 waren geprägt von Razzien, Plünderungen, Brandanschlägen und Gewaltakten der 

faschistischen paramilitärischen Fasci. Während die Rechtsextremen in Triest gegen die 

angeblich bolschewistischen Slawen vorgingen, konzentrierte sich die Gewalt in Mittelitalien 

auf die Bauern, die von den Fasci, bezahlt von Großgrundbesitzern, drangsaliert und 
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terrorisiert wurden. Möglich wurden diese Gewaltakte aber erst durch das Stillhalten der 

offiziellen Ordnungshüter: der Polizei und des Militärs.54 

Im Sommer 1921 erkannte Mussolini, dass, um als politische Bewegung zu überleben, der 

Faschismus „respektabler“ auftreten müsse. Er entledigte sich zu radikaler „Elemente“ und 

definierte als Ziel die Übernahme der Macht und die Identifizierung des Staates mit der 

faschistischen Bewegung. Zugleich versicherte er dem König und der Monarchie seine 

Loyalität. In Folge näherten sich zahlreiche etablierte Politiker der faschistischen Bewegung 

an. Sie glaubten Mussolini beherrschen zu können und sollten sich dabei gewaltig irren.55 

Ab November 1921 wurde aus der Bewegung eine Partei. Der Partito Nazionale Fascista 

(PNF) wurde zentral organisiert und nach einigen Monaten waren rivalisierende lokale 

Anführer ausgeschaltet. Während eines Generalstreiks der Sozialisten im Sommer 1922 ließ 

Mussolini seine Schlägertrupps ein weiteres Mal von der Leine, um sozialistische 

Gewerkschafter, Anhänger und Sympathisanten zu terrorisieren: Die Faschisten hatten den 

Staat verdrängt.56  

An dieser Stelle drängten viele Politiker auf eine Regierungsbeteiligung der Faschisten. 

Manche von ihnen mögen geglaubt haben, dass durch die Regierungsbeteiligung der Rechten 

eine Mäßigung zu erreichen gewesen wäre. Am 29. Oktober 1922 wollten die Faschisten mit 

angeblich 100 000 Mann auf Rom zumarschieren. Im Gegensatz zu der faschistischen 

Propaganda waren es aber nur 20 000 kläglich bewaffnete „Zuwanderer“ auf Rom und das 

reguläre Militär hätte die faschistischen Milizen wahrscheinlich problemlos stoppen können. 

Da der König aber die Ausrufung des Ausnahmezustandes ablehnte, blieben Armee und 

Polizei in den Kasernen.57 Mussolini marschierte nicht mit. Er war sich offensichtlich des 

Ausganges der Ereignisse nicht sicher, und wartete in Mailand auf Nachrichten, um im 

Notfall in die Schweiz flüchten zu können. Als der König aber den Ausnahmezustand nicht 

ausrief, bestieg Mussolini seelenruhig den Schlafwagen, um am nächsten Tag in der Früh 

seine Gefährten in Rom zu treffen.  

„Dort nahm er vom König den Auftrag zur Regierungsbildung entgegen und erklärte dem 

Parlament, es sei nur ihm zu danken, dass das Parlament nicht schon längst in ein „Feldlager 
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seiner Leute“ verwandelt worden war. Trotz dieser Unverfrorenheit sprach die Versammlung 

der neuen Regierung […] das Vertrauen aus.“58 

In den folgenden Monaten blieben die demokratischen Institutionen vorerst – oberflächlich 

betrachtet – unangetastet. Allerdings begannen sofort Repressionen gegen Sozialisten, 

Gewerkschafter, unliebsame Zeitungen und Beamte. Wirtschaftspolitisch versuchte sich der 

Faschismus bei den „alten Eliten“ beliebt zu machen.  

Im Dezember 1922 kam es zum ersten Zusammentritt des „Faschistischen Großrates“, des 

Gran Consiglio del Fascismo. Dieser sollte in Zukunft eine Konkurrenz zu Parlament und 

Regierung werden. Noch wusste Mussolini nicht, wie sein Einparteienstaat genau aussehen 

sollte, um diesem aber näher zu kommen, wurde das Wahlrecht geändert. „Im November 

1923 führte er eine grundlegende Änderung des Wahlsystems herbei, die der stärksten Partei 

bei der Wahl, sofern sie mehr als ein Viertel (!) der Stimmen erhalten hatte, zu zwei Drittel (!) 

der Parlamentssitze verhalf. Begründet wurde dies mit dem Versuch, stabile Regierungen zu 

gewährleisten.“59 Tatsächlich hatte diese Reform aber zur Folge, dass sich die meisten 

politischen Gruppen und Parteien den Faschisten anschließen mussten, um nicht 

unterzugehen. Im Jahr darauf wurde zum ersten Mal nach dem neuen Gesetz gewählt und der 

„nationale Block“ gewann – wenig überraschend und mit Hilfe massiver Einschüchterung und 

Gewalt – zwei Drittel der Stimmen. Lediglich die Arbeiter hatten noch gegen die Faschisten 

gestimmt.  

„Gegen dieses Klima der Gewalttätigkeit während des Wahlkampfes erhob der sozialistische 

Abgeordnete Giacomo Matteotti am 30. Mai 1924 im Parlament eine leidenschaftliche 

Anklage. Wenige Tage später wurde er entführt, seine Leiche wurde am 16. August in einem 

Gebüsch in der Romagna gefunden. Für einen Moment schien es, als ob alle von der 

Regierung abrücken würden, deren Komplizenschaft mit dem Verbrechen kaum jemand in 

Zweifel zog. […] und Mussolini selbst bekam die Isolierung zu spüren. Schnell jedoch 

gewann er seine Dreistigkeit zurück. […] Am 3. Jänner 1925 übernahm er vor dem Parlament 

die volle Verantwortung für die Ermordung Matteottis und forderte die Abgeordneten 

provokativ dazu auf, ihn unter Anklage zu stellen. Die Abgeordnetenkammer, die den 

Fehdehandschuh nicht aufnahm, akzeptierte damit ihr eigenes Todesurteil und das Ende des 

liberalen Staates.“60 
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3.2. Konsolidierung des faschistischen Regimes: 1925 bis 1934  

 

Was nun – ab Jänner 1925 – folgte, war die Errichtung einer Diktatur und die Faschisierung 

des Staatsapparates, ohne jedoch die äußere Staatsform, die Monarchie, zu ändern. In den 

folgenden Monaten wurden alle (noch verbliebenen) Oppositionsparteien verboten und die 

Pressefreiheit aufgehoben. Die Gewerkschaften – für die Organisation der Arbeiter von 

elementarer Bedeutung – wurde aufgelöst und durch eine faschistische Einheitsgewerkschaft 

ersetzt. Die wichtigen Institutionen Italiens – König, Kirche, Armee und Großindustrielle – 

stellten sich Mussolini nicht in den Weg. „Lieber Faschismus denn Sozialismus“ dürfte die 

Devise gewesen sein. Wichtig für diesen Beginn des totalitären Staates war sicherlich die 

Fähigkeit Mussolinis mit den Medien umzugehen. Das Radio wurde zum Medium der 

Faschisten und übertrug alle propagandistisch perfekt inszenierten Auftritte des „Duce“.61  

Mussolini dürfte sich aber bewusst gewesen sein, dass ohne eine – bis dahin nicht geschehene 

– Aussöhnung zwischen dem Kirchenstaat und dem Staat Italien die Macht nicht zu 

konsolidieren war. Der Katholizismus war in weiten Gesellschaftsschichten Italiens tief 

verwurzelt und ein antikklerikaler Kurs hätte den gesellschaftlichen Konsens noch gefährden 

können. Mussolini begann daher eine langsame Annäherung an die Kirche. Seit 1871 waren 

der Heilige Stuhl und Italien um Rom und um die Kirchenbesitzungen in Streit gelegen. Nach 

langen Verhandlungen wurden am 11. Februar 1929 im Lateranpalast Verträge unterzeichnet, 

mit denen der Kirchenstaat formal restituiert wurde, der Heilige Stuhl im Gegenzug jedoch 

die Monarchie anerkannte. Mussolini ging noch weiter auf die Kirche zu: In einem Konkordat 

wurde der Katholizismus zur Staatsreligion und der Religionsunterricht für alle Schulstufen 

verpflichtend eingeführt. 62 

In dieser Periode, um 1929 herum, konnte der faschistische Staat in der Gesellschaft 

wahrscheinlich auf größte Zustimmung zählen: Der Friede mit der Kirche, die vermeintliche 

Ordnung im Inneren und ein gewisser Wirtschaftsaufschwung erschienen der Öffentlichkeit 

als Verdienst der Faschisten. Die Tatsache, dass die Wahlen 1929 alles andere als 

demokratisch waren, mit nur einer Einheitsliste der Faschisten, schien weiten Kreisen der 

Öffentlichkeit vernachlässigbar. Außenpolitisch irritierte nur die Besetzung Korfus, die aber 

bald aufgrund der fehlenden Rückendeckung Englands abgebrochen werden musste. 
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Mussolinis Handlungen als Außenminister, wurden von Berufsdiplomaten „abgefedert“. 

Selbst Winston Churchill erklärte Mussolini seine Unterstützung. 63 

Ab 1929 erschütterte eine Wirtschaftskrise zuerst die USA, dann Europa. 1930 begann man 

auch in Italien die Krise zu spüren und diese äußerte sich in einem allgemeinen Preisverfall, 

dem Sturz der Aktienkurse, einem drastischen Produktionsrückgang und in die Höhe 

schnellenden Arbeitslosenzahlen. In vielen Industriesektoren, wie zum Beispiel in der 

Autofabrikation, ging die Produktion zwischen 1929 und 1932 um die Hälfte zurück. Der 

Staat versuchte durch einen verstärkten Protektionismus und eine Kampagne für „nationale 

Produkte“ die Wirtschaft anzukurbeln.  

Zugleich wurden zahlreiche öffentliche Arbeiten in Auftrag gegeben. In dieser Zeit wurden 

ganze historische Stadtteile von Rom abgerissen um faschistische Repräsentationsbauten oder 

Prachtstraßen zu errichten. Hatte der Staat eine bis dahin liberale Wirtschaftspolitik betrieben, 

so forderte die Industrie nun Hilfe ein und der Staat sprang in die Bresche: Staatliche 

Finanzierungen und Staatsaufträge für große Unternehmen nahmen ständig zu, wobei vor 

allem Rüstungsfirmen von den Aufträgen des faschistischen Staates profitierten. In der 

Öffentlichkeit trat der Staat als vermeintlicher Mittler zwischen den Sozialpartnern auf: Der 

faschistische Korporatismus sollte zugleich als Überwindung des Kapitalismus und des 

Sozialismus dargestellt werden.64 

Die Wirtschaft wurde also immer stärker auch vom Staat organisiert und beeinflusst. 

„Die Wirtschaftskrise hatte das Prestige des Regimes vor allem bei denjenigen Schichten des 

Volkes erschüttert, die besonders hart davon betroffen waren. Die großartigen Worte, mit 

denen Mussolini in seiner Rede vor mailändischen Arbeitern 1934 die Überwindung des 

Kapitalismus pries, vermochte nicht die Lohnkürzungen, die hohe Arbeitslosigkeit und den 

Kaufkraftschwund vergessen machen. Das Regime musste deshalb, auch unter dem 

Gesichtspunkt der eigenen Popularität des Massenkonsenses, wider aus der Talsohle 

herauskommen.“65 

„Popularität durch Propaganda“ lautete die Devise und so verstärkte die faschistische Führung 

ihre außenpolitischen Aktivitäten: einerseits im mitteleuropäischen Raum, und damit in 

Österreich, und ab 1934 in Afrika.  
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4. Das österreichisch-italienische Verhältnis 1922 – 1934 

 

Arnold Suppan fasst in dem Sammelband „Österreich. 90 Jahre Republik“ in sehr konziser 

Form die außenpolitische Situation Österreichs in der Zwischenkriegszeit zusammen: 

„Österreichs auswärtige Lage und Außenpolitik waren zwischen 1918 und 1938 im 

Wesentlichen fremdbestimmt. Die aus den Trümmern der Ende Oktober/Anfang November 

1918 innerhalb einer Woche auseinandergebrochenen Habsburgermonarchie entstandenen 

Republik „Deutschösterreich“ konnte sich in diesen 20 Jahren eigentlich nur kurzfristig – 

zwischen 1928 und 1930 – aus den Fesseln der vielfältigen politischen und wirtschaftlichen 

Abhängigkeiten befreien und zu einem Subjekt internationaler Politik wandeln. Von 

November 1918 bis März 1938 bestimmten meist mehrere Großmächte direkt oder indirekt 

die Geschicke der Alpenrepublik: zuerst die Siegermächte des Ersten Weltkrieges Frankreich, 

Großbritannien und die USA, in der ersten Hälfte der 1930-er Jahre das faschistische Italien, 

ab 1936/38 das nationalsozialistische Deutschland.“66 

Österreich, der Rest der von der großen Vielvölkermonarchie blieb, hatte es nicht leicht: War 

es doch – um hier gleich konkret auf das Verhältnis zwischen Österreich und Italien 

einzugehen – zu einem Rollentausch gekommen. Aus der Großmacht Österreich war ein 

Kleinstaat geworden und Italien hatte den Krieg als Sieger beendet.67 

Die ersten vier Jahre nach dem Ende des ersten Weltkrieges waren beide Staaten vor allem 

mit innenpolitischen Änderungen beschäftigt. Bereits von Anfang an hatte Italien aber großes 

Interesse an und in Österreich: So sollte die Nachbarschaft mit Österreich die Verbindung 

zum Donauraum, aber auch zum Balkan herstellen, einer Priorität der italienischen 

Außenpolitik.  

Mit der Machtübernahme der Faschisten 1922 änderte sich aber doch einiges: 

„Sowohl eine Fülle von Details als auch grundsätzliche Tendenzen des Faschismus lassen es 

unangebracht erscheinen, von einer anfänglich gemäßigten Außenpolitik zu sprechen. Das 

Ziel war von Anfang an die „Größe“ Italiens, Größe des Ansehens, Größe des Einflusses und 

Größe der Ausdehnung. Die liberalen Politiker suchten zwar den Vorteil Italiens, doch 

kannten sie die Grenzen. Dagegen begleitet den Faschismus von Anfang an die Idee des 
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„impero“, damit verbunden ein Sozialdarwinismus, der sich äußert in der Verachtung anderer 

Völker, in grundsätzlichem Zweifel am Weltfrieden, und in einer Tendenz, die „im Innersten 

und nicht einmal geheim von jeher auf Krieg gerichtet war“.68 

Die Besetzung Südtirols 1918/19 durch Italien belastete daher das Verhältnis der beiden 

Länder von Anfang an und sollte in den zwischenstaatlichen Beziehungen zu einer der 

wichtigsten und schwierigen Frage der 1920-er Jahre werden. So kam es wiederholt zu 

Konflikten: im Herbst 1922, aber auch im Herbst 1923, Ende 1925 und im Sommer 1928. 

1922 kann als entscheidendes Jahr angesehen werden, in dem es zu mehreren, teils parallelen 

verlaufenden Entwicklungen in Österreich, in Italien und international kam:   

Prälat Ignaz Seipel kam im Sommer mit einer christlichsozialen-großdeutschen Koalition an 

die Macht und sollte dort mit Unterbrechungen bis 1932 bleiben. Damit war die 

sozialdemokratische Partei bis 1934 durchgehend in der Oppositionsrolle. 

Zugleich stecke Österreich 1922 in einer massiven Finanzkrise und Seipel versuchte mit einer 

beeindruckenden Rede vor dem Völkerbund in Genf einen internationalen Kredit zu erlangen. 

Der Völkerbund gewährte Österreich am 4. Oktober 1922 diese – überlebensnotwendige – 

Anleihe in der Höhe von 650 Millionen Goldkronen, die Italien mittragen sollte. In Italien 

herrschte unterdessen allerdings eine unübersichtliche politische Situation, die erst mit der 

Ernennung von Mussolini zum Regierungschef am 31. Oktober 1922 zu Ende sein sollte.   

Zur gleichen Zeit änderte sich die Lage in und für Südtirol. Bereits einen Monat vor der 

Machtergreifung Benito Mussolinis (am 31. Oktober 1922, Anm.) war es zu Gewaltakten von 

Faschisten in Südtirol gekommen. Sie forderten, die Autonomie Südtirols ein für alle Mal zu 

beenden. Tausende Squadristi besetzten auf brutale Art die Gemeindeämter und Schulen und 

erzwangen den Rücktritt verschiedener Bürgermeister.69 In der zu Italien gehörenden Provinz 

Südtirol setzte nun eine massive Italianisierung ein: Die Industrialisierung wurde 

vorangetrieben und in weiterer Folge wurden tausende Italiener angesiedelt. 

Allerdings, bereits in einem Abkommen aus dem Jahre 1920 zwischen Staatskanzler Karl 

Renner und seinem italienischen Pendant Francesco Nitti hatte sich Österreich verpflichtet, 

Südtirol und seine deutschsprachige Minderheit als interne Angelegenheit Italiens zu 
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betrachten. Im Gegenzug sollte Österreich diplomatische und wirtschaftliche Hilfe von 

seinem südlichen Nachbarn erhalten.70  

Im Herbst 1922 setzte Bundeskanzler Ignaz Seipel nun also trotz der faschistischen 

Unterdrückungspolitik auf Beschwichtigung und ein Herunterspielen der Entwicklungen in 

Südtirol. Schließlich wartete man auf die Unterschrift des italienischen Regierungschefs unter 

die Genfer Protokolle, mit der die Anleihen für Österreich freigegeben werden sollten. 

Mussolini hatte zwar im Oktober eine baldige Unterzeichnung zugesagt, sollte dann aber erst 

Anfang Dezember 1922 unterschreiben.   

Bundeskanzler Seipel sandte trotz der Übergriffe und Gewaltakte in Südtirol lediglich eine 

„message“ an Benito Mussolini, in der er unterstrich, dass „… ein wirklich freundschaftliches 

und ungestörtes Zusammenwirken zwischen Österreich und Italien erst nach Herstellung eines 

modus vivendi im Alto Adige möglich sei.“71 Seipel war also dermaßen vorsichtig in seiner 

Wortwahl, dass er das Wort Südtirol vermied.72 Dies konnte vor allem in Innsbruck und beim 

großdeutschen Koalitionspartner in Wien natürlich nicht auf Zustimmung stoßen.  

Prälat Ignaz Seipels außenpolitische Überlegungen waren, dass ein Gleichgewicht der 

„Freundschaften“ zu den verschiedenen Nachbarstaaten für Österreich am vorteilhaftesten 

sein würde. Dies kam den Überlegungen Mussolinis entgegen, der trotz der 

Italianisierungspolitik in Südtirol, die in Österreich ja auf Widerstand stoßen musste, sich um 

„gute“ Beziehungen zu Österreich bemühte. „Es offenbart sich hier ein eklatanter 

Widerspruch zwischen der Staatsraison, die aufgrund der jede Autonomie ausschließenden 

Idee des totalitären Staates die unbedingte Angleichung der fremdsprachigen neuen Provinzen 

verlangte und dadurch die Gefühle des Volkes im benachbarten Staat immer von neuem 

verletzte, und der Staatsraison, die eben diesen Staat zu engster politischer Zusammenarbeit 

gewinnen wollte.“73 Diese zweite Staatsraison sollte ab 1928 noch stark an Bedeutung 

gewinnen.  

1928 erreichte die Unterdrückung der deutschsprachigen Südtiroler einen neuen Höhepunkt. 

Im September des Jahres forderte Österreich vor dem Völkerbund „… die Einbeziehung der 

Minderheitenrechte in die Völkerbundsatzung. Bestand doch eine formale Schwierigkeit für 
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Österreich in der Auseinandersetzung mit dem viel mächtigeren Italien in der Südtirolfrage 

auch darin, dass der Siegermacht Italien im Friedensvertrag keinerlei Verpflichtungen des 

Minderheitenschutzes – wie etwa den nur assoziierten Staaten Polen und Tschechoslowakei – 

auferlegt worden waren.“74 Die italienische Presse und Mussolini selbst heizten mit Aussagen 

die Stimmung noch an.  

1929 kann aber auch als Wende betrachtet werden. In Italien stand der Abschluss der 

Lateranverträge, also der Aussöhnung zwischen dem Heiligem Stuhl und dem italienischen 

Staat kurz bevor. Katholiken in Italien und auch in Österreich verfolgten diese Entwicklung 

aufmerksam. Die sogenannten Lateranverträge sollten dann am 11. Februar 1929 geschlossen 

werden.   

In Österreich wiederum machte sich ein gewisser wirtschaftlicher Aufschwung bemerkbar, 

der einerseits zu vermehrten Auslandsreisen der Österreicher nach Italien führte, andererseits 

italienische Firmen zu Investitionen in der Steiermark und in Kärnten bewog. Insgesamt 

verbesserten sich also die Beziehungen und viele österreichische Urlauber schienen von den 

äußerlichen Leistungen des italienischen Faschismus, wie etwa dem guten Bahnnetz oder den 

nicht vorhandenen Streiks, beeindruckt.75  

„Diese Eindrücke schufen, so oberflächlich sie waren, doch eine sehr wesentliche 

Voraussetzung für einen Stimmungsumschwung zu Gunsten des faschistischen Regimes bei 

dem politisch und wirtschaftlich einflussreicheren Teil der Bevölkerung […], wie ja 

überhaupt Kärnten und Steiermark, schon wegen der Spannungen dieser Bundesländer 

gegenüber Jugoslawien und als eventuelles Auf- und Durchmarschgebiet für italienische 

Truppen im Falle eines Konfliktes zwischen Italien und Jugoslawien, das naturgegebene 

Einfallstor für den italienischen Einfluss auf Österreich wurden.76  

Mussolini suchte also immer stärker den Einfluss auf Österreich, bei dem sein extremer 

Antisozialismus und sein Antikommunismus eine bedeutende Rolle spielen sollten. „Er trug 

den Kampf gegen die Linke über die Grenze und bediente sich dabei sowohl der offiziellen 

diplomatischen Wege, wie auch der Unterstützung rechtsgerichteter Organisationen.“77 

Die Verbindungen der faschistischen Partei Italiens zu den verschiedenen Heimwehrgruppen 

wurden immer enger. Geld, Waffen und natürlich Ideen, wie jene vom „starken Mann“ und 
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der Ablehnung des demokratischen Parteiensystems, wurden von den österreichischen 

Heimwehrgruppen angenommen und in Österreich propagiert. Die Einfluss Italiens drückte 

sich auch in Freundschaftsverträgen aus, wie jenem im Palazzo Venezia am 6. Februar 1930 

unterzeichneten Freundschaftsvertrag.  

Walter Goldinger und Dieter Binder bringen die außenpolitische Situation Österreichs 

folgendermaßen auf den Punkt:  

„Die seit 1929 zunehmende Blockbildung zwischen Italien, Ungarn und Österreich 

kulminierte in den Römer Protokollen 1934, wenngleich sich Österreich wegen seiner 

finanziellen Notwendigkeiten (zwischen 1929 und 1934, Anm.) weiterhin innerhalb des 

Völkerbundes und in direkten Kontakten mit Frankreich und Großbritannien außenpolitisch 

positionierte, hatte es ab 1933 endgültig eine außenpolitische Wendung hin zum italienischen 

Mitteleuropakurs, bzw. hin zur Einbindung in die italienische Donauraumpläne gegeben. 

Zwar bemühte man sich angesichts des nationalsozialistischen Terrors um eine 

Internationalisierung, doch akzeptiert man dabei die Vorhand Italiens.“78 

In dieser Periode wurden die Aufforderungen Mussolinis an die österreichische Regierung, 

vor allem an den christlichsozialen Bundeskanzler Engelbert Dollfuß, endlich gegen die 

Sozialdemokratie vorzugehen und den demokratischen Staat durch einen faschistischen 

Führerstaat zu ersetzten, immer deutlicher. Vor allem aber nach der Machtergreifung Hitlers 

in Deutschland am 31. Jänner 1933 wurden die Interventionen in die Innenpolitik Österreichs 

Schritt um Schritt stärker. Italien hatte seit 1922 die Selbstständigkeit und Unabhängigkeit 

Österreichs befürwortet. Nun, angesichts der nationalsozialistischen Machtergreifung in 

Deutschland und des sich damit nochmals verstärkenden Naziterrors in Österreich, „[…] bot 

Mussolini großzügige Unterstützung an: zum einen, weil er die deutschen Heeresverbände am 

Brenner als mit den italienischen Interessen unvereinbar ansah, zum anderen, weil ihm die 

Aufrechterhaltung der österreichischen Selbstständigkeit für die Bewahrung und Verstärkung 

des italienischen Einflusses im Mitteleuroparaum unerlässlich schien.“79 

Im Lauf des Jahres 1933 verstärkte sich also der italienische Druck. Dollfuß sollte zusammen 

mit den Heimwehren und ihren Führern Rüdiger von Starhemberg und Emil Fey an die volle 

Umsetzung eines autoritären Regimes wagen, das mehr sein sollte als ein Regieren auf Basis 
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des Kriegswirtschaftlichen Ermächtigungsgesetztes, wie es seit dem 4. März 1933 der Fall 

war. 1933 besuchte Kanzler Engelbert Dollfuß Mussolini zuerst zu Ostern Mailand und Rom, 

um dann im August nochmals in Riccione. Im Anschluss an die erste Reise beginnt ein 

Briefwechsel zwischen Benito Mussolini und Engelbert Dollfuß, der klar aufzeigt, wie stark 

der faschistische „Duce“ den Kanzler zum Aufbau des Faschismus in Österreich drängte und 

wie dezidiert die Zerschlagung der Sozialdemokratie gefordert wurde. Um den Druck zu 

erhöhen, sandte Mussolini auch seinen Staatssekretär im Außenministerium, Fulvio Suvich, 

im Jänner 1934 nach Wien. Kurz drauf sollte die Sozialdemokratie nach einem langsamen 

und sukzessiven Ausschaltungsprozess im Februar 1934 endgültig vernichtet werden. Damit 

waren die Forderungen Mussolinis erfüllt.  

Dass Mussolini tatsächlich an der Selbstständigkeit Österreichs interessiert war, zeigte sich 

anlässlich des nationalsozialistischen Putsches am 25. Juli 1934. „Hier bewährte sich für die 

österreichische Regierung erneut die italienische Unterstützung; denn die Tatsache, dass 

Mussolini sofort drei in Oberitalien in Manöver befindliche Divisionen an die Brennergrenze 

sandte, trug wesentlich dazu bei, dass Hitler das Unternehmen abbrechen ließ und öffentlich 

desavouierte.“ 
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5. Zeitungslandschaft in Österreich zwischen 1922 und 1934  

 

Das folgende Kapitel will zunächst einen kurzen Überblick über die Pressegeschichte der Zeit 

zwischen 1922 und 1934 bieten. In den nachfolgenden Unterkapiteln werden die drei 

ausgewählten Tageszeitungen und ihre Positionen kurz vorgestellt.  

5.1. Situation der Presse in der Zwischenkriegszeit 

 

Der Zusammenbruch der großen österreichisch-ungarischen Monarchie war nicht nur ein 

politisches Ereignis, sondern hatte auch maßgeblichen Einfluss auf die Medienlandschaft des 

Kleinstaates Österreich. Abseits von wirtschaftlichen, strukturellen und organisatorischen 

Veränderungen aufgrund des Wegfalls von Absatzmärkten, ist hier wohl die Aufhebung der 

Zensur am bedeutendsten. Der  - nunmehr – österreichischen Presse öffnete sich damit ein 

weites Feld des Ausdrucks und der Freiheit. Bereits kurz vor dem endgültigen 

Zusammenbruch der Monarchie hatte die provisorische deutsch-österreichische 

Nationalversammlung einen Beschluss gefasst, der fußend auf das Selbstbestimmungsrecht 

des Volkes, die Zensur der Presse dem Grundrecht des Staatsbürgers widersprach und damit 

die volle Freiheit der Presse wiederhergestellt werden sollte. Nach diesem Beschluss, gefasst 

am 30. Oktober 1918, war die Presse nur mehr den normalen strafrechtlichen Bestimmungen 

unterworfen.81  

Historisch gesehen lässt sich die Geschichte der Presse in der ersten Republik in zwei 

Abschnitte gliedern. Vorbild dafür sind die Ausführungen Kurt Paupiés, der die 

Entwicklungen in der Zwischenkriegszeit in die erste Phase von 1918 bis 1932 teilt und dann 

in eine zweite Phase, welche den Zeitraum zwischen Frühjahr 1932 bis zur Machtübernahme 

durch Hitler-Deutschland im März 1938 abdeckt.  

Diese erste Phase beginnt mit einer auffallenden Vielfalt an gedruckten Medien: Neben den 

schon in der Monarchie existierenden Zeitungen und Zeitschriften etablierte sich eine neue 

Art von Presse: der Boulevardjournalismus. Die so genannten Revolverjournalisten bewirkten 

                                                           
81 Jagschitz, Gerhard (1992): Die Presse in Österreich von 1918 bis 1945. In: Bobrowsky, 
Manfred/Duchkowitsch Wolfgang (Hg.): Medien und Kommunikationsgeschichte. Wien: Wilhelm Braumüller 
Verlag, S. 117 
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mit ihrer Art zu schreiben eine weitere Verstärkung der ohnehin bereits vorhandenen 

politischen Polarisierung. Diese sollte sich in der Folge noch fatal auswirken. 

Gerhard Jagschitz beschreibt es in einem Buchbeitrag folgendermaßen:  

„… ein weiteres Merkmal: eine schroffe Trennung zwischen zwei Typen der Presse. Zum 

einen die seriösen,  auf Niveau bedachten, sich kompromisslos nicht am allgemeinen 

Geschmack orientierenden Zeitungen. […] Dazu gehörten die alten liberalen Flaggschiffe wie 

die „Neue Freie Presse“, […], aber auch infolge der starken Politisierung der Zeit, die in ihrer 

Bedeutung steigende Parteipresse, wie die sozialdemokratische „Arbeiter-Zeitung“, die 

christlichsoziale „Reichspost“, die großdeutschen „Neuesten Wiener Nachrichten“ […] Zum 

anderen die „republikanischen“ Zeitungen, im eigentlichen unpolitisch, […], ständig 

Sensationen anbietend [...].“82 

Möglich wurde diese Auflagensteigerung durch das neue Pressegesetz vom 7. April 1922, 

welches zahlreiche Erleichterungen brachte, unter anderem auch das Kolportageverbot 

aufhob. 83 Die Boulevardblätter, welche nun also auf den Markt kamen, zeichneten sich durch 

reißerische Aufmachungen und nicht wenige Male wild spekulative Inhalte aus. Zudem waren 

die Boulevardblätter in zahlreiche große Presseaffären der Zwischenkriegszeit verwickelt.84 

Zentrum des Pressewesens blieb Wien, trotz des Verlustes an Absatzmärkten. In absoluten 

Zahlen: „Im Jahr 1925 hatten die Wiener Tageszeitungen 1,2 Millionen Druckauflage, die 

gesamte Tagespresse der Bundesländer aber nur 280.000. […] 1933 bestanden in Wien 26 

Tageszeitungen und 23 neue Zeitungen.“85 

Vielfach wird die politische Tagespresse der Zwischenkriegszeit in vier Kategorien geteilt:  

 Die Regierungspresse („Wiener Zeitung“) 

 Die liberalen Blätter (Großpresse und Boulevardpresse) 

 Die Parteipresse, unterteilt nach politischer Ausrichtung 

Sozialdemokratische, 

Christlichsoziale, 

Großdeutsche, 

Nationalsozialistische, 

                                                           
82 Ebd., S. 117 
83 Paupié, Kurt (1960): Handbuch der österreichischen Pressegeschichte 1848 – 1959. Band 1. Wien: Wilhelm 
Braumüller Verlag, S. 45 
84 Vergl. Jagschitz, S. 117 ff. 
85 Ebd., S. 118 
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Kommunistische und 

Sonstige (Heimwehr, zionistische…) Blätter. 

 Richtungsmäßig nicht festgelegte, sogenannte unpolitische Presse.86 

Besonders betont werden sollte, vor allem in Hinblick auf diese Arbeit, die im Vergleich zu 

heute weit größere Bedeutung der gedruckten Presse in der Zwischenkriegszeit. Man kann 

von einem praktischen Informationsmonopol in den Tageszeitungen sprechen, hatte das Radio 

doch noch eine weit untergeordnete Rolle und zeichnete sich vor allem in den ersten Jahren 

seines Bestehens noch durch unpolitische Unterhaltung aus. Die RAVAG sollte erst weit 

später, in den dreißiger Jahren, an politischer Bedeutung gewinnen.  

Gerhard Jagschitz unterstreicht in diesem Zusammenhang auch die Schärfe des politische 

Wortes: „Die Journalistik stand ebenso wie die Lesefreudigkeit in Hochblüte, […], die 

Leitartikel in den Zeitungen hatten politische Sprengkraft, es gab Pressepolemiken von 

nationaler Bedeutung, mit Zeitungsindiskretionen wurde Politik gemacht, und die Zeitung war 

– abgesehen von der Amoral der Boulevardpresse – eine bedeutende ethische und moralische 

Komponente.“87 

Dieser wichtige Einfluss auf die öffentliche Meinung konnte von Seiten des Staates natürlich 

nicht ignoriert werden. Trotz der Gesetze von 1918 und 1922 hatte die Regierung auch in 

dieser Phase die Möglichkeit politisch unliebsame Zeitungen einzustellen, die Verbreitung zu 

verbieten, Ausgaben zu beschlagnahmen oder ein Postverbot zu erlassen. Diese Maßnahmen 

richteten sich vor allem gegen die Opposition und ihre Zeitungen. 88 

Im Laufe der 1920-er Jahre wurden die Gräben zwischen den politischen Parteien immer 

tiefer, was natürlich nicht ohne Folgen für die politischen Tageszeitungen bleiben konnte. 

Bürgerliche Stimmen forderten eine Einschränkung der Pressefreiheit. Ziel war es Zeitungen 

und Zeitschriften einzuschränken bzw. zu behindern, welche gegen die Interessen des Staates, 

der Kirche oder der (christlichsozialen) Regierung schrieben, auch wenn diese keine 

strafrechtlich relevanten Inhalte publizierten.89 1929 wurde sicherlich auch infolge dieser 

                                                           
86 Paupié, S. 42 
87 Jagschitz, S. 118 
88 Vergl. Wanivenhaus, Helga (1971): Die Pressefreiheit in Österreich. Die Geschichte ihrer Verwirklichung und 
ihrer gesetzlichen Normen. Wien, Univ., Diss., S. 131 f. 
89 Baumgartner-Themel, Ulrike (1987): Presserechtliche Maßnahmen des Staates in der Ersten Österreichischen 
Republik: ein Beitrag zur Erforschung der Pressepolitik der österreichischen Regierung in den Jahren 1918 – 
1933. Wien, Univ., Diss, S. 285 
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deponierten „Wünsche“, eine Strafgesetznovelle zum Pressegesetz verabschiedet, mit welcher 

die Freiheiten der Medien in immer weiterem Maße eingeschränkt wurden.  

Parallel dazu erfolgten politische Veränderungen, die mit der Übernahme des 

Bundeskanzleramtes durch Dr. Engelbert Dollfuß 1932 eingeleitet wurden. An dieser Stelle 

lässt Kurt Paupié die zweite Phase der Pressegeschichte der Ersten Republik beginnen.  Er 

beschreibt, wie die ersten Maßnahmen der Regierung Dollfuß nach der Ausschaltung des 

Nationalrates jene betreffend Pressewesen und Pressegesetz waren. Die Oppositionspresse 

sollte unterdrückt werden. In erster Linie – so Paupié – richteten sich diese Maßnahmen gegen 

die Nationalsozialisten, doch „ganz nebenbei“ konnten so auch die Linksparteien und ihre 

Presse beseitigt werden. 90 

Bereits wenige „Momente“ nach der Ausschaltung des Parlaments, am 7. März 1933, erließ 

die Regierung Dollfuß eine als wirtschaftliche Schutzmaßnahme getarnte Presseverordnung. 

Warn bestimmte Bedingungen gegeben, wie etwa „… durch Verletzung des vaterländischen, 

religiösen oder sittlichen Empfindens eine Gefahr für die öffentliche Ruhe, Ordnung oder 

Sicherheit“, herrschte, für eine bereits einmal beschlagnahmte Zeitung eine Vorlagepflicht 

eingeführt werden.91 Dies war eine reine Vorzensur, wurde aber nicht als solche bezeichnet. 

Die Regierung Dollfuß versuchte den äußeren Schein der Verfassungsmäßigkeit der 

Verordnungen zu wahren. Es sollten noch zahlreiche weitere Presseverordnungen folgen, die 

die demokratische Freiheit des geschriebenen Wortes immer weiter einschränken sollten.  

Etwa später baute man noch einen besonderen Schutz für politische Funktionäre und 

ausländische Regierungsmitglieder ein, all das unter dem Vorwand die Missbräuche der 

Pressefreiheit zu verhindern. Viele Journalisten ginge in Folge dieser Entwicklung den Weg 

des geringsten Widerstandes und der Opportunismus im Journalismus wurde zur Regel. 

Damit einher ging aber der Verlust der wichtigsten Aufgabe einer freien Presse: die Kontrolle 

der Macht. 92  

 

 

 

  

                                                           
90 Vergl. Paupié, S. 46 
91 Vergl. Jagschitz, S. 122 
92 Verg. ebd. 
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5.2. Arbeiterzeitung 

 

Seit 1889 erschien die Arbeiter-Zeitung in Wien zuerst nur zwei Mal pro Monat, später 

täglich. Sie war von Anfang an das Organ der Österreichischen Sozialdemokratie, daher eine 

Parteizeitung.  

Zentrale Figur der Arbeiter-Zeitung in der Zwischenkriegszeit war sicherlich ihr 

Chefredakteur Friedrich Austerlitz. Er war nicht nur Abgeordneter zum Nationalrat, sondern 

auch Chefredakteur der Zeitung. Er galt als scharfer Verfechter der Pressefreiheit und war 

maßgeblich an der Erarbeitung des Pressegesetzes von 1922 beteiligt.93  

Der politische Teil der Zeitung war zentral und bestand aus Nachrichten und einem 

Leitartikel, zumeist zu innenpolitischen oder lokalen Themen. Kurt Paupié beschreibt die 

Sprache der Arbeiter-Zeitung folgendermaßen: „Die Sprache war scharf, das Blatt bekämpfte 

die Christlichsozialen, nahm auch gegen die Liberalen, später gegen die Faschisten und vor 

allem gegen die NSDAP Stellung. Die Kommunisten wurden ebenfalls abgelehnt, wodurch es 

öfters zu Zusammenstößen mit linksradikalen und kommunistischen Blättern kam.“94 

Außenpolitisch befürwortete die Arbeiter-Zeitung bis 1933 den Anschluss an Deutschland 

und kritisierte die Entente. Zudem forderte sie die Rückgabe Südtirols. Ab 1933 griff die 

Zeitung die Regierung Dollfuß immer heftiger an, was zu Beschlagnahmungen führte. 

Aufgrund des Bürgerkriegs im Februar 1934 wurde sie verboten.95 

5.3. Reichspost  

 

Ebenso wie die Arbeiter-Zeitung gehörte die Reichspost zu den parteigebundenden 

Tageszeitungen.  Seit 1893 erschien die Reichspost zwei Mal täglich. Zu Beginn war ihr Ziel 

die „Bejahung des Staatsgedankens des Habsburgerreiches gegen alle Separatisten“ und 

„christliche Grundsätze“96. 

In der Ersten Republik begann jede Ausgabe der Zeitung mit einem politischen Teil von etwa 

zwei Seiten, der abgesehen vom Leitartikel, stark von referierenden Nachrichten geprägt war. 

                                                           
93 Vergl. http://www.dasrotewien.at/seite/austerlitz-friedrich 
94 Paupié, S. 91 
95 Ebd. 
96 Vergl. ebd., S. 100 
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In der Zwischenkriegszeit verfolgte die Reichspost die Ereignisse im Donauraum sehr genau 

und setzte sich für den Legitimismus ein. Ganz im Sinne der christlichsozialen Politiker stand 

die Reichspost dem Anschluss an Deutschland sehr distanziert gegenüber. Kommunisten und 

Sozialdemokraten wurden von der Redaktion scharf abgelehnt. Insgesamt war die Linie der 

Zeitung sehr „regierungsnahe“. Lange, bis 1929, forderte die Reichspost die Rückgabe 

Südtirols. Ab den Lateranverträgen schwieg sie zu dem Thema. 97  

Ab 1933 äußerte sich die Reichspost positiv zum Ständestaat und verteidigte bis 1938 die 

Unabhängigkeit Österreichs gegenüber Adolf Hitler und Deutschland. Am 30. September 

1938 wurde die Reichspost eingestellt.98  

5.4. Neue Freie Presse 

 

Die Neue Freie Presse erschien seit 1. September 1864. Bereits in der Monarchie entwickelte 

sich die Zeitung zu einer der auflagenstärksten, renommiertesten und einflussreichsten 

Blätter. Wie Kurt Paupié beschreibt, gehörte es, sowohl im Inland, als auch im Ausland, „zum 

guten Ton“ die Neue Freie Presse zu abonnieren.99 

Nach 1918 erschien das Blatt zwei Mal täglich. Der Schwerpunkt der Berichterstattung lag im 

politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Teil. Weiterhin – wie schon zuvor – konnte die 

neue Freie Presse auf hochkarätige Journalisten zurückgreifen. Die politische Line des Blattes 

war es die Politik Seipels und der Genfer Protokolle zu unterstützen, auch andere 

christlichsoziale Regierungen wurden gutgeheißen, jedoch ohne zu sehr Partei zu ergreifen. 

Man wollte sich die Unabhängigkeit erhalten. Vereinzelt griff das Blatt auch 

sozialdemokratische Forderungen auf. 100 

1933 warnte die Neue Freie Presse vor der Zerstörung der Demokratie und lehnte die 

Ausschaltung des Nationalrats ab. Prinzipiell war die Zeitung zwar deutschfreundlich, sie 

lehnte den Antisemitismus und die Kirchenfeindlichkeit des Dritten Reiches aber ab.  Im 

Jänner 1939 wurde die neue Freie Presse nicht eingestellt, aber mit anderen Tageszeitungen 

vereinigt und damit als eigenständiges Blatt aufgelöst.101  

                                                           
97 Vergl. ebd., S. 100 
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99 Vergl. ebd., S. 145 
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6. Analyse der Berichterstattung  

 

Das folgende Kapitel stellt drei historische Ereignisse vor, welche jeweils Österreich und/oder 

Italien betrafen und welche in den österreichischen Tageszeitungen behandelt wurden. Nach 

einer kurzen Vorstellung des Ereignisses werden die drei ausgewählten Zeitungen und ihre 

Berichterstattung analysiert. Die Analyse erfolgt jeweils nach dem historischem Ereignis, 

nach Zeitungen getrennt und nach Datum geordnet und immer in derselben Reihenfolge. 

Einzelne wichtige Artikel innerhalb einer Ausgabe werden mit Großbuchstaben 

gekennzeichnet, innerhalb der Artikel werden die Absätze nummeriert, um so die zitierten 

Stellen finden zu können.  Im Folgenden werden die Zeitungen abgekürzt: Reichspost als RP, 

Arbeiterzeitung als AZ und die Neue Freie Presse als NFP. 

Die Autorin behält sich vor, nicht alle, sondern nur politisch relevante Artikel aus den 

jeweiligen Zeitungen zu besprechen: Kurze Meldungen, Kurzberichte u. ä. werden 

ausgelassen. Im Anhang dieser Arbeit werden lediglich die besonders relevanten Artikel 

Eingang finden. Sie werden nach Medium und Datum geordnet. Zitate werden in der 

Originalschreibweise und  -orthographie wiedergegeben.  

An dieser Stelle sei noch erwähnt, dass sich die Tagespresse der Zwischenkriegszeit in 

einigen Merkmalen deutlich von heutigen Zeitungen unterscheidet. Auf diese Unterschiede 

soll hier kurz eingegangen werden, da sie die nun vorliegende Analyse der Zeitungen 

beeinflusst haben: 

Der vielleicht wichtigste Punkt ist, dass die meisten Zeitungen jener Zeit eine Früh- und eine 

Nachmittags-(Abend-)ausgabe gedruckt haben. Leider ist in den digitalen Archiven der 

Österreichischen Nationalbibliothek102 meist nur eine Ausgabe der jeweiligen Zeitung zu 

finden.  Es würde den Rahmen dieser Diplomarbeit sprengen für jedes Ereignis, jede Zeitung 

und jedes Datum zu recherchieren, ob es denn eine von der Morgenausgabe unterschiedliche 

Abendausgabe oder vice versa gegeben hat. Die vorliegende Arbeit stützt sich daher auf die 

von der österreichischen Nationalbibliothek digitalisierten Ausgaben der jeweiligen 

Zeitungen.103  

Ein auffälliges Merkmal der Zeitungen der Zeit zwischen 1918 und 1939 ist, dass - aufgrund 

der selbstverständlich deutlich langsameren Weiterleitung von Informationen – 

                                                           
102 http://anno.onb.ac.at/ (Zugriff am 26.4.2018)  
103 Ebd. 
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Tageszeitungen oft auch Meldungen des Vortages abdrucken.  In einer Zeitungsausgabe sind 

also auch Vortagesmeldungen zu finden.  

Die Autorinnen bzw. Autoren der Beiträge werden - im Gegensatz zum Feuilleton – nicht 

genannt. Bei Berichten eigener Korrespondenten steht an manchen Stellen „von unserem 

Berichterstatter“ dort.  Es ist aber bei etlichen Artikeln nicht eruierbar, ob diese rein auf 

Agenturmeldungen basieren oder eine Mischung von Eigeninformationen und 

Pressemeldungen sind. Ebenso ist meist nicht feststellbar, ob Beiträge von einem 

Redaktionskollektiv oder einer Einzelperson geschrieben sind. 

Auffällig ist auch, dass in keiner der drei untersuchten Tageszeitungen offizielle oder 

offiziöse Erklärungen bzw. Verlautbarungen explizit gekennzeichnet sind. Erst durch den 

Vergleich der Zeitungsartikel ist - im Laufe der Recherchen – an etlichen Stellen klar 

geworden, dass es sich um (teilweise) wortwörtlich übernommene und abgedruckte offizielle 

Verlautbarungen handelt. 

Auch andere Formen der Zeitungsberichterstattung sind oft nicht klar voneinander zu 

unterscheiden: informative und meinungsbildende Artikel sind teilweise erst auf den zweiten 

oder dritten Blick als solche zu erkennen. Vor allem Reportage (persönlich Erlebtes) und 

Bericht (nur Berichtetes) sind oft nicht zu unterscheiden.  

Deutlich größer als in heutigen Zeitungen ist die Zahl der kurzen Meldungen: So berichten 

Korrespondenten via Telegramm über aktuelle Geschehnisse. 

Bemerkenswert ist zudem, dass die Leserschaft auch über (uns heute nebensächlich 

erscheinende) Tagesabläufe und den Alltag von wichtigen Persönlichkeiten informiert wird, 

wie etwa „Bundeskanzler Seipel hat heute Abend den Nachtzug nach Rom bestiegen. Er wird 

morgen Früh um halb neun Uhr ebendort ankommen.“. Aber nicht nur über Abläufe wird 

berichtet, auch über Mittagessen, Besuche, Kirchgänge etc. wird in kleinen Meldungen 

informiert. Ganz anders als heute wird - etwa bei Auslandsreisen von Politikern – das Hotel 

namentlich genannt, in dem der Betreffende logiert.  

Dem Leser oder der Leserin soll also ein umfassendes Bild der Ereignisse geliefert werden, so 

dass sich private, politische und gesellschaftliche Meldungen teilweise mischen.  
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6.1. Besuch Bundeskanzler Seipels beim neuen Machthaber in Rom 1923 

 

Das Jahr 1923 war von einer intensiven Reisediplomatie des christlichsozialen 

Bundeskanzlers Dr. Ignaz Seipel gekennzeichnet. Bevor der österreichische Regierungschef 

zu Ostern des Jahres 1923 nach Italien reiste, hatte er bereits im Jänner die ungarische 

Hauptstadt Budapest besucht, war bei der Völkerbundtagung gewesen, welche 

ausnahmsweise in Paris stattgefunden hatte, und hatte im Februar Belgrad einen Besuch 

abgestattet. Österreich, welches in dieser Zeit noch stark auf eine Äquidistanz zu allen 

ehemaligen Kronländern bzw. neuen Nachbarn ging, versuchte nach den Besuchen bei den 

östlichen Nachbarn sich die Freundlichkeit des neuen Machthabers in Rom zu sichern. Die 

Besuche in Mailand und Rom, welche Kanzler Seipel von 28. März bis 4. April 1923 

absolvierte, hatte keinen akuten oder aktuellen Anlass, sie dienten – wie Stefan Malfèr in 

seinem Werk „Wien und Rom nach dem Ersten Weltkrieg“ unterstreicht – einer 

österreichischen Gleichgewichtspolitik.104  

„Es sollten alle schwebenden Fragen besprochen und bereinigt werden, da der Kanzler sehr 

viel auf gute Beziehungen zu Italien halte und verhindern möchte, dass sie durch 

irgendwelche Fragen gestört würden“105, so zitiert Malfèr die etwas nebulös formulierte 

Motivation des Kanzlers für die Reise. 

Tatsächlich waren die Beziehungen zu Italien zu jenem Zeitpunkt alles andere als 

friktionsfrei: Nicht nur belastete die Tatsache, dass Südtirol nun Teil Italiens war, massiv das 

Verhältnis zwischen Österreich und Italien, hinzu kamen noch faschistische Übergriffe bereits 

seit Anfang September 1922.106 So hatten faschistische squadre bereits einen Monat vor der 

Machtübernahme Mussolinis in Bozen und Trient die Bürgermeister teilweise zum Rücktritt 

gezwungen bzw. durch Terrorisierung der Bevölkerung Änderungen in der Verwaltung der 

Gemeinden, der Schulen etc. erzwungen. Die Übergriffe gingen so weit, dass es im Spätherbst 

1922 in Innsbruck zu Angriffen auf italienische Touristen kam. In der Folge musste der 

Tiroler Landeshauptmann einen wahrhaften „Canossa-Gang“ zum italienischen Konsul 

ablegen und sich für die tätlichen Angriffe auf die Italiener entschuldigen. Um die 

Österreicher zu demütigen, reichte den Italienern eine erste Entschuldigung - vorgebracht vor 

dem Vizekonsul – nicht, sondern der Tiroler Landeshauptmann musste ein zweites Mal auf 
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105 Ebd.  
106 Ebd. 
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dem Konsulat erscheinen, um seine offizielle Entschuldigung dem Konsul höchstpersönlich 

vorzutragen.  

Diktator Benito Mussolini war zu diesem Zeitpunkt erst knapp fünf Monate im Amt. Er hatte 

aber bereits wenige Wochen nach seiner Machtübernahme, im Dezember 1922, den „Großen 

faschistischen Rat“, den Gran Consiglio del Fascismo, gegründet, eine Institution die die 

Grundlinien der faschistischen Politik vorgeben sollte und für eine Abstimmung und vor 

allem Übereinstimmung zwischen Partei und Staat sorgen sollte.107  

Zur gleichen Zeit vermieden es seine Koalitionspartner, die Liberalen und die katholische 

Partei des Don Sturzo, der Partito Popolare, zu genau hinzusehen: „Una volta assunta la 

guida del governo, Mussolini continuò ad alternare le promesse di normalizzazione moderata 

alle minacce di una seconda ondata rivoluzionaria. Ciò gli fu possibile anche per la miopia 

degli alleati liberali e cattolici (i cosiddetti fiancheggiatori), che continuarono ad appoggiarlo 

anche quando fu chiaro che il Partito fascista intendeva assumere ruolo e funzioni 

incompatibili con i principi basilari dello Stato liberale.“108 

Eine besondere Rolle spielte hier die katholische Kirche: Sie unterstützte mit ihrem Verhalten 

massiv den Aufstieg und die Konsolidierung des faschistischen Regimes. Mit Papst Pius XI. 

war im Februar 1922 ein konservativer Vertreter des Klerus Papst geworden. Während also 

Mussolini sofort nach der Regierungsübernahme sich im Ton gegenüber der Kirche mäßigte 

und die Schulreform Giovanni Gentiles positive Folgen für katholische Privatschulen hatte, 

kam die Kirche Mussolini ebenfalls entgegen. Bereits im März/April 1923 verließen die 

Minister des katholischen Partito Popolare die Regierung. Kurz drauf trat Don Luigi Sturzo 

als Parteivorsitzender zurück und die Kirche zog ihre Unterstützung für die Partei zurück.109 

Vor diesem politischen Hintergrund besuchte nun der Österreichische Bundeskanzler und 

hohe katholische Würdenträger Prälat Dr. Ignaz Seipel vom 28. März bis 4. April 1923 

Italien.  

 

 

  

                                                           
107 Vergl. Sabbatucci Giovanni, Vidotto Vittoria (Hrsg.) (1993): L’età contemporanea 2, Roma-Bari: Laterza & 
Figli Spa., S. 816 
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6.1.1. Berichterstattung der Reichspost 

 

Die RP berichtet - im Gegensatz zur NFP - erst am 31. März 1923 von der Italienreise des 

Bundeskanzlers. Dieser Umstand ist besonders überraschend, da sich die RP ja in ihrem 

Untertitelt „Unabhängiges Tagblatt für das christliche Volk“ nennt und zudem der Regierung 

Seipel besonders nahesteht. Erst am 31. März 1923, der der Karsamstag ist, informiert die RP 

erstmals über die Mailand- und Romreise des Bundeskanzlers. An dieser Stelle widmet sie 

dem Thema nun aber fast die ganze erste Seite.  

Als erster Artikel wird eine offizielle Verlautbarung des Vortages abgedruckt (RP, 31.3.1923, 

Artikel A) mit dem Titel „Begegnung in Mailand“. Diese (offizielle) Verlautbarung betont die 

Dankbarkeit Österreichs für die Hilfe Italiens bei der Erlangung der Völkerbundhilfe ebenso 

wie man sich „froh zeigt“, dass es nun zu einem baldigen Abschluss eines Handelsvertrages 

kommen werde.  

Im zweiten Absatz wird davon gesprochen, dass Mussolini „lebhaftes Interesse an Österreich 

zeige“ und wünsche, dass „Österreich ein Element des Friedens bleiben solle“.   

Das Thema und der Begriff „Südtirol“ werden mit keinem Wort erwähnt. Erst im vierten 

Absatz wird verklausuliert darauf hingewiesen: „Im Laufe der Besprechung wurden 

schließlich verschiedene schwebende Fragen in Erörterung gezogen und deren beschleunigte 

Lösung in die Wege geleitet.“ Mit diesem einzigen Satz könnte auf die heftigen 

Missstimmungen Bezug genommen worden sein.  

Nach diesem ersten großen Artikel folgen auf der Titelseite zahlreiche kleine Meldungen, in 

denen die „große Anzahl von Persönlichkeiten“, welche Seipel in Mailand treffe, 

unterstrichen wird.  

In einer kleinen Meldung am Ende der ersten Spalte berichtet der Korrespondent der RP von 

einem Pressegespräch, zu dem der Kanzler italienische Pressevertreter geladen habe (RP, 

31.3.1923, Artikel B). Hier antwortet Seipel auf eine Anfrage, ob der Faschismus in 

Österreich viele Bewunderer habe, dass dem so sei und man begrüße allgemein die „großen 

Entwicklungen, die Italien auf dem Gebiet des sozialen Lebens genommen habe“. Seipel wird 

aber auch mit dem Satz zitiert: „Auch wir verfolgen dasselbe Ziel, unser Land neu zu beleben, 

Ordnung einzuführen. […] Natürlich sind die Mittel, die zu diesem Ziele führen, bei uns 

andere.“ (RP, 31.3.1923, Artikel B) 



48 
 

Der Leitartikel der Karsamstagsausgabe der RP (RP, 31.3.1923, Artikel C) trägt bereits den 

sprechenden Titel „Vorfrüchte der Italienreise“ und beginnt mit dem begeisterten Satz des 

Autors: „Die Italienreise unseres Bundeskanzlers ist zum Osterereignis geworden.“ In 

weiterer Folge polemisiert der Autor stark gegen die „Gegner“ des Kanzlers, die ihn mit 

„Spott und Hohn“ überzogen hätten und „keinen guten Faden an ihm gelassen hätten“, ebenso 

wie seinen Genfer Rettungsplan (Anm., Genfer Anleihe aus dem Jahr 1922), der mit 

Schmähungen und Bedrohungen bedacht worden sei. Er erwähnt keine Namen, spricht aber 

von einer „gewissen Partei“. Gemeint sein dürfte die Sozialdemokratische Arbeiterpartei 

(SDAP). 

Nach einer langen Lobrede auf den Kanzler kommt der Autor im Schlussabsatz (RP, 

31.3.1923, Artikel C, Absatz 4) auf die möglichen Schlussfolgerungen der Reise zu sprechen. 

Es könne das Ergebnis nicht vorausgesagt werden, aber es bestünden die angenehmsten 

Voraussetzungen für gute Beziehungen und es sei bewiesen worden, dass Prälat Seipel der 

ideale Mann für diese Reise gewesen sei. Der Autor geht auch auf den Vorwurf ein, dass 

Seipel den Faschismus nach Österreich importieren hätte wollen. Diese Unterstellung – 

wahrscheinlich eine Bezugnahme auf den Leitartikel in der AZ vom Vortag, dem 30. März 

1923 – hätte Seipel „den böswilligen Missdeutern rasch verdorben“. Die Länder seien zu 

unterschiedlich um dieselben Mittel anzuwenden und „zu anders sind die Übel und Gefahren, 

die uns bedrängen, und jene von denen der Faschismus Italien zu befreien hatte.“ 

Zusammenfassend kann man sagen, dass die RP die Reise des Kanzlers in einem sehr 

positiven Licht darstellt und sie betont viele Male die Gastfreundschaft und Freundlichkeit, 

mit der die österreichischen Vertreter konfrontiert gewesen seien. Zugleich wird an mehr als 

einer Stelle die Dankbarkeit Österreichs für die Hilfe Italiens betont. 

Die Ausgabe der RP vom 1. April 1923 widmet sich der Audienz Bundeskanzler Seipels beim 

italienischen König. In den Artikeln werden vor allem die Höflichkeitsgesten der Gastgeber 

betont, wie die Beflaggung des Hotels mit österreichischen Fahnen oder die „ehrerbietende 

Begrüßung durch die Bevölkerung“ bei der Autofahrt Seipels durch Rom.  

Auch am 3. April 1923, am Tag nach der Rückkehr des Kanzlers nach Wien, widmet sich die 

RP noch ausführlich dem Thema. Wiederum auf der Titelseite wird zunächst über die 

Audienz beim Papst berichtet (RP, 3.4.1923, Artikel A). Der Autor betont ausdrücklich, auch 

durch die Schriftsetzung, dass die Privataudienz beim Papst eine Stunde gedauert habe und 

danach noch ein weiteres Gespräch mit dem Kardinalstaatssekretär folgte. In Artikel B „Die 

Abreise von Rom“ auf derselben Seite wird über das besonders große Verabschiedungs-
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zeremoniell am Bahnhof von Rom für Bundeskanzler Seipel berichtet. Die RP zählt hier 

sämtliche Staatssekretäre und sonstige italienische Prominenz auf, die sich am Bahnhof 

eingefunden hatte. Im zweiten Absatz des Artikels wird noch die Zufriedenheit Seipels mit 

den Ergebnissen der Reise beschrieben. Seipel wird zitiert mit den Worten „Der Zweck der 

Reise sei voll erfüllt durch das aufrichtige Entgegenkommen, das er beim Ministerpräsidenten 

und den Spezialinstanzen gefunden habe.“  

Sprachlich auffällig ist in der Berichterstattung der RP, dass extrem viele Namen und Titel 

erwähnt werden, heute würde man das neudeutsch als namedropping bezeichnen. Ebenso 

fließen wie zahlreiche Superlative zur Ausschmückung in die Berichte ein. Insgesamt wird 

der Empfang durch Mussolini und die italienischen Würdenträger als extrem freundlich, 

höflich und ehrerbietig beschrieben. 

6.1.2. Arbeiterzeitung 

 

Die sozialdemokratische AZ widmet am Freitag, dem 30. März 1923, dem Thema Italien 

einen großen Leitartikel, nachdem am 29. März 1923 der Besuch Seipels in Mailand nur kurz 

gemeldet worden war.  

Mit dem Titel „Der italienische Imperialismus“ beginnt eine harsche Kritik der AZ am 

Faschismus (AZ, 30.3.1923, Artikel A). Der große Leitartikel gliedert sich in neun Absätze 

und zitiert unter anderem direkt aus der neu gegründeten faschistischen Zeitung „Impero“. 

Der Berichterstatter – im heutigen Sprachgebrauch wohl Korrespondent – beginnt seinen 

Artikel mit dem bedeutungsschweren Satz: „Die Geschichte hat als Lehrmeisterin eine recht 

unglückliche Hand. Die ganze Erde trägt noch die Wunden, die ihr die deutschen 

Weltherrschaftsträume geschlagen haben, und schon meldet sich ein neuer Bewerber um die 

Vorherrschaft. […] Der italienische Nationalismus ist sich auf einmal gewahr geworden, dass 

Italien die Mission hat, die niederen Rassen zu beherrschen.“   

Gleich zu Beginn des Leitartikels verweist der Autor auf die Auswirkungen solcher 

Weltherrschaftspläne für das Ausland – also auch für Österreich - und fragt im gleichen 

Atemzug, worauf die neue faschistische Regierung wohl hinauswolle, was also ihre 

außenpolitischen Ziele seien. 

Im dritten Absatz wird der Leitartikel der ersten Ausgabe der neu gegründeten 

Faschistenzeitung Impero in wortwörtlicher deutscher Übersetzung abgedruckt. Aus dieser 
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Übersetzung erfährt der österreichische Leser/die österreichische Leserin, dass der 

Faschismus, von dem Konzept ausgeht, dass die menschliche Rasse einen Drang zum Krieg 

habe, dass es überall Beherrscher und Gehorchende gebe und es demzufolge herrschende 

„Rassen“ und untergeordnete „Rassen“ geben müsse. Italien sei, laut Impero, „absolut zum 

Befehlen geboren, da es das genialste, begabteste …Volk der Erde ist“. Die Beweise dafür 

wären laut der faschistischen Zeitung seine Fruchtbarkeit, seine Gesundheit, sein 

kriegerischer Sinn etc.  

Der Korrespondent der AZ warnt nun im vierten Absatz eindringlich vor diesen Ideen und 

betont, dass im Gegensatz zu Serbien und der Türkei, wo es ähnliche Ideen gäbe, in Italien die 

Regierung diese Äußerungen tätige und damit den Ideen größeres Gewicht zufalle. Zudem, so 

der Autor, lebe der Faschismus eine Maxime: Man dulde keine Opposition. An dieser Stelle 

zitiert der Korrespondent Benito Mussolini: „Die Feinde des Faschismus werden vernichtet 

werden.“ (AZ, 30.3.1923, Artikel A, Absatz 4) 

Im fünften Absatz geht der Autor auf die sehr negative Darstellung der Lage Italiens in 

Regierungskreisen ein. Er vermutet, dass die Situation im Land absichtlich schlechter 

dargestellt werde. „Gerade die eigenartige Überschätzung der inneren Gefahren, die aus den 

Äußerungen und Drohungen der Regierung spricht, könnte als Ablenkung eine abenteuerliche 

auswärtige Politik suchen.“ (AZ, 30.3.1923, Artikel A, Absatz 5) 

Im nächsten Absatz berichtet die AZ vom Auseinanderdividieren des Volkes in Regierende 

und Regierte und von Massenverhaftungen von Kommunisten durch die Regierung. (AZ, 

30.3.1923, Artikel A, Absatz 6) 

Der Artikel schließt mit einem süffisanten Absatz über die Umwerbung des Vatikans durch 

die Faschisten. Hintergrund sei – so vermutet die AZ –, dass sich die Faschisten von der 

Anbiederung an den Vatikan „reiche Ernte von der reaktionären Kraft“ versprechen würden, 

gemeint sind vermutlich Wählerstimmen aus konservativ-katholischen Bevölkerungsgruppen. 

Sprachlich auffallend an dem Artikel ist die Tatsache, dass der namentlich nicht genannte 

Verfasser stets vom Faschismus spricht: Der Name Benito Mussolini wird kein einziges Mal 

erwähnt. Den gesamten Artikel durchzieht eine betont distanzierte Schreibweise, die sich in 

vielen unpersönlichen Formulierungen äußert. Das steht im auffallenden Gegensatz zur 

Berichterstattung in der vorher bearbeiteten RP. Auch zeichnet sich der AZ-Artikel durch 

zahlreiche Wortspiele und ironische bzw. sarkastische Sätze aus.  
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6.1.3. Neue Freie Presse 

 

Die NFP widmet dem Besuch Seipels in Italien neben vielen kleinen Meldungen, 

Kurzberichten und dem Abdruck von Verlautbarungen einen Leitartikel am 28. März 1923 

und ein „Interview mit Seipel“ am 31. März 1923. Wobei das Interview kein 

Exklusivinterview ist, sondern das Ergebnis eines Sammeltermins für viele Pressevertreter.  

Am 28. März 1923 widmet die NFP einen Großteil ihrer ersten Seite dem Thema Seipel in 

Italien mit dem neutral gehaltenen Titel „Die Reise nach Italien. Während wichtiger 

Verhandlungen“. Der Leitartikel beginnt mit einer Rückschau auf die Fehler, die in den 

Beziehungen mit Italien während der Monarchie gemacht worden waren. „Gott sei Dank“, so 

betont die NFP, fahre nun Bundeskanzler Seipel nach Italien, um den „Jammer der 

Vergangenheit vergessen zu machen“. (NFP, 28.3.1923, Artikel A, Absatz 1) Im weiteren 

Verlauf des Artikels (NFP, 28.3.1923, Artikel A, Absatz 2 und 3) widmet sich der Autor auf 

sehr neutrale und sachliche Weise den handelspolitischen Verflechtungen und Problemen 

zwischen Italien und Österreich.  Der Autor scheint von der Wichtigkeit und Richtigkeit des 

Abschlusses des (damals) geplanten handelspolitischen Vertrages mit Italien überzeugt 

gewesen zu sein. Der Absatz schließt mit der Hoffnung des Korrespondenten, dass der 

Kanzler bei Mussolini auf Verständnis stoßen werde.  

Im vierte Absatz geht der Autor auf die Persönlichkeiten Mussolinis und Seipels ein sowie auf 

jene Stinnes (Anm., Hugo Stinnes, extrem einflussreicher deutscher Industriemagnat), und 

beschreibt sie folgendermaßen: „Drei Großköpfe, jeder hoch bedeutsam in seiner Art, jeder 

problematisch, wenn auch in seinem Sinne, jeder etwas so Besonderes, daß keiner mit dem 

anderen vergleichbar ist.“ (NFP, 28.3.1923, Artikel A, Absatz 4) Seipel wird also mit 

Mussolini und dem deutschen Großindustriellen auf Augenhöhe gesehen, fähig mit dem 

Diktator zu verhandeln, so dass man ihm nur Glück wünschen muss. 

Unähnlich der AZ, wird der Name Mussolini drei Mal genannt: ein Mal wird er als 

Ministerpräsident Mussolini, wenige Zeilen später ein einziges Mal als Diktator Mussolini, 

einmal nur als Mussolini bezeichnet.  

Am 31. März 1923 widmet die NFP dem Thema „Friede in Mitteleuropa“ zahlreiche und 

ausführliche Artikel. Beginnend mit Bulgarien auf der ersten Seite folgen dann die Nachbarn 

Österreichs auf den weiteren Seiten. Das Thema Italien wird – trotz der damals aktuellen 

Reise des Bundeskanzlers – erst auf Seite fünf angeschnitten. Nach etlichen Kurzmeldungen 
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und amtlichen Verlautbarungen berichtet die NFP über eine Pressekonferenz Bundeskanzler 

Ignaz Seipels in Mailand, von welcher auch die RP berichtet. 

Die NFP informiert sehr ausführlich über dieses Gespräch mit Pressevertretern (NPF 

31.3.1923, Artikel A) unter dem Titel „Der Bundeskanzler über die Beziehungen zwischen 

Italien und Österreich“.  

Gleich zu Beginn des Artikels betont der Kanzler auf eine Frage hin, dass die Beziehungen zu 

Italien besonders wichtig seien, „… weil Italien der größte Nachbarstaat Österreichs ist“. 

(NFP 31.3.1923, Artikel A, Absatz 1). Die NFP zitiert in Folge den Kanzler, der betont, wie 

wichtig Italien in wirtschaftlicher Hinsicht für Österreich sei und wie dankbar man Italien für 

seine Garantieübernahme sei. Noch an einer weiteren Stelle wird dieser Dank als Grund für 

die Reise erwähnt. 

Im dritten Absatz zitiert die NFP Seipel: „Österreich habe es vermieden, in eine der neuen 

Machtkonstellationen der Nachkriegszeit einzutreten und dies verlange auch niemand von 

ihm.“ (NPF 31.3.1923, Artikel A, Absatz 3) Dann drückt Seipel ausdrücklich seine 

Bewunderung für den schnellen Wiederaufbau nach dem Krieg in Italien aus und betont, dass 

Italien seinen Wiederaufbau alleine in die Hand genommen habe.  

Im vierten und letzten Absatz wird – wie schon in der RP –die Frage gestellt, welchen 

Eindruck denn Seipel vom Faschismus habe. Darauf antwortet Seipel: „… die Regierung 

Mussolini habe viel Bewunderer in Österreich, natürlich nicht in entgegengesetzten 

politischen Lagern.“ (NFP 31.3.1923, Artikel A, Absatz 4) Man begrüße die großen 

Entwicklungen Italiens, auch wenn man sie nicht mit denselben Mitteln erreichen wolle. Der 

Bericht schließt wieder damit, dass Seipel Italien für die Gastfreundschaft und Freundschaft 

danke.  

Alle drei Zeitungen berichteten ausführlich von dem Besuch des Bundeskanzlers in Rom, aber 

aus völlig unterschiedlichen Blickwinkeln. Ganz unterschiedlich sind auch die Schwerpunkte 

in der Berichterstattung. Die Reichspost als parteinahe Zeitung der Christlichsozialen lobt und 

preist die Reise von Bundeskanzler Ignaz Seipel. Viel Wert legt das Blatt auch darauf zu 

zeigen, wie ausgesucht höflich, ehrerbietig und gastfreundlich Seipel empfangen worden ist.  

Ganz anders – extrem kritisch – sieht die Arbeiterzeitung, das „Organ der Österreichischen 

Sozialdemokratie“ Italien, den Faschismus und Mussolini. Auffallend ist, dass die AZ zwar in 

einem ganz großen Leitartikel über den Faschismus berichtet, aber den Namen Benito 

Mussolini nicht in den Mund nimmt. Sie gibt in ihrer Berichterstattung einen Überblick über 
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die Lage und – vor allem über die Ziele – des Faschismus. Ergänzt wird der Artikel mit einem 

Abdruck des (übersetzten) Leitartikels aus einer neuen faschistischen Zeitung. 

Die Neue Freie Presse, als nicht parteigebundes Blatt, versucht ihrer Rolle gerecht zu werden 

und würdigt die Reise Seipels. Auch berichtet sie ausführlich über die Dankbarkeit Seipels für 

die Hilfe Italiens bei der Völkerbundanleihe. Die NFP betont aber auch, dass Seipel auf einer 

Augenhöhe mit Mussolini und Stinnes sei: Für die Leserschaft damals wahrscheinlich ein sehr 

wichtiger Aspekt, zählte doch Österreich zu den Verliererstaaten des Ersten Weltkrieges. 

6.2. Rede Mussolinis am 3. Jänner 1925  

 

Der 3. Jänner 1925 wird von vielen Historikern als Wendepunkt in der Periode des 

italienischen Faschismus gesehen: Es ist die Ankündigung der Diktatur.   

Doch dies passierte nicht über Nacht. Nach der Machtergreifung im Oktober 1922 folgten 

Schritt für Schritt Maßnahmen, die den Staat unter die Kontrolle der faschistischen Partei 

bringen sollten.  

„Wichtige Etappe auf diesem Weg ist die Schaffung des Faschistischen Großrates im 

Dezember 1922. Das Gremium, an dessen Spitze Mussolini steht, definiert die Richtlinien der 

Politik und untergräbt damit langfristig das parlamentarische System. Im Juli 1923 wird das 

sogenannte Acerbo-Wahlgesetz verabschiedet: Demnach kann die stimmenstärkste Partei nun 

zwei Drittel der Parlamentssitze für sich in Anspruch nehmen. Das Gesetz kommt erstmals 

bei den Wahlen 1924 zum Tragen - die Faschisten erreichen die Zweidrittel-Mehrheit.“110 

Aber eben nicht genug Stimmen, denn im Norden und in den Arbeiterstädten überwog noch 

immer der Stimmenanteil der (zersplitterten) Opposition. Begleitet wurden die Wahlen, 

welche am 6. April 1924 stattfanden, von einem Klima der Einschüchterung und der Gewalt 

gegen die Opposition. Gegen dieses bedrückende Klima der Angst stand der sozialistische 

Abgeordnete Giacomo Matteotti auf.111 „Dieci giorni prima di essere ucciso, Matteotti aveva 

pronunciato alla Camera una durissima requisitoria contro il fascismo, denunciandone le 

violenze e contestando la validità dei risultati elettorali. Era dunque naturale che la sua 

                                                           
110 http://www.bpb.de/politik/hintergrund-aktuell/147468/benito-mussolini-kommt-an-die-macht-30-10-2012 
(Zugriff am 28.4.2018) 
111 Vergl. Procacci (1989), S. 359 
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scomparsa suscitasse nell’opinione pubblica, pur assuefatta alla violenza politica, un’ondata 

di indignazione contro il fascismo ed il suo capo.”112 

Nach der Auffindung von Matteottis Leichnam, zwei Monate nach dem Mord, schwand die 

Begeisterung für den Faschismus. Die Opposition glaubte, mit einer dramatische Geste die 

Faschisten überrumpeln und ausschalten zu können: Rund 150 Abgeordnete der Opposition 

zogen aus dem Parlament aus und auf den Hügel des Aventin, in Anlehnung an eine ähnliche 

Handlung der Plebejer im antiken Rom. Aber der erwartete Aufschrei der Öffentlichkeit oder 

eine drastische Handlung des Königs blieben aus und am Ende führte der Boykott des 

Parlaments zu einer Selbstausschaltung der Oppositionsparteien.113 

Wenige Monate später entschied sich Mussolini zur „Gegenattacke“, ohne weiter den Versuch 

aufrecht zu erhalten die Legalität seiner Handlungen wahren zu wollen. „Am 25. Jänner 1925 

übernahm er in einer Rede vor dem Parlament die Verantwortung für die Ermordung 

Matteottis und forderte provokativ dazu auf, ihn unter Anklage zu stellen.“114 Was folgte, war 

keine Anklage gegen Mussolini, sondern eine Reihe von Verhaftungen, Hausdurchsuchungen 

und Pressebeschlagnahmungen. „Anziché provocare la fine dell’avventura fascista, la crisi 

Matteotti aveva determinato la disfatta dei partiti democratici ed accelerato il passaggio da un 

governo autoritario a una vera e propria dittatura. “115 

  

                                                           
112 Sabatucci (1993), S. 816 
113 Vergl. Bernecker (2002), S. 107 f. 
114 Procacci (1989), S. 360 
115 Sabatucci (1993), S. 818 
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6.2.1. Reichspost 

 

Bereits am 3. Jänner 1925 berichtet die RP in mehreren Kurzmeldungen über die andauernden 

Pressekonfiszierungen in Italien und über die Zerstörung der Redaktionen katholischer Blätter 

im ganzen Land. Ebenso wird über Gewalttaten und Straßenkämpfe informiert. An diesem 

Tag erscheint auch eine Meldung, in der die zu erwartende entscheidende Rede Mussolinis 

angekündigt wird, und die RP vermeldet, dass über einen Rücktritt Mussolinis spekuliert 

werde, während „andere“ Faschisten angeblich die Ausrufung der Diktatur fordern würden. 

Am 4. Jänner 1925 berichtet die RP auf Seite eins von der Rede Mussolinis. Der Titel lautet 

„Mussolini vor dem Parlament“, der Untertitel „Die Lage wird binnen 48 Stunden geklärt 

sein“. Der Artikel wird von einem überschwänglichen Lob für die Redekunst Mussolinis 

eröffnet. Danach berichtet die RP, dass Mussolini sich gegen Anschuldigungen gewehrt hätte 

und betont habe, dass „die Opposition die Hand zum Frieden ausgeschlagen habe“. (RP, 

4.1.1925, Artikel A, Absatz 1) Zudem seien viele Faschisten Opfer der Unruhen im Land 

geworden, wird Mussolini zitiert. Der erste Absatz endet mit der Ankündigung Mussolinis, 

dass er „Wege und Mittel habe, um der Opposition binnen 48 Stunden ein Ende zu machen 

[…] im Guten, wie im Schlechten.“ (RP, 4.1.1925, Artikel A, Absatz 1) 

Im zweiten und dritten Absatz berichtet die RP über die (vergeblichen) Versuche der 

Opposition eine Tagesordnung einzubringen, um in dieser das Vorgehen der Regierung gegen 

die Opposition und die Presse zu kritisieren. Das sei durch einen Antrag der Faschisten 

(welche eine große Mehrheit hatten), die Sitzung der Abgeordnetenkammer um sechs Monate 

zu vertragen, verhindert worden. An dieser Stelle informiert die RP lediglich darüber, dass ein 

Vertreter der Opposition darüber „sein Bedauern ausgedrückt habe.“ (RP, 4.1.1925, Artikel A, 

Absatz 3) 

In einem zweiten kurzen Bericht (RP, 4.1.1925, Artikel B) berichtet das Blatt, dass sich 

Mussolini und seine Minister getroffen hätten, um Maßnahmen zu ergreifen, „um jegliche 

Störung der öffentlichen Ordnung entgegenzutreten.“ (RP, 4.1.1925, Artikel B) 

Beide Artikel berichten sehr distanziert von den Ereignissen im italienischen Parlament und 

vermeiden irgendeine Wertung. Schon der Titel des längeren Artikels (Artikel A) ist extrem 

neutral formuliert und unterlässt jegliche Kritik. Keine der Maßnahmen Mussolinis wird 

kommentiert.  
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Am 5. Jänner 1925 widmet sich die RP weiter den Ereignissen in Italien. Unter dem 

irreführenden oder auch nur verwirrenden Titel „Mussolinis Kampf gegen die wachsende 

Opposition. Mobilmachung in Italien“ sind eigentlich mehrere Meldungen zusammengefasst. 

Es handelt sich hier daher nicht um einen Leitartikel im eigentliche Sinn, obwohl er die 

Titelseite der RP vom 4. Jänner 1925 dominiert.   

Wie im Anhang zu sehen ist, wird der Artikel trotz dieser etwas unklaren Zusammensetzung 

als ein Artikel behandelt. In den ersten vier Absätzen wird über die „sehr ernste Lage“ 

berichtet und über zahlreiche Zusammenstöße zwischen Faschisten und anderen politischen 

Gruppen, vornehmlich wohl den Sozialdemokraten.  

Der fünfte Absatz geht dann - wie schon am Vortag – zwar detailliert auf die Rede Mussolinis 

ein, vermeidet aber jeglichen Kommentar. Mussolini wird wortwörtlich zitiert, mit „Ich 

erkläre, dass ich allein jegliche politische, moralische und historische Verantwortung für all 

das übernehme, was geschehen ist.“ (RP, 5.1.1925, Artikel A, Absatz 5) Zudem sei er das 

Haupt einer Verbrecherbande, wenn die Faschisten Verbrecher seien, wird er zitiert. Danach 

behauptet er, dass es umstürzlerische Tätigkeiten gebe und diesen werde er begegnen: „Wenn 

zwei Elemente in unversöhnlichem Kampfe sich befinden, dann sei (als) einzige Lösung die 

Gewalt!“ (RP, 5.1.1925, Artikel A, Absatz 5) 

Im nächsten Absatz meldet die RP eine Sitzung der Oppositionsparteien und vermutet, dass in 

Folge eines Sessionsbeschlusses die oppositionellen Abgeordneten wahrscheinlich ihre 

Immunität verlieren würden. Zuletzt informiert die RP über die schreckliche Lage der Presse 

und über eine Petition des Ausschusses der italienischen Pressevereine an die Regierung die 

Pressefreiheit zu achten.  

6.2.2. Arbeiterzeitung  

 

Die Arbeiterzeitung bringt am 3. Jänner 1925 einen großen Kommentar auf der ersten Seite: 

eine Art Jahresschlussbericht über den Faschismus in Italien. Der sehr flüssig und gut zu 

lesende Artikel ist eine flammende Anklage gegen den Faschismus in Italien. Der Artikel 

prangert Korruption und Käuflichkeit an, spricht von einem Scheinwahlkampf um die 

Parlamentssitze und von verprasstem Steuergeld. Doch trotz zahlreicher ernannter 

Abgeordneter habe das Parlament auch nach dem Auszug eines Teils der Opposition 

immerhin noch weiter funktioniert, konstatiert die AZ. 
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Den vierten Absatz beginnt der Autor mit: „Die berüchtigten fünf Millionen Stimmen, die der 

Faschismus durch Erpressung und Bestechung zusammengebracht hatte, erhöhten in seinen 

leitenden Kreisen das Gefühl, daß der Gewalt alles erlaubt sei und alles glückt.“ (AZ, 

3.1.1925, Artikel A, Absatz 4) 

In den folgenden Absätzen setzt sich der Korrespondent mit der Zerschlagung der 

Gewerkschaften, der Machtgier von Mussolini und der ungestraften Gewaltanwendung bis hin 

zum Delikt Matteotti auseinander. Nun, so schreibt die AZ, wehre sich die faschistische Partei 

gegen das Strafgesetz: „Sie wehrt sich durch Widerstand, sie wehrt sich durch 

Zugeständnisse, durch Gewaltanwendung und durch Versprechen der Legalität. Sie ist zu 

allem entschlossen, wenn ihr nur die Macht bleibt, die die Straffreiheit ist.“ (AZ, 3.1.1925, 

Artikel A, Absatz 7) 

Der Autor konnte die Ereignisse der folgenden Tage nicht vorhersehen, datiert war der Artikel 

ja mit Mitte Dezember 1925. Was aber klar beim Namen genannt und auch heftig kritisiert 

wird, sind die Gewalttaten, die Willkür und die Korruption des faschistischen Systems. 

Obwohl der Artikel sehr lang ist, wird Mussolinis Name bis auf zwei Mal nicht genannt. Es 

scheint, als ob die Nennung des Namens vermieden werden sollte, vor allem in den Passagen 

des Artikels, die die faschistische Politik besonders scharf kritisieren.  

Am Sonntag, dem 4. Jänner 1925, ist das Thema Italien wieder der Aufmacher der AZ. An 

diesem Tag druckt die Zeitung eine Meldung ab, die beinahe wortgleich auch in der RP 

erschienen ist. Interessant ist hier, dass die lobenden Adjektive aus dem Verlautbarungstext 

gestrichen sind und dass der Text deutlich gekürzt ist. Deutlich klarer und auf der ersten Seite 

bringt die AZ auch Meldungen, die darüber informieren, dass eine wichtige toskanische 

Zeitung gebrandschatzt worden sei, ebenso wie die Nachricht, dass die drei größten 

Oppositionszeitungen wieder nicht erschienen seien.  

Die Montagsaugabe der AZ am 5. Jänner 1925 ist ganz groß Mussolini gewidmet. Der 

Leitartikel trägt den sprechenden Titel „Der regierende Banditenchef“ und ist eine an Schärfe 

kaum zu überbietende Anklage gegen Benito Mussolini. Mussolini schrecke von keiner Art 

von Gewalt zurück, sondern „… sei wie ein Mensch von richtigem Verbrechertypus, der im 

Augenblick der Gefahr vor äußerster Gewalt nicht zurückschrecke. Das ist Mussolinis Fall. Er 

hat die Frechheit wiedergewonnen, die nach der Ermordung Matteottis ins Wanken 

gekommen war.“ (AZ, 5.1.1925, Artikel A, Absatz 1) Der Artikel setzt fort mit der 

Feststellung, dass die Aussagen Mussolinis allesamt mit Begeisterung aufgenommen worden 

seien, so wie „ein Räuberhauptmann seinen Leuten gegenüber den Treuschwur erneuert.“ Die 
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AZ zitiert Mussolini wortwörtlich mit seiner Androhung, gegen jede Art von Opposition 

unerbittlich vorzugehen: „Wenn ich aber nur den hundertsten Teil der Energie, den ich bisher 

angewandt habe, um den Faschismus im Zaume zu halten, anwende, um ihn zu entfesseln, 

dann würden sie sehen! – Mord, Brand und Zerstörung lassen bereits deutlich sehen, was der 

„noch nicht entfesselte“ Faschismus alles vermag.“ (AZ, 5.1.1925, Artikel A, Absatz 2) 

Es ist aus den Artikeln der AZ nicht nur heftige Kritik am Faschismus in Italien 

herauszulesen, sondern auch Sorge. So schließt der eben genannte Artikel mit dem Satz, dass 

die abendländische Kultur so alt werden habe müssen, um solche Regierungskunst zu 

zeitigen. 

6.2.3. Neue Freie Presse 

 

Die NFP berichtet in den ersten Tagen des Jahres 1925 ausführlich von den Vorgängen in 

Italien. Aufgrund der der damals langsameren Nachrichtenübermittlung schreibt die NFP am 

3. Jänner 1925, dem Tag der Rede Mussolinis in der Abgeordnetenkammer, natürlich noch 

nicht von der Rede, sondern berichtet über die allgemeine politische Lage im südlichen 

Nachbarland Österreichs.  

Unter dem Titel „Krise des Faschismus“ beginnt die NFP den Artikel mit folgendem Satz: 

„Durch die verschärfte Anwendung des Pressedekrets sind die oppositionellen Blätter 

tatsächlich mundtot gemacht.“ Im ersten Absatz setzt die NFP ihre Leser und Leserinnen über 

die Situation der italienischen Presse ins Bild und berichtet von Beschlagnahmungen und der 

Zerstörung von Zeitungsredaktionen, angeblich „ohne Weisung der politischen Zentrale“. 

(NFP, 3.1.1925, Artikel A, Absatz 1) Insgesamt malt die NFP ein düsteres Bild der 

Pressefreiheit in Italien. 

Im nächsten Absatz beschäftigt sich die Zeitung mit der Gewalt in Italien und erwähnt 

(angebliche) Telegramme an Mussolini, in denen dieser aufgefordert wird, die Diktatur 

endlich auszurufen. Danach widmet sich die NFP der Frage, was passieren wäre, wenn 

Mussolini zurückgetreten wäre und kommt zu dem Schluss, dass dann die Faschisten nicht 

mehr im Zaum zu halten gewesen wären. Zudem würden - so die NFP – faschistische Blätter 

glauben, dass sie „mit der Verhöhnung der Opposition zur Befriedung der Lage beitragen 

würden“. (NFP, 3.1.1925, Artikel A, Absatz 3) 
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Der Artikel schließt mit einem – unklaren und verwirrenden Inhalt – über die politische Lage. 

Der Autor stellt einen Zusammenhang her zwischen den (oppositionellen) Tageszeitungen, 

denen ihre Einstellung drohe und der „misslichen Lage“ Mussolinis. „Der Faschismus steht 

Gewehr bei Fuß und lässt seinem Führer nur wenig Bewegungsfreiheit.“ Fast klingt es in dem 

Artikel, als ob Mussolini ein „Opfer der faschistischen Straße“ wäre und die 

Oppositionszeitungen irgendetwas damit zu tun hätten.  

Am Samstag, dem 4. Jänner 1925, macht die NFP mit dem Titel „Sensationelle Kammerrede 

Mussolinis“ auf. Auf der ersten Seite folgt dann allerdings ein Artikel, der nur in den ersten 

Zeilen etwas mit Italien zu tun hat. Er beginnt mit einer sehr bildhaften Beschreibung der 

Vorgänge am 3. Jänner 1925: „Sturmrede Mussolinis. Eine Atmosphäre im Süden unseres 

Landes, als wenn missfarbene Gewitterwolken am Horizont aufstiegen, mit jenem 

Wirbelwind, der Vorbote ist von Blitz und Donner. Niederwerfung der Opposition in diesem 

Lande der Freiheit, durch die Zensur und durch die Drohung, den Faschismus loszulassen in 

seiner ganzen Heftigkeit, gegen jeden, der es wagt, zu widersprechen und der Diktatur das 

starre Nein der Verfassungstreue entgegenzusetzen.“ Nach diesem sehr starken und 

eindeutigen Bild der Lage in Italien geht die NFP jedoch auf die wirtschaftlichen Folgen für 

Österreich ein und kommt im Laufe des Leitartikels nicht mehr speziell auf Italien zurück.  

Erst auf Seite sieben derselben Ausgabe wird eingehender von der Rede Mussolinis berichtet. 

Der Titel und Untertitel sind schon eindeutig: „Mussolinis Antwort an seine Gegner“ und 

„Eine Drohrede“. Der Korrespondent berichtet von der Sitzung, bei der er persönlich 

anwesend gewesen sei dürfte, sehr genau und äußerst ausführlich. Die Redepassagen 

Mussolinis werden wahrscheinlich (teilweise) im Wortlaut wiedergegeben. Es ist eine Rede, 

die aus Verteidigungen und Drohungen besteht, sowie der - berühmten - Aufforderung zur 

Anklage seiner selbst. Der Berichterstatter schildert die dramatische Stimme und expressive 

Gestik Benito Mussolinis, sowie wann und wie er von Applaus unterbrochen wurde. Er zitiert 

Mussolini folgendermaßen: „Ich sage euch, noch bevor 48 Stunden vergangen sein werden 

nach meiner Rede, wird die Lage in ihrer ganzen Tragweite restlos geklärt sein.“ Der Autor 

schildert danach hysterische Begeisterung der faschistischen Abgeordneten und zeichnet das 

Bild von in den Gängen des Parlaments singenden Faschisten. Der Artikel schließt mit der 

Frage, wie die geäußerten Drohungen wohl zu verstehen seien. Der Schreiber fragt sich, ob 

sie sich nur auf die aktuelle Krise oder auf weitere polizeiliche Maßnahmen gegen 

Persönlichkeiten richten.  
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Der Artikel ist äußerst bildhaft geschrieben und vermittelt ein lebendiges Bild der Situation 

im italienischen Parlament. Der Autor versucht - trotz der Tatsache, dass es von der 

Mussolini‘schen Inszenierung sehr beeindruckt gewesen sein dürfte – politisch distanziert zu 

bleiben. Der Leser, die Leserin erfährt aber wahrheitsgemäß, dass in Italien mit Drohungen, 

politischen Säuberungen und Pressezensur gearbeitet wird.  

Am 5. Jänner 1925 widmet die NFP der Rede Mussolinis den Leitartikel auf der Titelseite. Es 

ist ein persönlicher Kommentar, der die Rede Mussolinis mit dem „Ton der großen 

Tribunenreden im alten Rom“ und den Reden „Dantons auf der Höhe seiner Macht“ 

vergleicht. Dann aber geht der Autor auf den Machtkampf zwischen Faschisten und 

Nichtfaschisten ein und auf die willkürlichen Machtbefugnisse der Präfekten sowie die 

mundtot gemachte Presse. Er zeichnet eine Bild Mussolinis, der zwischen der immer noch 

starken Opposition und dem radikalen Provinz-Flügel der Faschisten steht, einem Mussolini, 

der eigentlich keine Gewalt will ganz im Gegensatz zu den radikalen Elementen seiner Partei. 

Mussolini habe sich weiterentwickelt, sei „demokratischer“ geworden und habe ein neues 

Wahlgesetz in Aussicht gestellt, welches aber von der Opposition abgelehnt worden sei. 

Daher wären nun wieder die radikalen Elemente der Faschisten im Aufwind und Mussolini 

wäre wieder genötigt gewesen Gewalt anzuwenden.  

Zuletzt fragt sich der Autor, wo dies hinführen solle. Er schließt mit dem Satz: „Die 

Renaissance der Demokratie kann verzögert, aber nicht verhindert werden. Die Frage ist 

freilich, ob für Mussolini der Weg zurück noch offen ist. Schwere Kämpfe stehen jedenfalls 

bevor und ihr Ausgang ist heute nicht abzusehen.“ (NFP, 5.1.1925, Artikel A, Absatz 4) 

Folgendes lässt sich aus der Berichterstattung zur Rede Benito Mussolinis vom 3. Jänner 1925 

herauslesen: 

Alle Artikel der RP zu den Ereignissen des 3. Jänner 1925 vermitteln den Eindruck, als ob die 

Reichspost versucht hätte, zwar möglichst wahrheitsgetreu zu berichten, zugleich aber 

keinerlei Kritik zu üben. Trotz der eindeutigen Drohungen Mussolinis gegen die Opposition 

und gegen die Presse – die auch als solche bezeichnet werden -, wird so getan, also ob dies 

„normal“ wäre. Mussolini wird stets als Ministerpräsident oder einfach als Mussolini 

bezeichnet. Das Wort Diktator kommt nicht vor.  

Die Arbeiterzeitung bringt schon im Vorfeld der Rede einen großen Leitartikel, eine Art 

Jahresabschlussbericht, über Italien. Es wird das faschistische System heftig kritisiert. Die AZ 
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spart nicht mit ausdruckstarken Wörtern wie z. B. „Banditenchef“ und die Artikel haben 

eindeutig ein aufklärerisches Ziel. 

Die NFP berichtet auch schon im Vorhinein über die Lage in Italien und zeichnet ein klares 

Bild der fehlenden Demokratie im Land. Vor allem die Zensur und die Erstürmung 

verschiedener Zeitungsredaktionen werden – zumindest indirekt – als etwas Negatives 

dargestellt. Am 4. und 5. Jänner 1925 beschäftigt sich die NFP sehr ausführlich mit Italien 

und drückt ihre Sorge über die Gewalt im Land aus. Trotzdem gewinnt man den Eindruck, 

dass für die Redakteure und auch für die Leserschaft die massenhafte Gewalt auf der Straße 

etwas Normales zu sein scheint. Die Hoffnung und der Wunsch nach Demokratie und Frieden 

sind aber – vor allem in dem Leiartikel am 5. Jänner 1925 – noch deutlich zu spüren.  

6.3. Besuch Bundeskanzler Dollfuß in Riccione 

 

Sieben Jahre nach der Ausrufung der Diktatur in Italien wird 1932 Dr. Engelbert Dollfuß 

österreichischer Bundeskanzler. Dollfuß sollte von 1932 bis zu seinem gewaltsamen Tod im 

Juli 1934 Bundeskanzler bleiben.  

Ab 1932 verstärkten sich in der österreichischen Innenpolitik antidemokratische und  

antiparlamentarische Tendenzen. Im Mai 1932 bildete Engelbert Dollfuß noch eine Koalition 

mit dem Landbund und der Partei der Heimwehr. Zur gleichen Zeit standen aber eben diese 

Heimwehren bereits unter dem starken Einfluss des italienischen Diktators Benito Mussolini 

und standen damit dem demokratischen System – trotz ihres „Mitspielens“ – distanziert 

gegenüber. Parallel zu der Bildung dieser nicht sehr stabilen Koalition verstärkten die 

Nationalsozialisten ihre Anschläge und tätlichen Angriffe. Dollfuß suchte in dieser Zeit zwei 

Mal die parlamentarische Zustimmung der Sozialdemokraten: Beide Male lehnten die 

Sozialdemokraten brüsk ab. Erika Weinzierl sieht den Weg in den autoritären Staat unter 

anderem in folgender Begründung: „Den Weg zu den Sozialdemokraten versperrten ihm 

(Anm., Dollfuß) jedoch immer mehr politische und persönliche Motive. Seine Abneigung 

gegen das Parlament, in dem ihn die Sozialdemokraten wahrlich nicht geschont hatten, wurde 

schon erwähnt. […] Dollfuß sprach daher bereits im Oktober 1932 von der Notwendigkeit, 

„selbst ohne vorherige endlose parlamentarische Kämpfe sofort gewisse dringliche 

Maßnahmen in die Tat umzusetzen.“116 

                                                           
116 Dusek (1995), S. 221 
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Was folgte war am 4. März 1933 die Ausschaltung des Parlaments (welche bereits im 

historischen Teil besprochen worden ist) und einen Tag später in Deutschland die Bestätigung 

Adolf Hitlers in seinem Amt.  „Die Machtergreifung Hitlers wirkte sich sofort auf das 

Verhalten der österreichischen Nationalsozialisten aus.“117 Sie schürten Proteste und vor 

allem die Unzufriedenheit der Menschen. Aus Bayern sendeten die Nationalsozialisten 

Radioprogramme um die Bevölkerung aufzuwiegeln und im Inneren Österreichs verstärkte 

sich die Terrorwelle noch mehr. Manche Autoren sprechen gar von einem „latenten 

Bürgerkrieg“118 Noch hinzukommt, die am 27. Mai 1933 verhängte „1000-Mark-Sperre“. 

(Anm., deutsche Touristen mussten 1000 Mark erlegen, um nach Österreich fahren zu dürfen) 

Adolf Hitler wollte damit den österreichischen Tourismus nachhaltig schädigen, der stark von 

den deutschen Gästen abhängig war. 

Parallel dazu versuchte Engelbert Dollfuß mit seiner neu gegründeten Vaterländischen Front 

das Österreichbewusstsein der Bevölkerung zu verstärken.  

Die Sozialdemokraten hielten sich nach der Machtergreifung Hitlers in Deutschland – trotz 

der Ausschaltung des österreichischen Parlaments – mit offenem Widerstand und Streiks 

zurück. Zu groß war die nationalsozialistische Gefahr.119 Trotz dieses „Entgegenkommens“ 

suchte Dollfuß den Schutz von außen und so fuhr er zu Ostern 1933 nach Rom. Ziel der Reise 

war zu erfahren, wie Benito Mussolini zu Hitler-Deutschland stand. Der italienische Diktator 

sagte Dollfuß schon bei diesem Besuch zu, sich für die Wahrung der Selbstständigkeit 

Österreichs einzusetzen. Als Gegenleistung fordert er aber ein energisches Vorgehen gegen 

die SDAP.120   

Diesem Besuch folgte ein Briefwechsel zwischen dem italienischen Führer der Faschisten und 

Engelbert Dollfuß, in dem Mussolini betonte, dass die Sozialisten zerschlagen werden 

müssten, denn sonst stünden die Nationalsozialisten als die einzigen Retter vor dem 

Marxismus da.121  Im Laufe des Sommers wurde die Gefahr eines bewaffneten Einfalles aus 

Deutschland immer größer. Zu der Radiopropaganda aus München kamen nun auch noch 

Verletzungen des Luftraumes durch deutsche Flugzeuge, die Flugblätter abwarfen. Engelbert 

Dollfuß überlegte, wie er die Stellung Österreichs – vor allem im Verhältnis zu Deutschland – 

                                                           
117 Ebd. S. 221 
118 Vergl. Goldinger (1992), S. 205 
119 Vergl. Dusek (1995), S. 222 
120 Ebd., S. 223 
121 Vergl. ebd. S. 224 
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festigen konnte.122 Doch anstatt eine mögliche „Vernunftehe“ mit den Sozialisten einzugehen, 

wandte er sich immer stärker Italien und auch dem rechtsautoritären Ungarn zu.  

Am 19. und 20. August 1933 besuchte Engelbert Dollfuß Mussolini auf dessen Wunsch in 

Riccione und konnte dort feststellen, dass er auch auf die militärische Unterstützung 

Mussolinis setzten konnte, ebenso auf eine mögliche Vermittlerrolle Mussolinis zwischen 

Deutschland und Österreich, aber Dollfuß musste zugleich auch erkennen, dass all dies nicht 

umsonst zu haben war.123 Mussolini stellte konkrete Forderungen bezüglich der 

österreichischen Innenpolitik: Alle politischen Kräfte sollten unter dem Schlagwort der 

„Unabhängigkeit Österreichs“ in der Vaterländischen Front zusammengeführt werden, eine 

Verfassungsreform sollte erarbeitet werden und der Kampf gegen den Marxismus müsse 

energisch weitergeführt werden.124  

Kurz nach dem Besuch von Dollfuß fuhr auch der Führer der Heimwehr Fürst Rüdiger 

Starhemberg zu Mussolini und nur knapp drei Wochen später, am 11. September 1933, hielt 

Engelbert Dollfuß bereits seine berühmt-berüchtigte Rede am Wiener Trabrennplatz, in der er 

sagte: „[…] wir wollen einen sozialen, christlichdeutschen Staat auf ständischer Grundlage 

mit einer starken autoritären Führung.“125 

Damit war die Gleichgewichtspolitik, welche noch die Maxime der 1920-er Jahre gewesen 

war, endgültig aufgegeben. Italien wurde unter den Nachbarn Österreich zum engsten 

Verbündeten, zum primus inter pares, während man versuchte von Deutschland Abstand zu 

halten. 

6.3.1. Reichspost 

 

Die Reichspost behandelt den Besuch des christlichsozialen Bundeskanzlers Engelbert 

Dollfuß ausführlich und widmet dem Thema fast die ganze erste Seite ihrer Montagsausgabe.   

Am Montag, dem 21. August 1933 berichtet die RP von einem „Ein hochpolitischen Tag an 

der Adria“. Die RP jubelt wie freundlich der Kanzler von Mussolini empfangen worden sei 

und berichtet: „Die Art, wie Mussolini den Verkehr mit dem österreichischen Gast gestaltete, 

trug eine so persönliche Note, dass sie die Herzlichkeit und das Vertrauensvolle des 

                                                           
122 Vergl. Goldinger (1992), S. 206 
123 Ebd. 
124 Vergl. Dusek (1995), S. 224 
125 Ebd., S. 224 
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Verhältnisses zwischen den beiden Staatsmännern  weithin sichtbar unterstreicht. Es ist uns 

keine andere Gelegenheit erinnerlich, in welcher der Duce so ausgezeichnet intime 

Verkehrsformen für eine politische Zusammenkunft gewählt gehabt hätte.“ (RP, 21.8.1933, 

Artikel A, Absatz 1) Weiter im Artikel setzt sich die Euphorie der RP fort und die Zeitung 

spricht von „einem Freund, über dessen Kommen man sich freut.“ (RP, 21.8.1933, Artikel A, 

Absatz 1)   

Weiter schreibt die RP über Mussolini als den „Schöpfer des neuen Italien“, dessen 

Freundschaft sich mit Dollfuß vertieft habe. (RP, 21.8.1933, Artikel A, Absatz 2)  Der Autor 

des Artikels drückt seine Hoffnung aus, dass Mussolini – da er ja mit Dollfuß in allen höheren 

politischen Zielen übereinstimme -  nun eine Vermittlerrolle in „den immer schmerzlicher 

werdenden Gegensätzen zwischen Deutschland und Österreich“ einnehmen könnte. (RP, 

21.8.1933, Artikel A, Absatz 2)   

Interessant ist eine Satz im dritten Absatz bei dem es um heikle politische Fragen geht: „Dass 

der Duce dem Bundeskanzler die Gelegenheit zu einer ausführlichen Aussprache unter vier 

Augen gab, lässt annehmen […].“ Es scheint hier, als ob Mussolini als der Höherrangige 

zwischen den beiden Politikern gesehen wird.  

Nun folgen der Abdruck einer offiziellen Verlautbarung und dann ein „Eigenbericht der 

Reichspost“. Es ist ein Artikel, der eher die Atmosphäre des Treffens beschreiben will, was 

schon der Titel „Zwanglose und vertrauliche Aussprachen“ erkennen lässt.  

Der Autor spricht von einer Reihe von Aussprachen, die „den Charakter besonderer 

Herzlichkeit und Intimität trugen.“ (RP, 21.8.1933, Artikel B, Absatz 2) und betont, dass die 

beiden Männer fast den ganzen Tag gemeinsam verbracht hätten.  

Der Korrespondent berichtet von einer gemeinsamen Segelfahrt noch in Begleitung der 

Staatssekretäre und dann einem Autofahrt zu einem Schloss, welche Dollfuß und Mussolini 

ganz alleine unternommen hätten und Gespräche unter vier Augen geführt hätten. Dieses 

Vieraugengespräch wird besonders hervorgehoben, wohl als besondere Ehre für Dollfuß.  

Am 22. August 1933 druckt die RP das Danktelegramm von Dollfuß an Mussolini ab.  

Die Titelseite des 23. August 1933 ist dann der politischen Analyse des Besuches gewidmet. 

Zentrales Thema des Artikels ist das Verhältnis zwischen Deutschland und Österreich, 

welches – für unsere heutigen Ohren ungewöhnlich verklausuliert – als 

„Mitteleuropaproblem“ bezeichnet wird. Unter dem Titel „Das Friedenswerk für 
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Mitteleuropa“ betont der Schreiber vor allem in Absatz fünf die Verlässlichkeit Mussolinis, 

der „ seinen Kurs nicht nach Stimmungen und Verstimmungen ausrichtet“. (RP, 23.8.1933, 

Artikel A, Absatz 5) Zuletzt lobt er, wie gut Dinge von „Mann zu Mann besprochen werden 

können, um so für den Frieden in Mitteleuropa zu arbeiten.“ 

6.3.2. Arbeiterzeitung 

 

Die Arbeiterzeitung  ist im August 1933 bereits unter der sogenannten „verschärften 

Vorlagepflicht“, kann also vor dem Erschienen zensuriert werden. Am Montag, dem 21. 

August 1933, druckt sie am Fuße der Titelseite eine offizielle Verlautbarung zum Treffen von 

Kanzler Dollfuß und Benito Mussolini ab. Unter dem Titel „Die Verhandlungen in Riccione“ 

ergänzt die AZ die offizielle Mitteilung mit einigen eigenen Anmerkungen, die mit der 

Feststellung beginnen, dass man aus den offiziellen Verlautbarungen nicht herauslesen 

könnte, was in Riccione wirklich besprochen worden sei. Besonders hebt die AZ aber hervor, 

dass Dollfuß von einer „engen Zusammenarbeit mit Italien und Ungarn gesprochen habe, und 

einer Zusammenarbeit mit Deutschland, soweit die möglich wäre.“ An dieser Stelle betont die 

AZ, dass nur mit einer strengen Neutralität – der die besonders nahe Freundschaft mit Italien 

ausschließt bzw. entgegensteht – die Selbstständigkeit Österreich erhalten werden könne. 

(AZ, 21.8.1933, Artikel A) Das kann man als offene und trotzdem indirekte Kritik am 

politischen Kurs von Engelbert Dollfuß werten. 

Interessant ist die graphische Aufmachung der AZ, die definitiv auch als politische Aussage 

gewertet werden kann: Oberhalb des eben genannten Artikels platziert die Redaktion einen 

Artikel über Irland mit dem Titel „Heute Verbot der irischen Faschisten?“  

Am 22. August 1933 erscheint die AZ zensuriert. Die rechte Spalte der Titelseite ist komplett 

weiß. Gut möglich, dass an dieser Stelle ein Artikel über den Diktator vorgesehen war. In 

einer kleinen Meldung informiert die AZ an diesem Tag dann noch über einen möglichen 

wirtschaftlichen Dreibund zwischen Italien, Ungarn und Österreich, an dem auch die 

Teilnahme Deutschlands möglich wäre. Mussolini beantworte die Idee einer Donauföderation 

(Anm., die Donauföderation war direkt nach dem Ersten Weltkrieg eine Idee, um die 

aufgelöste Monarchie durch einen Bund gleichberechtigter Staaten zu ersetzten) „also durch 

den Plan eines österreichisch-deutsch-italienisch-ungarischen Blocks.“ 
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Um offensichtlich einer weiteren Zensurierung zu entgehen,  bringt die AZ am 23. August 

1933 auf ihrer Titelseite internationale Pressestimmen zum Treffen in Riccione (AZ, 

23.8.1933, Artikel A). Sie zitiert an erster Stelle die englischen Blätter, welche sich sehr 

ausführlich und kritisch mit dem Treffen in Italien und der Rolle Benito Mussolinis 

beschäftigen. Mussolini werde im „Daily Herald“ eine doppelgleisige Rolle angekreidet, denn 

er verhindere, dass die Verletzungen des Völkerrechtes durch Deutschland vor den 

Völkerbund gebracht würden. Er nehme aus taktischen Gründen an keinen Maßnahmen gegen 

Hitler teil. Welche Ziele hat es aber dann? (AZ, 23.8.1933, Artikel A, Absatz 1) 

Danach folgt ein Zwischentitel „Was Italien sagt“. Es werden italienische Zeitungen erwähnt, 

die vor allem betonten, dass Mussolini auf eine Wiederannäherung zwischen Deutschland und 

Österreich hingewirkt hätte. Eine andere italienische Zeitung wird wiedergegeben mit der 

Aussage, dass die Unabhängigkeit Österreichs auch Mussolinis Wille sei. 

6.3.3. Neue Freie Presse  

 

Wie die anderen Zeitungen berichtet auch  die NFP  intensiv von dem Besuch Dollfuß ’es bei 

Mussolini. Wie auch die RP unterstreicht die NFP die gute und freundschaftliche 

Atmosphäre, die NFP hebt aber auch hervor, dass die Unterredungen in voller Offenheit 

stattgefunden hätten. 

Besondere Beachtung schenkt die NFP  der Aussage von Bundeskanzler Dollfuß, dass „das 

unabhängige Österreich eine Politik des Friedens und der Zusammenarbeit mit all seinen 

Nachbarn, insbesondere mit Italien und Ungarn wünscht, und soweit die möglich sei auch mit 

Deutschland.“ (NFP, 21.8.1933, Artikel B) Die NFP unterstreicht auch die Übereinstimmung 

der beiden Politiker in den besprochenen politischen Fragen. 

Die NFP widmet am 22.8.1933 ihren Leitartikel dem österreichisch-italienischen Verhältnis 

und dem Treffen an der Adria. Unter dem Titel „Die Ergebnisse von Riccione“ urteilt der 

Redakteur, dass der einzige Sinn und Zweck der Reise des Bundeskanzlers nur gewesen sein 

könnte, eine offene Aussprache mit Mussolini führen zu können. Er schreibt, dass beide 

Seiten das gleiche Interesse an einer Aussprache gehabt haben müssen und dass, Mussolini 

aus „dem berufenen Mundes des Bundeskanzlers“ die Einschätzung der Bundesregierung zur   

Lage vor allem in Deutschland, hören hätte wollen. Wichtig sei dies vor allem angesichts der 

„großen Umwälzungen der vergangenen Monate“. Hier spielt der Autor wohl auf die 
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Machtergreifung Hitlers Ende Jänner 1933 an. (NFP, 22.8.1933, Artikel A, Absatz 1) für 

Dollfuß sei das Gespräch aber ebenfalls wichtig gewesen, da die Beziehungen zwischen 

Österreich und Deutschlande „ja ein Problem von höchster Aktualität“ darstellten. (NFP, 

22.8.1933, Artikel A, Absatz 1) An dieser Stelle wird zum ersten Mal das Verhältnis 

zwischen Österreich und Deutschland als „Problem“ bezeichnet! 

Am 23. August 1933 finden sich auf der zweiten Seite der Zeitung internationale 

Kommentare zu dem Treffen in Riccione. Die NFP zitiert unter dem Titel „Die Resonanz der 

Entrevue von Riccione in der italienischen Presse“ (NFP, 23.8.1933, Artikel A) europäische 

Zeitungen, die als Hauptthema der Besprechungen sowohl die Probleme zwischen Österreich 

und Deutschland, als auch deren internationale Auswirkungen sehen. Im zweiten Absatz 

erwähnt die NFP den „Tevere“, welcher das österreichisch-italienische Verhältnis als 

„ritterliche Freundschaft“ beschreiben. Italien sei vor allem an Frieden in Mitteleuropa 

interessiert. 

Im dritten Absatz wird der „Messagero“ und der „Popolo di Roma“ zitiert. Beide 

Tageszeitungen betonen die Wichtigkeit und Notwendigkeit der Zusammenarbeit zwischen 

Italien und Österreich. Diese sei bereits durch eine aufrichtige und enge Herzlichkeit 

zwischen den beiden Regierungen gekennzeichnet. Italien wird in diesen Zeitungen auch als 

mäßigender Faktor in den deutsch-österreichischen Beziehungen dargestellt.  
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7. Kritisches Resümee 

 

"Der Rest ist Österreich."126 Mit diesem Satz beginnt die Geschichte Österreichs nach dem 

Ersten Weltkrieg. Es sind 20 schwere Jahre, die das nun eben ganz kleine und in den Augen 

seiner Bewohnerinnen und Bewohner nicht lebensfähige Österreich zwischen 1918 und 1938 

erlebt. Österreich ist mit Identitätsverlust, Gebietsverlusten und dem vermeintlichen Verlust 

seiner Lebensfähigkeit konfrontiert. Neue Nachbarn, unter ihnen Italien, geben nun den Ton 

an, wo ihn vorher Österreich angegeben hat. Es sind zwei Persönlichkeiten, die in der Zeit 

zwischen den Weltkriegen für die österreichische Politik prägend sind, ohne an dieser Stelle 

damit eine moralische oder eine politische Wertung zu verbinden: Prälat Dr. Ignaz Seipel und 

Dr. Engelbert Dollfuß. Der eine drückt den 1920-er Jahren den Stempel auf, der andere führt 

in den 1930-er Jahren eine entscheidende politische Wende hin zum autoritären Staat durch.  

Autoritär wird auch Italien bald nach dem Ersten Weltkrieg regiert und den österreichischen 

Politikern steht in all diesen Jahren immer ein Mann gegenüber: Benito Amilcare Mussolini.  

Wie nun also wurde Italien in dieser Zeit gesehen? Das war die Ausgangsfrage dieser 

Diplomarbeit und beantwortet sollte sie werden mit Hilfe der Analyse von historischen 

Zeitungen, also primären Quellen. Bevor es aber an die Bearbeitung der Zeitungen ging, muss 

die Geschichte Österreichs und Italiens, vor allem aber auch die Geschichte des Verhältnisses 

zwischen beiden Ländern näher beleuchtet werden. Ohne dieses Hintergrundwissen kann 

keine Analyse vorgenommen werden.  

Um die Recherche zu präzisieren, wurden konkrete Fragestellungen erarbeitet, die nun 

beantwortet werden sollen, soweit dies möglich ist. 

● An welchen historischen Punkten der Zeit von 1922 bis 1934 kommt es zu Kontakten 

bzw. Konflikte zwischen Österreich und Italien?  

● Welches generelle Italienbild bietet sich der österreichischen Leserschaft Jahre 1922 – 

1934? 

● Wie werden die österreichischen Politiker in ihrem Verhältnis zu Mussolini (oder 

anderen Repräsentanten des faschistischen Italiens) gezeichnet? 

● Wird Italien als (mögliches) Vorbild für Österreich gesehen? 

● Lässt sich der große Einfluss Benito Mussolinis auf Engelbert Dollfuß aus den 

Zeitungsartikeln herauslesen?  

                                                           
126 Georges Clemenceau (französischer Außenminister) zugeschriebenes Zitat 
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Nach 1918 findet ein Rollentausch zwischen Österreich und Italien statt: Italien ist jetzt der 

Siegerstaat und die Großmacht, während Österreich als plötzlicher Kleinstaat und Verlierer 

im europäischen Gefüge unbedeutend geworden ist. Die beiden Länder haben eine 

gemeinsame Grenze und sind wirtschaftlich aufeinander zwar nicht angewiesen, sind aber 

gegenseitig ein guter und bedeutender Handelspartner. Politisch verbindet und trennt zugleich 

ein Gebiet die beiden Staaten: Südtirol. Das Schicksal der deutschsprachigen Südtirolerinnen 

und Südtiroler ist von Anfang an eine Quelle von Konflikten. Vor allem ab September 1922, 

also schon einen Monat vor der Regierungsbeteiligung der Faschisten, beginnen die 

vermehrten Übergriffe auf Deutschsprachige. Diese Übergriffe sollen während der gesamten 

untersuchten Zeit weitergehen. In den nun untersuchten drei Zeitungen liest man allerdings 

nichts davon. Weder die Reichspost noch die Arbeiterzeitung, noch die Neue Freie Presse 

berichten in irgendeiner Weise davon. Lediglich 1923 beim Besuch von Bundeskanzler Ignaz 

Seipel wird sehr indirekt von „aktuellen, noch zu lösenden Fragen“ geschrieben. In der 

späteren Berichterstattung wird nicht einmal mehr indirekt das Thema Südtirol angeschnitten.  

Einem anderen „gemeinsamen“ Thema wird viel Raum gewidmet: den Völkerbundanleihen, 

für die Italien auch Garantien übernommen hatte. Hier wird – es bleibt immer sehr höflich 

und zurückhaltend – auch nur vom Dank und der Freunde Österreichs berichtet. Die Tatsache, 

dass Mussolini die Anleihen zwei Monate lang nicht unterschrieben hatte, bleibt unerwähnt. 

Die diplomatische Höflichkeit, mit der Regierungsvertreter miteinander umgegangen sein 

dürften, spiegelt sich in den beiden bürgerlichen Tageszeitungen Reichspost und Neue Freie 

Presse wieder, während die Arbeiterzeitung die Dinge viel deutlicher beim Namen nennt.  

Ein Punkt, bei dem es zu Überschneidungen zwischen den Interessen von Mussolini und 

jenen Österreichs kommt, ist die sogenannte Donauraumpolitik Italiens. Hier treffen die 

Interessen beider Länder aufeinander. Für Italien ist Österreich ein ideales Durch- und 

Aufmarschland, sollte es Probleme mit Jugoslawien geben, und zugleich auch die ideale 

Verbindung zu Ungarn. Österreich demgegenüber versucht lange eine Politik der Äquidistanz 

zu betreiben und dies kommt auch in den Zeitungsartikeln der Jahre 1923 bis 1925 deutlich 

heraus. Anders stellt sich die Lage freilich 1933 dar. Hier wird teilweise mit Begeisterung von 

Mussolini berichtet und es ist aus den Berichten der Reichspost, aber auch der NFP, deutlich 

herauszulesen, dass Mussolini der „neue beste Freund“ von Engelbert Dollfuß ist. 

Ein weiterer Punkt, bei dem sich die Interessen der beiden Staaten gleichen, sind sicherlich 

die Lateranverträge. Ihr Abschluss am 11. Februar 1929 ruft in Österreich großes Interesse 

hervor. Auch wenn dieses historische Ereignis nicht Gegenstand der Untersuchungen gewesen 
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ist, kann doch gesagt werden, dass in allen drei Tageszeitungen ausführlich darüber berichtet 

worden ist. Es mag kein historischer Zufall sein, dass das Konkordat zwischen dem Vatikan 

und Österreich wenige Jahre später abgeschlossen worden ist. Man kann hier sicherlich von 

einer Vorbildwirkung sprechen. 

Ebenso ist es bei den Heimwehren zu einem Aufeinandertreffen von italienischen und 

österreichischen Interessen gekommen. Diese wurden ja ab den späten 1920-er Jahren 

finanziell massiv von Mussolini unterstützt. In den Zeitungen ist darüber aber kein Wort, 

nicht einmal eine Andeutung, zu lesen.  

Ausführlich liest man in der Presse hingegen im Jahr 1933 von den Kontakten zwischen 

Dollfuß und Mussolini. Dollfuß, der zu dieser Zeit ja schon unter starkem Druck seitens 

Deutschland und der Nationalsozialisten in Österreich steht, nähert sich dem faschistischen 

Diktator als seinem „Rettungsanker“ an. Zugleich ist Italien bestrebt, einen Dreier- bzw. 

Viererblock mit Österreich und Ungarn sowie eventuell Deutschland zu bilden.  

Auf die Forschungsfrage „Welches generelle Italienbild bietet sich den österreichischen 

Leserinnen/Lesern der Jahre 1922 – 1934?“ kann – entgegen einer Annahme zu Beginn der 

Recherchen – nicht geantwortet werden. Es muss festgestellt werden, dass es kein generelles 

Italienbild in der österreichischen Presse der Zwischenkriegszeit gibt. Es ist nicht möglich 

auch nur einen Aspekt zu generalisieren. Die Reichspost stellt die Italienerinnen/Italiener und 

ihr Land 1923 und auch 1933 als höflich, gastfreundlich und besonders ehrerbietend dar. Die 

Ausrufung der Diktatur 1925 und die damit einhergehenden politischen Ereignisse versucht 

die Reichspost zu berichten, kommentiert sie aber in keinster Weise. Es wird das Bild eines 

fast „perfekten“ Nachbarn gezeichnet. Dieses Bild gilt mit Abstrichen ebenso für die NFP. 

Auch ihre Berichterstattung ist 1923 und 1933 darauf bedacht, den Leserinnen/Lesern zu 

vermitteln, welch gute Gastgeber die Italiener wären und wie gut das Verhältnis der beiden 

Staaten wäre. Die NFP informiert jedoch deutlicher und kritischer über die Ereignisse im 

Jänner 1925 als die RP. 

Wenn man allerdings nach der RP und der NFP die AZ liest, dann hat man das Gefühl, dass 

von völlig unterschiedlichen Ländern die Rede ist. Schon 1923 ist die Berichterstattung der 

AZ über den Faschismus viel kritischer und knapper als in den bürgerlichen Blättern. Im Jahr 

1925 spricht die AZ von Mussolini nur noch als „Banditenchef“ und 1933 muss sie, um Kritik 

zu üben, bereits teilweise auf die Zitierung der internationalen Presse ausweichen.  
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Bundeskanzler Ignaz Seipel wird bei seinem Besuch in Mailand und Rom nur knapp fünf 

Jahre nach Kriegsende – und da sind sich die drei Zeitungen relativ ähnlich in ihrer 

Berichterstattung – äußerst freundlich empfangen. Der RP scheint es auch ein besonderes 

Anliegen zu sein, die vielen Höflichkeitsgesten der Italiener zu erwähnen. Den 

Leserinnen/Lesern soll in den Artikeln auch vermittelt werden, wie bemüht Mussolini um den 

österreichischen Gast ist. Die Artikel sind voll von den Erwähnungen, wer aller Seipel wann 

und wo begrüßt, verabschiedet und eingeladen hat. Man versucht offensichtlich zu vermitteln, 

dass der österreichische Bundeskanzler als wichtig erachtet wird und dass er nicht als 

ehemaliger Weltkriegsverlierer behandelt wird. Zugleich unterstreicht die RP fast in allen 

Berichten aus dem Jahr 1923, wie toll der Bundeskanzler wäre und dass er der „richtige Mann 

wäre, um eine solche Reise zu unternehmen“. Die NFP betreibt 1923 weniger „Lobhudelei“ 

allerdings betont sie in ihren Artikeln, wie gleichwertig Mussolini, ein deutscher 

Großindustrieller und Seipel wären. Bundeskanzler Seipel wird als Staatsmann gewürdigt. 

Die Arbeiterzeitung hat bereits 1923 einen völlig anderen Zugang zu Italien und seinem 

politischen System, als die bürgerlichen Zeitungen. Bereits zu diesem Zeitpunkt geht die AZ 

fast nicht auf Mussolini als Person ein, sondern widmet sich den Grundlagen des 

faschistischen Systems und den Weltherrschaftsideen des Faschismus.  

Alle Artikel der RP zu den Ereignissen des 3. Jänner 1925 vermitteln den Eindruck, als ob die 

Reichspost versucht hätte, zwar möglichst wahrheitsgetreu zu berichten, zugleich aber 

keinerlei Kritik zu üben. Trotz der eindeutigen Drohungen Mussolinis gegen die Opposition 

und gegen die Presse – die auch als solche bezeichnet werden –, wird so getan, also ob dies 

„normal“ wäre. Mussolini wird stets als Ministerpräsident oder einfach als Mussolini 

bezeichnet. Das Wort Diktator kommt nicht vor.  

Die Arbeiterzeitung bringt schon im Vorfeld der Rede vom 3. Jänner 1925 einen großen 

Leitartikel, eine Art Jahresabschlussbericht, über Italien. Es wird das faschistische System 

heftig kritisiert. Die AZ spart nicht mit ausdruckstarken Wörtern wie z. B. „Banditenchef“ 

oder „Räuberhauptmann“ und vergleicht Mussolini mit einem Verbrecher, der vor 

Gewaltanwendung nicht zurückschreckt. Ebenso schreibt die AZ über Mussolini und seine 

Parteigenossen als „eine Gesellschaft plündernder Lungerer und Tagediebe“.  

Vergleicht man dazu die NFP und ihre Berichterstattung über die Person Mussolinis im Jahre 

1925 so fällt auf, dass im großen Artikel zur Rede Mussolinis am 4. Jänner 1925 vor dem 

italienischen Abgeordnetenhaus sich der Schreiber dem Pathos und der Strahlkraft Mussolinis 
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nicht wirklich entziehen kann. Er beschreibt die Wirkung Mussolinis auf Publikum, das ihm 

zujubelt wie einem Popstar. 

1933 ist die Reichspost genauso begeistert von Benito Mussolini wie bereits zehn Jahre zuvor. 

Allerdings erkennt man, dass das Verhältnis zwischen Dollfuß und Mussolini deutlich enger 

gewesen zu sein scheint, als mit Seipel. Mussolini wird als „Schöpfer des neuen Italien“ 

tituliert und als Freund Österreichs. Die Zeitung betont und wiederholt etliche Male die 

herzliche und enge Verbindung zwischen Mussolini und Dollfuß. Es ist summa summarum 

eine Lobpreisung Mussolinis.  

Die Arbeiterzeitung kann zu diesem Zeitpunkt, im Jahr 1933, nicht mehr frei berichten. Sie ist 

als oppositionelles Blatt bereits „unter Vorzensur“. Zwei Tage nach dem Treffen berichtet sie 

indirekt über die Ereignisse in Riccione, indem sie ausländische Zeitungen zitiert. Vor allem 

englische Blätter werden wiedergegeben, aus denen klar eine heftige Kritik an Mussolini 

hervorgeht. Vor allem wird ihm – eben indirekt – Doppelgleisigkeit in seiner Außenpolitik 

vorgeworfen.  

Die Neue Freie Presse berichtet sehr positiv über den Besuch Dollfuß’ in Italien und spricht 

von „ritterlicher Freundschaft“ zwischen den beiden Staatsmännern. Mussolini wird auch als 

Vermittler zwischen Deutschland und Österreich gesehen.  

Ob Italien als mögliches Vorbild für Österreich gesehen wird, lässt sich kurz und bündig 

beantworten: Bundeskanzler Seipel bezeichnet in Interviews 1923, die sowohl in der RP als 

auch in der NFP abgedruckt werden, Italien als ein Land, welches viel erreicht habe. 

Österreich wolle es dem südlichen Nachbarn gleichtun, aber mit anderen Mitteln. Seipels 

Idee, den Faschismus nach Österreich importieren zu wollen, wird allerdings in Abrede 

gestellt. Die AZ sieht Italien und den Faschismus – in einer erstaunlichen politischen 

Weitsicht – von Anfang an als Negativbeispiel und kritisiert die Demokratiefeindlichkeit, die 

Gewalt, die Einschüchterungen etc. 1933 wird Italien nicht direkt als Vorbild bezeichnet, 

allerdings wird Italien als Machtfaktor dargestellt, der als gleichwertiger Partner mit 

Deutschland verhandeln kann und eine Vermittlerrolle zwischen Deutschland und Österreich 

einnehmen könnte. Auch die NFP sieht Italien als Vorbild, aber vor allem in wirtschaftlicher 

Hinsicht.  

Die NFP berichtet 1925 schon im Vorhinein über die Lage in Italien und zeichnet ein klares 

Bild der fehlenden Demokratie im Land. Vor allem die Zensur und die Erstürmung 

verschiedener Zeitungsredaktionen wird – zumindest indirekt – als etwas Negatives 



73 
 

dargestellt. 1925 beschäftigt sich die NFP sehr ausführlich mit Italien und drückt ihre Sorge 

über die Gewalt im Land aus. Trotzdem gewinnt man den Eindruck, dass für die Redakteure 

und auch für die Leserschaft die massenhafte Gewalt auf der Straße etwas „Normales“ zu sein 

scheint. Die Hoffnung und der Wunsch nach Demokratie und Frieden sind aber – vor allem in 

dem Leiartikel am 5. Jänner 1925 – deutlich zu spüren. 1933 versucht die NFP hingegen 

Harmonie zu zeichnen. Mussolini wird als positive Figur dargestellt, über die fehlende 

Demokratie im Land wird geschwiegen.  

Die Frage, ob sich der große Einfluss, den Mussolini auf Dollfuß gehabt haben dürfte, aus den 

Zeitungen herauslesen lässt, kann man nur mit einem klaren Nein beantworten. Mussolini und 

Dollfuß werden als gleichwertige Partner, die sich gegenseitig beraten wollen, gezeichnet. 

Mussolini wird natürlich als Vermittler zwischen dem großen Deutschland und dem kleinen 

Österreich ins Spiel gebracht, was schon ein Hinweis darauf ist, dass er als viel mächtiger 

angesehen wird. 

Zusammenfassend kann man sagen, dass aus den Zeitungsartikeln deutlich zu spüren und 

herauszulesen ist, dass Welten zwischen den politischen Anschauungen der drei Blätter 

liegen. Das politische Weltbild der jeweiligen Zeitung spiegelt sich – viel mehr als heute – in 

der Berichterstattung wieder und damit kann keinesfalls von einem Gesamtbild Italiens in der 

österreichischen Presse gesprochen werden.  
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10. Abstract 

 

„Wie ist Italien in der Zwischenkriegszeit von der österreichischen Bevölkerung gesehen 

worden? Welches Bild hat der Leser/ die Leserin vermittelt bekommen?“ Das waren die 

Fragen, die am Beginn dieser Arbeit gestanden sind. Sie haben zu einer intensiven 

Auseinandersetzung mit drei Teilbereichen geführt: einerseits der Geschichte Italiens und 

jener Österreichs, einer genauen Recherche über die Situation der Presse in der Zeit zwischen 

1918 und 1938, sowie einer Analyse der österreichischen Tageszeitungen und ihrer 

Berichterstattung über das faschistische Italien.  

Die Geschichte Österreichs in der Zwischenkriegszeit ist zuerst betrachtet worden: Sie ist 

geprägt von einer zunächst skeptischen Haltung aller Parteien gegenüber diesem neuen und 

nun kleinen Staat Österreich. Dieser Standpunkt sollte sich aber im Laufe der Zeit wandeln 

und zu einer entschiedenen Befürwortung der Eigenständigkeit Österreichs werden. Ein 

anderer wesentlicher Aspekt – welcher indirekt auch die journalistische Berichterstattung 

beeinflusst – ist die tiefe politische Spaltung in jener Zeit. Man misstraut sich: 

Christlichsoziale und Sozialdemokraten können ab 1920 nicht mehr zusammenarbeiten und 

befehden sich, anstatt  - vor allem ab 1933 – an einem Strang zu ziehen, um dem 

Nationalsozialismus die Stirn zu bieten. Stattdessen setzten die Österreicher auf die Hilfe 

Mussolinis. 

Italien nimmt einen anderen Weg: Nach einer kurzen und chaotischen Nachkriegsphase 

übernimmt der faschistische Führer Benito Mussolini die Regierung und die Macht. Er setzt 

ab nun alle Kraft ein, um aus Italien eine Diktatur zu machen. Ab dem 3. Jänner 1925 sind 

alle oppositionellen Zeitungen und die Gewerkschaften Freiwild für die Faschisten. Nach 

außen hin weiter eine Monarchie, zählt im Inneren Italiens nur noch Mussolini und seine 

Gefolgsleute.  

Mit der Analyse der Zeitungen ist nun das Bild Italiens in Österreich dargestellt worden. Aber 

gibt es denn ein Bild Italiens? Die Antwort lautet nein. Ebenso wie die Parteien weit 

auseinanderliegende Punkte bilden,  unterscheiden sich auch die Berichterstattung in den drei 

untersuchten Zeitungen massiv. Liest man die Reichspost, die Arbeiterzeitung oder die Neue 

Freie Presse könnte man den Eindruck gewinnen, sie berichteten nicht über dasselbe Land. Es 

gibt also zumindest  kein  - einheitliches – Italienbild in den österreichischen Medien der 

Zwischenkriegszeit.  
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11. Riassunto in italiano  
 

La presente tesi è dedicata al tema “L’Italia nella stampa del periodo tra le due guerre 

mondiali. “ Essa prende in esame l’immagine dello stato fascista italiano in articoli di tre 

quotidiani austriaci. L’accento è posto sul fascismo italiano e la persona di Benito Mussolini 

in rapporto a personaggi politici austriaci. Per illustrare l’aspetto dell’Italia degli anni venti e 

trenta sono stati scelti tre eventi storici:  

 La visita del cancelliere austriaco Ignaz Seipel in Italia nella primavera del 1923, 

pochi mesi dopo l’avvento al potere di Benito Mussolini. Era un periodo in cui 

l’Austria perseguiva ancora una politica di equilibrio con tutti gli Stati confinanti. 

L’Italia era comunque vista come un vicino di primaria importanza, specialmente a 

causa dei crediti internazionali dei quali l’Austria aveva bisogno e pe i quali l’Italia 

aveva promesso di garantire. 

 Il discorso di Mussolini davanti alla camera dei deputati a Roma, il 3 gennaio 1925, 

che viene visto come l’inizio della dittatura fascista. Mussolini svelò in questa 

occasione la sua vera natura e anche all’estero sarà d’ora in poi possibile riconoscere il 

carattere dittatoriale del regime fascista.   

 La visita del cancelliere austriaco Engelbert Dollfuß da Benito Mussolini a Riccione 

nell’agosto 1933. In quel periodo l’Austria era già sotto pressione da parte del regime 

nazista in Germania, che esigeva la sottomissione e l’annessione dell’Austria alla 

Germania. Dollfuß, che era salito al potere nel 1932, aveva abbandonato la politica 

d’equilibrio pensando di poter in questo modo salvare l’indipendenza austriaca. 

Dal punto di vista metodologico ci si pone cinque domande per avere un visione generale 

dell’immagine dell’Italia sotto l’aspetto politico in quel periodo. I quesiti di ricerca sono stati: 

 Quali sono stati i momenti storici sia di contatto che di conflitto tra l’Austria e l’Italia 

fra il 1922 e il 1934? 

 Quale immagine generale si offriva al lettore austriaco degli anni 1922 e 1934? 

 Come venivano presentati i politici austriaci nel loro rapporto con Mussolini (o altri 

rappresentanti del regime fascista)? 

 L’Italia veniva vista come eventuale modello per l’Austria? 
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 È possibile osservare negli articoli dei quotidiani austriaci la grande influenza che 

aveva Mussolini su Dollfuß? 

 

La prima parte della tesi è dedicata agli avvenimenti storici fra il 1922 e il 1934 sia in Austria 

che in Italia. Per questo scopo è stato utilizzato un vasto numero di letteratura secondaria. 

La seconda parte è basata su letteratura primaria, in questo caso quotidiani storici, che si 

trovano nella Biblioteca Nazionale di Vienna. Lo scopo è di presentare la vista dei giornalisti 

e dei lettori austriaci a questo riguardo. I quotidiani esaminati sono:  

 la Reichspost, il quotidiano del Partito Cristiano Sociale (christlichsoziale Partei) 

 la Arbeiterzeitung, il quotidiano del Partito Socialista 

 la Neue Freie Presse, un quotidiano indipendente, di tendenza borghese liberale 

 

Per avere un panorama politico complessivo  i giornali scelti sono di varie posizioni politiche: 

dalla destra cattolica ad una posizione moderata e liberale fino alla  sinistra di stampo 

marxista. Mentre la Reichspost e la Arbeiterzeitung sono strettamente legati ai rispettivi 

partiti, la Neue Freie Presse rappresenta il ceto medio e alto borghese, la vecchia classe 

liberale. 

Dopo il primo capitolo d’introduzione, il secondo capitolo serve per il chiarimento degli 

eventi storici in Austria intorno agli anni in questione. Il punto di partenza è la fine della 

Prima Guerra Mondiale, quando l’Austria viene ridotta da una grande potenza europea ad uno 

stato di piccole dimensioni, di cui nessuno credeva circa le possibilità di sopravvivenza 

autonoma. Questa questione domina il discorso politico dei seguenti vent’anni. La maggior 

parte della popolazione austriaca è convinta che l’unica soluzione sarebbe l’unione con la 

Germania.  

Dopo un breve periodo di ottima collaborazione tra i due grandi partiti politici, i socialisti ed i 

cristiano sociali, si aprono man mano abissi tra i due contraenti. Mentre nella prima metà 

degli anni venti l’interesse politico si concentra a raggiungere una certa stabilità economica, 

dopo il 1927 gli obiettivi politici cominciano ad essere sempre più divergenti. Gruppi 

paramilitari da ambedue le parti contribuiscono essenzialmente a questo sviluppo: la 

Heimwehr, il gruppo paramilitare dei cristiano sociali, acquista sempre più potere ed influenza 

ed è caratterizzato da un radicalismo ed odio nei confronti dei socialisti. Nel gennaio 1927 
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avviene uno scontro fatale tra seguaci della Heimwehr ed un gruppo di aderenti dello 

Schutzbund, il gruppo paramilitare dei socialisti. Un bambino di otto anni ed un anziano 

vengono uccisi. Nel luglio dello stesso anno i colpevoli vengono assolti dal tribunale penale di 

Vienna. Il giorno dopo scoppiano manifestazioni contro questa sentenza erronea e il palazzo 

di giustizia va a fuoco. La polizia riceve l’ordine di sparare ed alla fine della giornata si 

contanto 89 vittime tra i manifestanti. Questo evento rappresenta una svolta nella storia 

dell’Austria tra le due guerre mondiali, in quanto la fiducia tra i due grandi gruppi politici non 

si ristabilirà più. 

Gli anni seguenti sono segnati da una radicalizzazione politica e dall’ascesa dei nazional-

socialisti nel Paese. Mentre la Heimwehr cade sempre di più sotto l’influenza dei fascisti 

italiani e di conseguenza  assume maggiormente l’ideologia fascista, il Partito Nazista attrae 

sempre più austriaci. Attacchi terroristici da parte dei nazisti creano un clima di paura e 

d’insicurezza. La politica del Paese comincia ad essere dominata dalle forze di destra.  I 

socialisti, malgrado il sostegno di una gran parte dell’elettorato, non escono mai dal ruolo 

dell’opposizione dal 1920 in poi. A causa delle attività naziste e dell’ascesa di Hitler al potere 

la questione dell’indipendenza austriaca diventa esistenziale.  

Nel 1932 Engelbert Dollfuß diventa cancelliere austriaco e si trova alle strette. È indeciso se 

cercare il consenso dei socialisti in comune lotta contro la pressione ed il terrore nazista o 

rivolgersi a Benito Mussolini come protettore dell’indipendenza austriaca.   

Il terzo capitolo è dedicato alla storia italiana fra il 1922 e il 1934.L’Italia, al contrario 

dell’Austria, esce dalla Prima Guerra Mondiale come potenza vincitrice. Il Paese soffre le 

stesse conseguenze economiche della guerra. Malgrado che quasi tutte le aspettative 

territoriali dell’Italia fossero state esaudite, i nazionalisti fecero crescere nella popolazione 

italiana l’idea di rivendicazioni territoriali assolutamente esagerate.  Nasce in questo periodo 

la dizione della “vittoria mutilata”, come espressione di questa presunta delusione. Mussolini 

usa tra l’altro questa emozione per le sue ambizioni politiche.  

L’ex socialista Benito Mussolini fonda nel 1919 i “fasci di combattimento”, che terrorizzano 

la popolazione con spedizioni punitive, incendi ed atti di violenza.  Dopo due anni viene 

trasformato in un partito, il Partito Nazionale Fascista (PNF). Per mettere sotto pressione il 

governo, Mussolini minaccia il re con la cosiddetta “marcia su Roma”. Al posto di fermare le 

camicie nere con le forze armate, Mussolini ed il suo partito vengono invitati a partecipare al 

governo. Molti politici credono di poter ridurre l’influenza dei fascisti con la loro 
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integrazione. Mentre l’Italia continua a sembrare una monarchia dall’esterno, Mussolini 

comincia a trasformarla in una dittatura dall’interno. 

Dopo le elezioni del 1924 il deputato alla Camera Giacomo Matteotti, un socialista, denuncia 

i metodi violenti e brutali adottati dai fascisti durante la campagna elettorale. In un durissimo 

discorso in Parlamento Matteotti pone la classe politica di fronte a ció che nessuno aveva fino 

a quel momento apertamento trattato: pochi giorni dopo verrà sequestrato e sarà ritrovato 

senza vita due mesi dopo. In seguito a questo delitto, il consenso nei confronti del PNF 

comincia a vacillare: la classe politica e l’elettorato è chiaro chi fossero il mandante e i 

responsabili dell’omicidio. Mussolini percepisce l’isolamento in cui viene posto, addirittura 

da parte dei suoi seguaci e degli alleati politici. 

La svolta avviene il 3 gennaio 1925: in un lungo discorso davanti alla Camera dei Deputati 

Mussolini si fa carico delle responsabilità politiche, morali e sociali derivanti dal delitto 

Matteotti, proponendo alla Camera di accusarlo apertamente. La situazione si conclude con un 

nulla di fatto, in quanto nessuno protesta o denuncia il leader del Partito Fascista, 

consegnandogli di fatto l’immunità. Al contrario, i fascisti hanno di che festeggiare sia in 

Parlamento che nelle strade. 

A partire da questo momento la dittatura fascista comincia ad essere “ufficializzata”, in 

quanto Mussolini riesce a mettere in pratica una feroce censura dei mezzi di informazione (in 

particolar modo dei giornali dell’opposizione), facendo piombare il Paese in un clima di 

disinformazione generale sui temi di politica nazionale. I partiti di opposizione e i sindacati 

vengono sciolti e proibiti.  

Per avere il consenso e supporto degli strati borghesi e cattolici del Paese, Mussolini punta ad 

un concordato con la Chiesa cattolica: l’11 febbraio 1929 vengono sottoscritti i Patti 

Lateranensi. Questi accordi rappresentano la fine della diatriba tra Papato e Stato Italiano, 

nata nel 1871 dopo la conquista di Roma e mai risolta fino a quel momento. 

Il 1929 rappresenta tra l’altro, dal punto di vista storico, il punto piú alto del consenso nei 

confronti del regime fascista. 

Nei due anni seguenti l’Italia comincia a percepire le conseguenze della crisi economica 

mondiale: la produzione industriale si dimezza, la disoccupazione cresce e il regime fascista 

cerca di rimediare sviando l’attenzione del popolo italiano su temi di politica estera, quali la 

questione mitteleuropea (come ad esempio l’influenza sulla politica austriaca) e 

l’imperialismo in Africa (che si svilupperà nella conquista dell’Abissinia nel ’36). 
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Nel quarto capitolo viene trattato il rapporto tra l’Italia e l’Austria tra il 1922 e il 1934: la 

problematica più calda dei primi anni fu quella riguardante il Trentino-Alto Adige/Südtirol, 

che venne annesso all’Italia alla fine della Prima Guerra Mondiale.  

Già prima della presa di potere da parte di Mussolini dell’ottobre 1922 i fascisti iniziano a 

mettere sotto pressione le giunte comunali dei Comuni della zona. Negli anni seguenti vi sono 

ripetute crisi nella regione: il processo di italianizzazione perpetrato dai fascisti va a scontrarsi 

con la resistenza culturale della popolazione germanofona, che ne componeva la quasi totalità.  

Se da un lato vi sono screzi tra le parti, dall’altro la classe politica austriaca ha bisogno di 

mantenere buoni rapporti con l’Italia a causa della Società delle Nazioni, da cui l’Austria 

riceve prestiti con l’Italia in veste di garante. Il cancelliere cristiano sociale Ignaz Seipel 

ignora allora il conflitto nel Südtirol e fa visita al nuovo leader italiano. L’Austria negli anni 

Venti prosegue un politica di equilibrio, cercando di mantenere buoni rapporti con tutti i Paesi 

confinanti. In questa politica di equidistanza rientra anche la visita in Italia nell’anno 1922.  

La fine degli anni venti presenta una svolta nel rapporto tra i due Paesi: da un lato Italia riesce 

a trovare un accordo con il Papa ed il Concordato viene preso in Austria come esempio per un 

trattato simile, dall'altro lato gli austriaci iniziano a viaggiare e scoprono l’Italia come meta 

turistica. Anche se questo turismo si svolge in dimensioni ristrette avrà un rilevante effetto 

sulla percezione dell’Italia. Queste impressioni, per quanto superficiali fossero, cambiano le 

idee degli austriaci sul fascismo, perché vedono la estesa rete ferroviaria o la mancanza di 

scioperi.  

Il governo italiano vede allo stesso tempo l’Austria come partner ideale per le sue ambizioni 

nell'Europa centrale. Mussolini in questo periodo cerca di rafforzare il suo influsso 

sull’Austria e sulla politica interna del Paese. Il dittatore è condotto dalla sua mentalità 

anticomunista ed antisocialista. Questa lotta contro i partiti di sinistra dovrà essere “esportata” 

in Austria: è questo il motto di Mussolini.  

Per poter intervenire nella politica austriaca il regime fascista inizia a finanziare le 

“Heimwehren”, gruppi paramilitari già preesistenti in Austria, il cui obiettivo è uno Stato 

autoritario. 

A partire dal 1929 l’Italia crea un “blocco” politico con l’Ungheria e l’Austria, che culmina 

nei “protocolli di Roma”nel 1934 , un trattato che avrà come fine un'intesa economica ancora 

più stretta tra i tre paesi, ma anche una collaborazione militare. 
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Nel frattempo le pressioni del nazionalsocialismo diventano sempre più forti, accompagnate 

da attacchi terroristici sempre più violenti, che rivendicano l’Anschluss, cioè l’unificazione 

dell’Austria con la Germania. Allo stesso tempo le Heimwehren, formazione squadristiche 

legate in parte al Partito Cristiano sociale diventano sempre più influenti, in parte grazie ad 

aiuti finanziari elargiti da Benito Mussolini. 

Per contrastare i nazisti e la loro pressione di unificare l’ Austria con la Germania il nuovo 

cancelliere Engelbert Dollfuß (dal 1932) si trova a un bivio: collaborare con i socialisti per 

lottare insieme contro le influenze della Germania nazista o chiedere aiuto ad un “amico 

forte”.  Dollfuß si decide per la seconda alternativa e viene a patti con il dittatore italiano. Il 

supporto di Mussolini invece non è gratuito: chiede a Dollfuß l’annientamento dei socialisti e 

la fondazione di uno stato autoritario di stampo fascista. Specialmente dopo la presa di potere 

totale da parte di Hitler nel marzo 1933 la posizione di Dollfuß diventa sempre più difficile  e 

quest'ultimo si allinea sempre più con Benito Mussolini per difendere l’indipendenza 

austriaca. In effetti durante l’anno '33 il cancelliere austriaco rende visita a Mussolini prima a 

Pasqua e poi ad agosto, per mettersi d’accordo e per assicurarsi l’aiuto di Mussolini in caso di 

necessità. 

Il giorno della necessità arriva infatti il 25 luglio 1934: i nazionalsocialisti austriaci tentano un 

colpo di Stato contro il governo austriaco, con lo spalleggiamento segreto  del governo 

tedesco. Il putsch fallisce anche grazie all’appoggio di Mussolini, che mette in moto quattro 

Divisioni al Brennero per fissare i parametri, cioè che l’indipendenza austriaca sarà difesa 

dall’Italia fascista. 

Il quinto capitolo parla dei mass media del tempo tra la due guerre, cioè principalmente dei 

quotidiani. In questo periodo c'è una grande crescita della carta stampata: nonostante il 

mercato rimpicciolito dalla caduta della monarchia, vi è da segnalare l'abolizione della 

censura nel 1922. Nascono numerose nuove testate giornalistiche, tra le quali vi sono anche 

alcuni “giornali di strada”. 

Va menzionato che i quotidiani del tempo – se paragonati a quelli odierni – avevano 

un'enorme influenza e un'incredibile presa sulla popolazione. Non c'è ancora televisione, e la 

radio (RAVAG) viene introdotta in Austria solamente nel 1924, lasciando i temi politici da 

parte.  

Durante gli anni '20 il clima politico diviene sempre più radicalizzato, e le posizioni tra destra 

e sinistra si distanziano sempre più, e ciò si ripercuote anche sul panorama giornalistico: sui 
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giornali divengono sempre più visibili i punti di conflitto tra i partiti. Alla fine del decennio vi 

sono gruppi borghesi che richiedono la reintroduzione della censura, per mantenere sotto 

controllo alcuni giornali dell'opposizione. Dal 1933 – con l'introduzione dello “Ständestaat” - 

vengono vietati i giornali d'opposizione. 

Il giornale dei lavoratori (Arbeiterzeitung) viene fondato nel 1889, venendo pubblicato 

giornalmente nel periodo tra le guerre. Fin dagli inizi è il giornale del Partito 

Socialdemocratico Austriaco. Una delle figure centrali di questo giornale nel periodo trattato è 

sicuramente Friedrich Austerlitz, che non è soltanto deputato in Parlamento, ma anche 

caporedattore del giornale. Il giornale esisterà fino al febbraio 1934, durante la guerra civile. 

Il Reichspost è un quotidiano che funge durante questo periodo da canale di sfogo del Partito 

Cristiano Sociale. In linea con la linea del partito, il Reichspost prende una posizione di 

distanza nei confronti dell'Anschluss alla Germania. I comunisti e i socialdemocratici 

venivano tuttavia espressamente evitati dalla redazione del giornale, esistito fino al 1938. 

La Neue Freie Presse viene fondata nel 1864 ed è la vela trainante della azione liberal-

borghese. È un giornale di qualità, con un vasto seguito e indipendente dai partiti. Nel 1933 la 

redazione mette i lettori in allerta davanti alla distruzione della democrazia, ripudiando l'idea 

di sciogliere il Parlamento. Si tratta di un giornale filo-germanico, che però rifiutava 

l'antisemitismo e l'anticlericalismo tipici dei nazionalsocialisti. Tale quotidiano viene 

stampato fino al gennaio 1939. 

Nel sesto capitolo vengono presentati ed approfonditi i tre eventi presi in esame, seguiti 

dall'analisi circa la loro recezione nei giornali. Per quanto riguarda il primo evento, viene 

trattato il viaggio in Italia del cancelliere Ignaz Seipel nel 1923. Benito Mussolini ha preso il 

potere da poco e Seipel cerca di attuare, attraverso la sua visita, una politica estera 

dell'equilibrio. 

Tutti e tre i giornali trattano in maniera approfondita la visita del cancelliere a Roma, per 

quanto ciò avvenga da punti di vista totalmente diversi. Il Reichspost, in quanto giornale 

vicino al Partito Cristiano Sociale, elogia apertamente il viaggio di Seipel. Viene data molta 

importanza al ricevimento cordiale e amichevole ricevuto da Seipel. Al contrario, una visione 

molto critica nei confronti dell'Italia, del fascismo e di Mussolini viene operata 

dall'Arbeiterzeitung. La Neue Freie Presse fa notare come Seipel fosse allo stesso livello di 

Mussolini: un aspetto che per i lettori dell'epoca ha probabilmente una grande importanza, in 

quanto l'Austria è ufficialmente tra gli Stati sconfitti della Grande Guerra. 
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Il secondo evento è il discorso di Benito Mussolini del 3 gennaio 1925, avvenuto davanti alla 

Camera dei Deputati dopo il caso Matteotti. Questo discorso segna l'inizio della dittatura in 

Italia. Gli articoli del Reichspost circa gli eventi del 3 gennaio trasmettono l'impressione che 

il giornale voglia riferire la verità nella maniera più fedele possibile, al tempo stesso evitando 

critiche e rappresentando la censura della stampa italiana come normale. L'Arbeiterzeitung 

esprime aspramente il proprio disappunto verso il sistema fascista e non si risparmia 

dall'utilizzare espressioni forti nei confronti di Mussolini, definito un “capo dei banditi”. Il 

Partito Nazionale Fascista rappresenta per quest'ultimo giornale un chiaro esempio di 

mancanza di democrazia nel Paese: in particolare viene puntato il dito contro la censura e 

contro le spedizioni punitive nelle redazioni dei giornali. 

Il terzo evento storico preso in considerazione è la visita del cancelliere Engelbert Dollfuß a 

Mussolini nell'agosto 1933. Dollfuß cerca il supporto del leader fascista per opporsi alla 

pressione proveniente dalla Germania e al terrorismo dei nazionalsocialisti austriaci. 

Mussolini rassicura Dollfuß durante il loro incontro, avvenuto a Riccione, e gli accorda il 

proprio sostegno contro la Germania nazionalsocialista: in cambio, però, richiede 

l'annientamento dei socialisti, la creazione di una dittatura totalitaria e ulteriori iniziative sul 

piano della politica interna. Tutte queste richieste vengono completamente ignorate negli 

articoli di giornale austriaci, che non spendono una singola parola a riguardo. 

Il Reichspost riporta in maniera euforica la visita di Dollfuß, sottolineando l'aspetto 

amichevole dell'incontro tra i due leader politici. Allo stesso tempo viene sottolineato 

l'importante ruolo che Mussolini potrebbe ricoprire nella difficile situazione venuta a crearsi 

con la Germania. L'Arbeiterzeitung viene censurato già nell'agosto 1933: il 21 agosto viene 

stampato in prima pagina un annuncio riguardante l'incontro tra Dollfuß e Mussolini. In un 

commento viene fatta menzione circa la volontà di Dollfuß di “collaborare strettamente con 

Italia e Ungheria, e di collaborare con la Germania, finché fosse possibile”. Secondo 

l'Arbeiterzeitung l'autonomia dell'Austria si sarebbe potuta ottenere soltanto attraverso una 

neutralità ben marcata – cosa che cozzava particolarmente con l'allineamento del Paese 

all'Italia. Anche la Neue Freie Presse pone l'accento su questa dichiarazione del cancelliere 

Dollfuß. 

Il settimo e ultimo capitolo è dedicato all'analisi della recezione critica nei confronti dell'Italia 

nei media austriaci. La domanda principale che ci si pone all'inizio della qui presente ricerca, 

ovvero quale immagine dell'Italia venisse offerta ai lettori austriaci, non può ottenere una 

risposta esaustiva: viene preso atto di come nella stampa austriaca del tempo non ci sia 
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un'immagine generale dell'Italia. Non è possibile e consigliabile generalizzare su un solo 

aspetto.  

Per concludere, si può dire che dagli articoli dei tre giornali presi in considerazione si può 

chiaramente estrapolare ed interpretare il modo completamente opposto di vedere la politica, e 

che anche i lettori e la loro recezione degli eventi storici del tempo dovessero essere 

profondamente diversi tra loro. 

 


